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§ 1. 

Seit einem Menschenalter herrscht in der Literatur ein sehr 
lebhafter Streit Über die Auslegung der strafrechtlichen Be- 
stimmungen des deutschen Reichspreßgesetzes vom 7. Mai 1874, 
der auch gegenwärtig noch nicht als beendigt anzusehen ist. Es 
handelt sich auf diesem Gebiete um die Beantwortung der Fragen : 
Was ist unter dem Begriff ^Preßdelikt" zu verstehen? und wie 
ist die strafrechtliche Haftung fUr solche Preßdelikte geregelt? 

Die Entwicklung der modernen Preßgesetzgebung, in Sonder- 
heit das Bedürfnis nach speziellen preßstrafrechtlichen Normen, 
ist aufs engste mit der politischen Entwickelung vom Absolutismus 
zur konstitutionellen Regierungsform verknüpft. 

Auf diesem Gebiete sind Frankreich und Belgien den Übrigen 
Staaten des europäischen Festlandes vorangeschritten, und auch 
die gesetzliche Regelung der Presse dieser beiden Länder hat 
eine bald mehr, bald weniger getreue Nachbildung in den deutschen 
Einzelstaaten, wie auch außerhalb derselben erfahren. 

Selbst bei Schaffung des Reichspreßgesetzes glaubte man sich 
mit der Annahme dieser historisch gewordenen preßstrafrechtlichen 
Grundbegriffe, wenn auch mit gewissen Besonderheiten im System 
begnUgen zu können. In diesem Geiste wurden die geltenden 
Gesetzesbestimmungen formuliert, die dann Anlaß zu so tief- 
gründigen Meinungsverschiedenheiten gaben. 

Wegen des inneren Zusammenhanges des deutschen Gesetzes 
mit den außerdeutschen Vorbildern muß ein Wechsel in der Be- 
urteilung dieser Vorbilder oder doch schon der Beginn eines 
solchen Streites über die Beurteilung notwendigerweise auch die 
deutsche Gesetzgebung in Mitleidenschaft ziehen. 

Zlmin«rmiBii, Orandbe^riff« d. fruis.-balcr. Pressstrafraehtt. 1 
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iJie gesetzgeberischen Vorarbeiten des Reiehsprefigesetzes 
t^eweisen. daß der Gesetzgeber die später sieh geltend machenden 
Streitpunkte zum Teil nicht scharf erkannt, zum Teil als beseitigt 
angesehen hat; sie können darum allein befriedigende Aufschlüsse 
ü^>er die Tragweite der Strafbestimmungen nicht geben. 

Es rechtfertigt sich vielmehr eine Betrachtungsweise der 
deut^ben Preßstrafgesetzgebung, welche ausgeht von der hi- 
storischen Entwickelung dieser Materie in Frankreich und Belgien. 

Die Aufgabe soll derart gefaßt werden, daß unter Zugrunde- 
legung der Preßgesetzgebung Frankreichs und unter Berück- 
sichtigung der bedeutsamen belgischen Besonderheiten die preß- 
utrafrechtlichen GrundbegriflTe dieser Länder erörtert werden. 

Der Stoff gruppiert sich naturgemäß in zwei Teile : Im ersten 
Teüe soll versucht werden, eine Begriffsbestimmung des Preß- 
delikts zu geben; der zweite Teil wird von den Haftungsgrund- 
sätzen handeln. Zum Vergleiche werden die Strafbestimmungen 
des K#;ichspreßgesetzes herangezogen, um aus dieser Betrachtung 
einerseiU zur Klärung des Streites der Meinungen beizutragen, 
andererseits Wege finden zu helfen, auf denen sich die Gesetz- 
gebung weiter entwickeln kann. 



Erster Abschnitt. 

§2. 

Der Begriff des Pressdelikts nach französisch-belgischer 

Rechtsauffassung. 

Das geltende französische Preßstraf recht ruht heute im wesent- 
lichen auf dem Preßgesetze vom 29. Juli 1881 und einigen No- 
vellen, von denen eine der wichtigsten die Novelle vom 12. De- 
zember 1893 ist.^) 

Betrachtet man diese französischen Preßgesetze, so findet sich 
die bemerkenswerte Tatsache, daß alle selbständig die Tat- 
bestände der Preßdelikte normieren, ohne auf die allgemeinen 
Strafgesetze zu verweisen. Diesem Umstände ist jedoch nicht 
die Bedeutung beizumessen, daß den im Preßgesetze normierten 
Delikten der Charakter von Spezialdelikten verliehen ist. 

Sie sind vielmehr Delikte des allgemeinen Strafrechts, welche 
sich nur durch ihre Begehungsweise von den Delikten des Code 
penal unterscheiden und um deswillen eine besondere Formulierung 
rechtfertigen. Die zum Teil kasuistische Formulierung der Delikte 
im Code machte den beschrittenen Weg geradezu notwendig.^) 

^) Annuaire: Band I, XIII. 

2) Pandectes franQaises, Band 45 ..presse": Nr. 720 ff. Garraud: Zeit- 
schrift Bd. I: 

-Die Freiheit und die Verantwortlichkeit der Presse zu gleicher Zeit zu 
gewährleisten, das int das doppelte Ideal, dem die Gesetzgebungen der europäischen 
Völker mehr und mehr zustreben." G. führt weiterhin die durch Marc^re 
bei der Beratung des Gesetzes zum Ausdruck gebrachte Aulfassung der Gesetz- 
geber an: 
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Die gesetzgeberischen Vorarbeiten des Reichspreßgesetzes 
beweisen, daß der Gesetzgeber die später sich geltend machenden 
Streitpunkte zum Teil nicht scharf erkannt, zum Teil als beseitigt 
angesehen hat; sie können darum allein befriedigende Aufschlüsse 
über die Tragweite der Strafbestimmungen nicht geben. 

Es rechtfertigt sich vielmehr eine Betrachtungsweise der 
deutschen Preßstrafgesetzgebung, welche ausgeht von der hi- 
storischen Entwickelung dieser Materie in Prankreich und Belgien. 

Die Aufgabe soll derart gefaßt werden, daß unter Zugrunde- 
legung der Preßgesetzgebung Frankreichs und unter Berück- 
sichtigung der bedeutsamen belgischen Besonderheiten die preß- 
strafrechtlichen Grundbegriffe dieser Länder erörtert werden. 

Der Stoff gruppiert sich naturgemäß in zwei Teile : Im ersten 
Teile soll versucht werden, eine Begriffsbestimmung des Preß- 
delikts zu geben; der zweite Teil wird von den Haftungsgrund- 
sätzen handeln. Zum Vergleiche werden die Strafbestimmungen 
des Reichspreßgesetzes herangezogen, um aus dieser Betrachtung 
einerseits zur Klärung des Streites der Meinungen beizutragen, 
andererseits Wege finden zu helfen, auf denen sich die Gesetz- 
gebung weiter entwickeln kann. 



L 



Erster Abschnitt 

§2. 

Der Begriff des Presedelikts Bach firaazteisch-belgisclier 

Rechttanfraesinf. 

Das geltende franzosische Preßstrafrecht roht heute im wesent- 
lichen auf dem Pießgesetze vom 29. Juli ISSl und einigen No- 
vellen, von denen eine der wichtigsten die Novelle vom 12. De- 
zember 1S93 ist.M 

Betrachtet man diese französischen Preßgesetze, so findet sich 
die bemerkenswerte Tatsache, daß alle selbständig die Tat- 
bestände der Preßdelikte normieren« ohne auf die allgemeinen 
Strafgesetze zu veniei^en. Diesem Umstände ist jedoch nicht 
die Bedeutung beizumessen, daß den im Preßgef^etze normierten 
Delikten der Charakter von Spezialdelikten verliehen Ist. 

Sie sind vielmehr Delikte des allgemeinen Strafrecht», welche 
sich nur durch ihre Begehnngswei.se von den Delikten des Code 
penal unterscheiden und um deswillen eine besondere Pormulienmg 
rechtfertigen. Die zum Teil kasui.stiiK:he Formulierung der Delikte 
im Code machte den l>eschrittenen Weg geradezu notwendig,^) 

h Annuaire: Bar.i L XliL 

♦) Pzndectf^ inr.'-:kl¥^ Bar. 4 4% ^;^f«-*¥te*: Nr T'^^fiC Oarrarid: Z*fh- 
Schrift B<L I: 

-l>ie Freiheit .r.l 'i> V*-rar.*w''r..>hk*'it 4^r yrtnt^ vi uf.«^'\fMfrr Ztnt im 
gre währieiast*=-n. 4** \^ \j^ '\ >>r ti^r \-,*^ 'i^rr. 1 > ' '9*'*^.x'^*^\. a, '/*^t '^f " .rh\f^%!*^\»*!U 
Völker mehr «r. i .T.-r.r z-r^fr«-'^:.^ i's, f'.r.ft 'w*';*>'ft..n *\,^ 4 *r^h Mikr*:*rf^ 
bei der B^^nitur.^r *i-* • r*-*»< j>-* z.r. A^^lr.'-k ^''r,fa/'r*^ A .5Aw»-#r.jf /Ur^Aid^ta^ 
geber an: 



Als Ausgangspunkt der Strafgesetzgebung in dieser Materie 
ist eine Wendung in der Erklärung der Menschenrechte der 
konstituierenden Nationalversammlung von 1789 anzusehen.^) 

Diesem Grundsatze getreu zeigt auch der Gesetzgeber von 
1881 das Bestreben, jedes Meinungsdelikt aus dem Preßgesetze 
zu bannen. Und wenn dieser Grundsatz in der Folge auch nicht 
ohne Ausnahme durchgeführt wurde, so gewährte doch die An- 
lehnung an das allgemeine Straf recht die beste Sicherheit, den 
in den früheren Preßgesetzen häufig gemachten, heftig getadelten 
Fehler zu vermeiden. 

Bei der besonderen Formulierung der Deliktstatbestände im 
französischen Preßstrafrecht bedarf es zunächst einer Betrachtung 
der einzelnen Tatbestandsmerkmale, um aus der Charakteristik 
der einzelnen Deliktsgruppen heraus die allen gemeinsamen Be- 
griffsmerkmale des Gattungsbegriffs zu entwickeln. 

Unter dem Titel: Des crimes et delits commis par la voie 
de la presse ou par tout autre moyen de publication faßt das 
Gesetz in vier Unterabteilungen die einzelnen Preßdelikte zu- 
sammen.'^) Während in einem fünften Unterabteil Delikte behandelt 

„Alle waren einig, daß die Preßvergehen nicht als Vergehen einer be- 
sonderen Gattung zu betrachten seien, welche sich von den übrigen durch 
ihre innerliche Natur unterschieden, sondern daß sie gemeine Delikte seien, 
deren charakteristisches Merkmal einzig und allein in der Art und Weise ihrer 
Ausführung besteht. — Die Verstöße, deren man sich durch Schriften und 
Bilder schuldig machen kann, nehmen den Charakter von Preßvergehen an, 
wenn die Presse als Werkzeug der Begehung gedient hat: allein sie bleiben 
Delikte des gemeinen Rechts. Ueber den zu erreichenden Zweck herrschte 
also völlige Einigkeit: Jedes Meinungsdelikt (delit d'opinion —strafbare Hand- 
lung, welche die Kundgabe einer Ansicht an sich unter Strafe stellt) sollte 
beseitigt werden, uneinig war man mit Hülfe welchen Verfahrens dieser Zweck 
am besten erreicht werden konnte. Dabei ist von einer generellen Verweisung 
vom Parlament aus zwei Gründen abgesehen: Gleichzeitige Vermeidung von 
Straflosigkeit und übertriebene Bestrafung". 

») Declaration des droits de Thomme et des citoyens : La libre communication 
des pens^es et des opinions est un des droits les plus precieux de Thomme: 
tout citoyen peut donc parier, ecrire, imprimer librement, sauf ä repondro de 
Tabus de cette libert^ dans les cas d^termines par la loi. 
2) § 1] provocation aux crimes et delits. 

§ 2] ddlita contre la chose publique. 

§ 3] ddlits contre les personnes. 

§ 4] diUits contre les chefs dVtat et agents diplomatiques ^trangers. 
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werden, welche in Wahrheit nicht zum Preßstrafrecht, sondern 
zum Preßpolizeirecht gehören.^) 

Bei der Besprechung empfiehlt es sich, unter Voranstellung 
der umfangreichsten beiden Gruppen zunächst die Provokation 
und die Ehrverletzung zu behandeln und die Delikte „der 
Verbreitung falscher Nachrichten" und „der Verletzung der guten 
Sitten" anzuschließen. 

Wie schon die Ueberschrift dieses Kapitels im Gesetze zeigt, 
unterstellt das Gesetz die eigentlichen Preßdelikte — crimes et 
delits commis par la voie de la presse — einem erweiterten 
Deliktsbegriffe: dem Begriffe strafbarer öffentlicher Gedanken- 
äußerungen durch Wort, Schrift, Druck oder auf einem anderen 
Wege. 

Die „delits de presse ou de publication'' sind es, welche auf 
Grund der ihnen allen eigentümlichen öffentlichen Bekundung 
eines strafbaren Gedankeninhalts eine gemeinsame Regelung er- 
fahren. Von den Preßdelikten als Publikationsdelikten, mit anderen 
Worten von den nach Preßgesetz strafbaren Handlungen muß 
darum im folgenden gesprochen werden. 

Wie bei allen Delikten im französischen Strafrecht gehört 
auch bei den Delikten des Preßstrafrechts die bewußte und ge- 
wollte Verwirklichung sämtlicher Tatbestandsmerkmale zur Delikts- 
vollendung, falls nicht im Einzelfalle die Strafbarkeit der Hand- 
lung ausdrücklich schon an die fahrlässige Begehung geknUpft ist. 

Auch das französische Recht gestattet darnach die Zerlegung 
des Tatbestandes in einen objektiven und subjektiven Teil. 

Der objektive Teil des Tatbestandes wird durch die ursächliche 
Herbeiführung sämtlicher Tatbestandsmerkmale verwirklicht, und 
nach der subjektiven Seite ist Vorsatz (Intention), das ist die 
bewußte und gewollte Herbeiführung des Erfolges, begriffs- 
wesentlich.2) 



>) Siehe S. 21 f. 

^) Un ddlit de presse ne peut exister que ai son auteur a commis voloii- 

tairement, et en connaissance de cause, le fait incriminc L'eloment 

moral du delit .... c'eat l'intention de nuire, quon definit ainsi: Par ces 
mote intention de nuire il ne faut pas entendre exclusivement le dessin de 
causer ä autrui un dommage plus ou moins ünm^diat, soit dans sa fortune, 
soit dans son honneur ou sa conaideration. L*intention de nuire doit ^tre 
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Unter der Aufforderung (provocatlon) zu Verbrechen 
und Vergehen wird im Artikel 23 des Gesetzes zunächst die 
von Erfolg gekrönte Aufforderung behandelt, der sich dann die 
erfolglos gebliebene Aufforderung und die Verherrlichung (apologie) 
von Delikten anschließt Den Gesetzesparagraphen beschließt der 
Spezialfall der an Personen des Soldatenstandes gerichteten Auf- 
forderungen. 

Zunächst sollen als Teilnehmer am vollendeten Verbrechen 
oder Vergehen diejenigen bestraft werden (seront punis comme 
complices), welche den Täter zu einer solchen Handlung in be- 
stimmter Weise öffentlich und auch direkt aufgefordert haben, 
(directement provoqu6). 

Die Aufforderung muß eine öffentliche gewesen sein. 
Es genügt jedoch nicht jede öffentliche Aufforderung den Er- 
fordernissen des Gesetzes. Der art. 23 hat vielmehr in kasuistischer 
Weise die Mittel der Veröffentlichung des Gedankens wie die Art 
und Weise der Veröffentlichung selbst normiert.^) Nur eine auf 



enviBagee dans un seus plus moral, plus independaut du prejudice qui peut en 
r^Bulter et de la personne, qui peut en souffrir. 

C'est un fait de conscience, que le droit romain appelait invariable- 
ment dolus. 

cf. Paiidectes fran^aises Band 45 „presse'' Nr. 740 f. ; Band 24 „diffamation 
injure" Nr. 412. 

*) Die Veröffentlichung ist folgende: Bei schriftlichen Kund- 
gebungen — des Berits ou des Imprimds — Verkaut, Verbreitung, An- 
kündigung oder Anpreisung (mise en vente), Ausstellung an öffentlichen Plätzen 
oder in öffentlichen Versammlungen. Bei Anschlägen und Plakaten endlich 
eine Ausstellung „aux regards du public.'' Der Gesetzgeber hat bei den beiden 
letzteren Mittebi nur der gerade ihnen eigentümlichen Form der Veröffentlichung 
Erwähnung getan, weil die Verbreitung ihres Inhalts nicht aber die der Schriften, 
welche den Gedanken verkörpern, bei ihnen die Regel bildet. Dem Anschlag 
wie dem Plakate stehen in ihrer Eigenschaft als Druckschrift außerdem 
noch die den Druckschriften eigentümlichen Publikationsmittel offen. Vgl. 
dazu Barbier a. a. 0. I Nr. 257. 

Bei der Publikation mittels Schritten fordert Theorie und Praxis nur 
beim „Ausstellen'', daß dies auf einem öffentlichen Platze oder in einer öffent- 
lichen Versammlung geschieht. Dieser Ausstellungsweise wird jedoch aut 
Grund der als gleichwertig gebrauchten Ausdrücke: expose dans des lieux ou 
röunions publics und expose aux regards du public die Ausstellung gleich 
geachtet, welche eine Kenntnisnahme von einem öffentlichen Platze oder einer 
öffentlichen Versammlung aus ermöglicht. 
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diesem vom Gesetzgeber genau umgrenzten Wege erfolgte tat- 
sächliche Veröffentlichung (publicite legale) vermag das Merkmal 
der öffentlichen Provokation nach dem Preßgesetze zu begründen, 
während jede auf anderem Wege bewirkte Veröffentlichung nach 
dem Preßgesetze straflos bleibt. 

Das zweite bedeutsame begriffswesentliche Merkmal der 
Provokation ist, daß sie eine direkte sein muß. Es genügt nicht 
jede öffentliche Anregung, die die Ausführung einer strafbaren 
Handlung zur Folge hat; es muß vielmehr zur Begehung einer 
ganz bestimmten Handlung aufgefordert sein.^) 



Die Beschränkung dieses Erfordernisses auf die Ausstellung wird aus 
dem art. 1 des französischen Preßgesetzes vom 17. Mai 1819 gefolgert. Dieser 
Artikel ist nämlich das fast wörtliche Vorbild des art. 28. 

Er enthielt in seinem Texte bei der Aufzählung der Publikationsmittel 
ein Komma hinter dem „mise en vente*' und vor dem „exposes", so daß die 
Worte, welche dem exposes folgten: dans des lieux on reunions publice sich 
nur auf die Ausstellung bezogen. Dieses Komma ist zwar in der Fassung des 
art 28 fortgefallen, aber ohne daß mit diesem Fortfall eine sachliche 
Aenderung bezweckt werden sollte, wie die herrschende Auffassung annimmt, 
vgl. Chassan a. a. 0. I Nr. 69; Barbier I Nr. 258. 

Nach der Definition, die Chassan fUr die Öffentlichen Plätze gibt: les 
lieux qui sont ouverts ou accessibles a tout le monde, soit gratuitement, soit 
moyennant rdtribution ou certaines conditions d'admissibilite werden diese 
seither nach ihm in drei Klassen geteilt, und zwar in solche ihrer Natur oder 
ihrer Bestimmung nach oder endlich in zufällig öffentliche Plätze. Chassan: 
I p. 47; Urten des Kassationshofes vom 4 Mai 1888 (D. 88, I, 482). 

Für die Begriffsbestimmung „öffentliche Versammlung- endlich ist weniger 
die Kopfzahl der Anwesenden als ihre Beziehung unter einander: Die mehr 
oder weniger große Leichtigkeit der Teilnahme dritter Personen maßgebend. 

*) Zur Charakteristik soll aus den Parlamentsverhandlungen die von 
O r t o 1 a n hervorgehobene Bedeutung dieses Erfordernisses wie die sich auf 
diesen Punkt beziehende Stelle des Kommissionsberichtes an die Deputierten- 
Kammer durch M. Lisbonne angeführt werden, vgl. Barbier zu art. 23. 

Ortolan: Bien entendu qu'il ne s'agit pas ici seulement d'une excitation 
generale, d*un soul^vement des passions desquelles auraient pu resulter ensuite 
des actes coupables: ce serait la un tout autre cas. — Jl sagit d'un appel 
direct ä commettre tel delit d^termine, par exemple ä aller mettre le feu 
a tel ^difice 

Lisbonne: La provocation ne sera donc punie des peines de la com- 
plicite que lorsqu eile sera directe et speciale, c'est-ä-dire lorsqu'elle consistera 
dans les efforts directs d'un individu pour que d'autres individus ex^cutent un 
crime determine et prevu par la loi penale. 
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Subjektiv fordert die direkte Provokation den Vorsatz des 
Täters, beliebige dritte Personen zu einer bestimmten Tat, die 
nach allgemeinen Strafrechtsnormen strafbar ist, aufzufordern.^) 
Wenn auch diese Tat nicht in allen Einzelheiten vorgestellt sein 
muß, so macht doch die vom Aufgeforderten ausgeführte Tat, 
wenn sie anders geartet ist, oder über den vom Aufforderer vor- 
gesehenen Erfolg hinausgeht (Exzeß des Aufgeforderten), den 
Aufforderer nicht strafbar. 

Das Erfordernis der direkten Provokation hat in 
den Kammerverhandlungen zu heftigen Auseinander- 
setzungen gefuhrt. Es standen sich in der Hauptsache zwei 
Auffassungen gegenüber. Die einen wollten einen besonderen 
Strafrahmen für diese Preßprovokationen normieren, die andern 
dagegen die Aufforderer des Preßgesetzes als Teilnehmer an der 
Haupttat nach allgemeinen Strafrechtsgrundsätzen strafen unter 
Anwendung des art. 59, C, p., der die Aufforderer hinsichtlich 
der Bestrafung den Tätern gleichstellt. 

Nur unter der Bedingung, daß die Preßprovokation eine 
direkte sein mUsse, ist schließlich für die Anwendbarkeit des 
art. 59 C. p. eine Kammermehrheit gewonnen. 2) Die Vertreter 
der Auffassung, daß ein besonderer Strafrahmen für Preßprovo- 
kationen normiert werden müsse, beriefen sich vor allem auf den 
Artikell des auch imübrigen vorbildlichen Gesetzes vom 17. Mai 1819, 
der das Erfordernis der direkten Provokation nicht kannte. 
Nach diesem Artikel genügte die Erregung der Gemüter durch 
die Presse, um „den Vertreter der Presse"* für Straftaten ver- 
antwortlich zu machen, die in Folge der durch die Presse ver- 



^) Kommissionsbericht citiert bei Barbier I p. 251: Jl y a lieu d'assimiler 
compl^tement la complicite de Tarticle 28, ä la complicite du droit commun, 
laquelle ne peut jamais exister qu'autant qu'il est clairement demontre que 
l'auteur de la provocation a eu Tinten tion de provoquer au fait qui a ete commis. 
A defaut de cette intention coupable, consistant dans la volonte de pousser au 
crime et en quelque sorte dans le d6sir qu*il soit commis, pas de complicite 
par provocation. 

2) Abgeordneter Ribot: L'article vot6 par la Chambre n'aasimile la 
provocation au crime lui-meme qu a la condition bien express^mcnt entendue 
par nous et formul^e dans le texte meme, qu'il y ait un lien appr^ciable 
direct, certain entre la provocation et le crime. 

Journal off. 31, jauvier 1881. 
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ursachten allgemeinen Mißstimmung begangen wurden. Daß in 
dieser Haftbarmachung eine Abweichung von der allgemeinen 
strafrechtlichen Komplizität lag, dessen war sich der Gesetzgeber 
auch völlig bewußt gewesen. Sie kam schon in der Fassung des 
Gesetzes zum Ausdruck: Quiconque soit par des discours . . . 
sera repute complice. Der Auflforderer sollte als Teilnehmer 
angesehen und dementsprechend bestraft werden. Die Komplizität 
dieses Preßgesetzes wurde mit Hülfe einer Fiktion begründet und 
mußte der echten Komplizität des Code penal scharf gegenüber 
gestellt werden.^) 

Nach geltendem Recht ist dieser Unterschied beseitigt. Es 
war aber dennoch eine besondere Regelung im Preßgesetze er- 
forderlich, weil art. 60 C. p. im Gegensatz zu § 48 R.St.G.B. die 
Teilnahme in kasuistischer Weise regelt. 

Die Provokationsbestimmung des Preßgesetzes ist darum als 
eine den art. 60 C. p. in einer die Bedürfnisse der Presse be- 
rücksichtigenden Weise, ergänzende Bestimmung aufzufassen.^) 

J) Vgl. Chassan, a. a. 0. I p. 835 f: Nr. 480: La complicit^ de Tarticle 1 
de 1a loi 17. Mai 1819 n'est qu'une comp1icit6 de plein droit, uue complicit^ 
exceptionelle et fictive, parce que Telfet qui a suivi la provocation a pu ne 
pas exister dans la pens^e de l'6crivain. La loi rassimile a uii complice, mais 
il n'est pas un complice eftectif. 

La complicit^ de lart ()0 du Code p6nal etit une complicit6 reelle, parce que 
Tauteur de la provocat'on a eu rintention de provoquer au fait qui a 6t4 commis. 

2) Der Auffassung, welche Barbier I Nr. 290 vertritt, bei idealem Zu- 
sammentreffen mit art. 60 C. p. mü-'se dieser Artikel Anwendung ßnden, ist 
nach geltendem Rechte nicht mehr beizupflichten. Die von ihm angeführten 
Gründe können seine Auffassung auch nur unter der HeiTschaft des alten 
Rechts rechtfertigen. 

An dieser Stelle soll auch auf das Verhältnis des § 111 zum § 48 StG.B. 
hingewiesen werden: Die Aufforderung wird zur Anstiftung, wenn der Vorsatz 
des Aufforderers sich auf die Herbeiführung einer bestimmten Handlung 
und zwar durch eine bestimmte Person richtet. Liszt, Lehrbuch § 175; 
Frank § 111 II. 

An sich gehört das Merkmal : Richtung des Vorsatzes auf die Begehung 
durch individuell bestimmte Personen nicht zum Anstiftungsbegriffe. Der An- 
stifter muß sich nur bewußt sein, daß er einen andern anstiftet. Aus § 111 
St.G.B. muß aber positiv-rechtlich dies Merkmal in den Anstiftungsbegriff auf- 
genommen werden (E. RG. III ^*^), Dagegen gehört dies Merkmal nicht zum 
französischen Provokationsbegriffe. Der dolus des Provokateurs umfaßt nur 
das Bewußtsein, einen anderen anzustiften. Es ist aus diesem Grunde Provokation 
mit Aufforderung nicht mit Anstiftung wiedergegeben. 
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Bereits bei den Provokationsdellkten — in noch höherem 
Maße bei den weiteren Deliktsgruppen — tritt die Bedeutung 
der Frage hervor, inwieweit diese Preßdeliktsnormen auf das 
Bestehen älterer Gesetze, welche Provokationen wie andere Delikts- 
tatbestände regeln, einwirken. Der Artikel 68 des Preßgesetzes 
hebt nur die speziell als Preßgesetze erlassenen Gesetze generell 
auf und damit auch die in ihnen geregelten Deliktstatbestände, 
während die Bestimmungen des Code penal und anderer straf- 
rechtlicher Nebengesetze auch soweit sie Delikte enthalten, die 
mittelst der Presse begangen werden können, in Geltung ge- 
blieben sind.*) 

Das Provokationsdelikt ist — darin zeigt sich seine accessorische 
Natur — vollendet, wenn infolge der Provokation ein Verbrechen 
oder Vergehen zur Ausführung gelangt oder ein Verbrechen 
strafbar versucht ist.^) 

Die eigenartige Gefährlichkeit der Presse durch ihren Einfluß 
auf den besonders leicht erregbaren romanischen Volkscharakter 



^) Nach art. 68 kann demnach nar im Emzelfalle entochieden werden, ob 
die zur Beurteilung stehende Auiforderung, um ein Beispiel herauszugreifen, 
selbst wenn sie auf dem Wege der Presse begangen wird, eine nach dem 
Preßgesetze strafbare Handlung bildet, oder unter ein anderes Strafgesetz fällt. 
Von dieser Entscheidung hängt dann die weitere Frage ab, ob die die Presse 
begtknstigenden Sondervorschriften materiell-rechtlicher wie prozessualer Natur 
Anwendung zu ßnden haben oder nicht. Vgl. dazu auch Barbier: I p. 816fr. 
und unten Seite 25. 

2) Preß-Ges. art. 23 Abs. 2; art. 2, 8 C. p. Die ursprünglich auch auf 
den Versuch eines Vergehens ausgedehnte Anw^endbarkeit ist im Senat auf 
den Versuch eines Verbrechens begrenzt. Die von der Deputiertenkammor 
noch nicht vorgesehene Einschränkung rechtfertigt der Senatsberichterstatter 
Pelle tan, wie folgt: 

La tentative d'un crime est toujours assimil6e au crime lui-m^me quand 
cette tentative s'est manifest^e dans les conditions indiqu^es par l'art. 2 C. p. 
Jl n'en est pas de m^me pour les d61it«. La tentative ä leur 6gard n'est 
punie que dans des cas sp6ciaux et en vertu des dispositions particuli^res de 
nos lois (art. 8, 179, 241, 245, 388, 400, 401 C. P. et loi du 27. mars 1S51). 
La commission a pens^ qu'il serait excessif d'6tendre la complicit^ r6sult«nt 
d*une provocation par parole ou par Berits ä des cas sp6ciaux dans lesquels la 
simple tentative n'est assimil^e que par exception au d6lit lui-m^me. 

Elle na donc maintenu la disposition adopt^e par la C'hambre que pour 
tentative de crime, et eile la r4dig4e en ces termes: cette disposition sera 
6galement applicable ..... etc. (voir l'art. 23 in fine). 
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bedingte jedoch, daß man sich nicht in allen Fällen damit be- 
gnügen konnte, die Strafbarkeit der Aufforderung von der straf- 
baren Ausführung einer von erheblicher Einwirkung zeugenden 
Haupttat abhängig 7a\ machen. Es wurde daher in dem durch 
die Novelle von 1893 bedeutend erweiterten Artikel 24 des Ge- 
setzes die Provokation in gewissen Fällen unter Außerachtlassung 
ihrer accessorischen Natur an sich bei Anwendung gesonderter 
Strafrahmen unter Strafe gestellt. Bedurfte es aber einerseits 
außer den in art. 23 normierten Tatbestandsmerkmalen: Oeffent- 
liche und direkte Aufforderung nur noch der Kenntnisnahme 
seitens einer dritten Person zur Deliktsvollendung, nicht aber 
einer darüber hinausgehenden Einwirkung auf das Qemütsleben 
oder gar auf das Taten-Leben, so wurde auf der anderen Seite 
auch die Strafbarkeit der erfolglosen Provokation auf äußerst 
gefährliche, wenige und bestimmte Delikte begrenzt.^) Man ging 

J) Es ist interessant die Novelle von 1893 mit dem ursprünglichen üesetzes- 
texte zu vergleichen. 

Auf den ersten Blick muß es befremdlich erscheinen, daß eine so sorg- 
fältig beratene Gesetzeskodifikation des Preßrechts sobald einer Umgestaltung 
in wesentlichen Punkten unterzogen wurde. Die getroffenen Maßnahmen lassen 
als Erklärung nur die Absicht zu, dem wachsenden Anarchismus durch den 
Erlaß von Gelegenheitsbestimmungen zu steuern. Man wollte durch Straf- 
schärfung und Straferweiterung die Anreizung zur Begehung strafbarer Hand- 
lungen eindämmen und knüpfte die neue Gesetzgebung an die Bestimmungen 
des art. 24 an. Auf dem einmal beschrittenen Wege gab es dann kein 
„zurück" mehr. 

Die Novelle von 1893 trägt ganz unverkennbar diesen Charakter, wenn 
man nur schon rein äußerlich ihre Entstehungsgeschichte betrachtet. Sie ist 
mit drei anderen Gesetzes vorschlagen der Kammer vom Ministerpräsidenten 
Casimir P6rier vorgelegt infolge des durch den Anarchisten Vaillant unter- 
nommenen Attentats gegen die Deputiertenkammer. Dem gleichen Gedanken 
anarchistischer Abwehr ist auch die anlässig der Ermordung des Präsidenten 
Carnot ergangene Preßgesetznovelle vom 24. Juli 1894 entsprungen. Vgl. 
Annuaire: de leg. fr, Bd. 14 p. 76; Pandectes fran^Äises Bd. 19 „com- 
plicit6^ Nr. 823. 

Während der alte art. 24 Abs. 2 nur die erfolglos gebliebene Aufforderung 
unter Strafe stellte, wenn aufgefordert war zur Begehung des Mordes, der 
Plünderung (pillage) und Brandstiftung oder zu einem Verbrechen gegen die 
Sicherheit des Staates nach den art. 75—101 C. p., ist nach der Novelle das 
Anwendungsgebiet auch auf die Vergehen gegen die äußere Staats- 
sicherheit ausgedehnt und auch die erfolglose Aufforderung zum Raube (vol) 
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aber sogar noch einen Schritt weiter, und sah von dem Er- 
fordernis einer direkten Aufforderung ab : Die Deliktstatbestände 
des art. 24 Abs. 3 der Novelle von 1893 wie die des ursprünglichen, 
von der Novelle nicht berührten Abs. 2 des art. 24 von 1881 
setzen unter Androhung besonders normierter Strafen nur eine, 
im Rahmen des art. 23 erfolgte öffentliche Verherrlichung 
(apologie)^) gewisser Verbrechen, oder aufreizende Wortkund- 
gebungen (cris ou chants seditieux) auf öffentlichen Plätzen oder 
in öffentlichen Versammlungen voraus.^) Deliktsvollendung ist 

sowie zu einem der in Artikel 435 (\ p. normierten Verbrechen unter Strafe 
gestellt. 

Femer ist zwischen den strafbaren Handlungen gegen die äußere Staats- 
sicherheit und denen gegen die innere Staatssicherheit ein grundsatzlicher 
Unterschied gemacht, den der Justizminister mit folgenden Worten recht- 
fertigte : 

Nous avons pens6, qu'il 6tait n^cesseire lorsqu'il sagit de provocations 
a des crimes contre la sdret^ ext^rleure de TEtat, ou d'apologie de ces crimes 
de mettre a la dispoaition de la justice des moyens d*action plus 6nergiques 
que lorsque nous nous trouvons en face de provocations ä des crimes contre 
la süret^ Interieure de TBtat. (Ann. XIII p. 228). 

Das Problem der erfolglosen, dennoch strafbaren Provokation gab Anlaß 
zu heftigem Streit in den Kammerverhandlungen. Eine Vermittelung kam 
schließlich in der Weise zustande, daß man die Strafbarkeit erfolgloser Provo- 
kationen entsprechend ihrer accessorischen Natur grundsätzlich ablehnte und 
nur im Interesse einer wirksamen Bekämpfung staatsgefährdender Kund- 
gebungen vereinzelte Ausnahmen gestattete. «■ Vgl. auch die in den Ver- 
handlungen seitens der Berichterstatter Pell e tan und L i s b o n n e im Senat und 
in der Deputierten-Kammer zum Ausdruck gebrachten Gesichtspunkts fQr die 
Beurteilung und Behandlung erfolgloser Provokationen abgedruckt bei: 
Barbier I p. 257. 

^) Die Verherrlichung ist seitens des Justizministers definiert als: glorifi- 
cation de ces pr6tendus h^ros de lanarchie, donn^ en exemple ä des esprits 
faibles et d^voy6s qu'on dirige ainsi plus lentement, mais plus sürement vers 
le but qu*on se propose et auquel on ne les aurait peut-etre pas conduits par 
une provocation trop directe et trop violente. (Annuaire Band XIII No- 
velle i2/,2 1898). Es handelt sich in dem Artikel 24 Abs. 3 um Verherrlichung 
der Verbrechen des Mordes, der Plünderung, der Brandstiftung, des Raubes 
oder eines der in Artikel 435 code p6nal vorgesehenen Verbrechen. 

'*') Mit der Normierung der beiden Deliktstatbestände wird einer der 
Grundsätze des Preßgesetzgebers : Jedes Meinungsdelikt sollte beseitigt sein, 
durchbrochen. Die Bestimmungen der Novelle sind darum auch aufs heftigste 
bekämpft. Die Gegner führten zur Begründung ihrer Ansicht aus der Geschichte 
des Preßstrafrechts zahlreiche schlagende Beispiele an. Sie hatten so unrecht 
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mit Kenntnisnahme auch nur eines Dritten bei gleichzeitiger 
Möglichkeit der Kenntnisnahme seitens der Allgemeinheit gegeben. 
Subjektiv ist der Vorsatz des Täters erforderlich, daß die Ver- 
herrlichung oder Wortkundgebung aufreizender Natur eine derart 
tiefe Verwirrung der Gemüter hervorrufen kann, daß die Begehung 
strafbarer Handlungen zu befürchten ist. 

Die Regelung der Provokationsdelikte wird durch eine Spezial- 
bestimmung über Provokationen, die an Personen des Soldaten- 
standes gerichtet sind, zum Abschluß gebracht. Auch bei dieser 
Aufforderung ist es rechtlich unerheblich, ob die Aufforderung 
direkt oder indirekt gewesen, von Erfolg begleitet oder resultat- 
los verlaufen ist.^) Vollendet ist das Delikt mit der Kenntnis- 
nahme der Aufforderung durch eine Militärperson. Es darf jedoch 
auf subjektiver Seite die bemerkenswerte Tatsache nicht unerwähnt 
bleiben, daß hier in diesem einzigen Falle in der Preßstrafrechts- 
materie das Gesetz eine Absicht (but) fordert, die Soldaten von 
ihrer Gehorsamspflicht abspenstig zu machen. 

Den Provokationen soll eine Untersuchung der verschieden- 
artigen Ehrverletzungen des Preßstrafrechts folgen. 

Das Gesetz hat diese Materie in einer Weise geregelt, die 
man in einem der Regelung des Preßwesens doch in erster Linie 
gewidmeten Gesetze nicht vermuten sollte. Es werden nach der 
Gliederung des Gesetzes die Ehrverletzungen gegen den Präsidenten 
der Republik (art. 26) und die gegen fremde Staatsoberhäupter 



nicht, denn zu vielen tendenziös-politischen Prozessen konnten auch in Zukunft 
derartig unbestimmt gefaßte Deliktstatbestände ausgebeutet werden. Die 
französische Geschichte des 19. Jahrhunderts lehrt zur genüge, daß Ausrufe 
und dementsprechend auch Druckschriften (Flugblätter) gleichen Inhalts wie: 
A bas la R^publique, a bas le President, vive Tempereur, vive la commune u. s. w. 
bald Zeichen regierungstreuer Gesinnung, bald äußerst gefährliche und ver- 
werfliche Kundgebungen gewesen sind, je nach der gerade herrschenden Re- 
gierungsform. — Alle geäußerten, schwerwiegenden Bedenken traten aber 
zurQck vor dem einen Wunsche, eine Handhabe gegen staatsfeindliche Unter- 
nehmungen zu schaffen. 

') Die Auffassung wird begründet durch den Hinweis auf den vorbildlich 
gewesenen art. 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1849 und durch die Verhandlungen 
1881: Abgeordneter Renault: Apr6s avoir refus^ d'atteindre la provocation 
ordinaire, quand eile n'a pas 6t6 suivie d'effet, nous avons, sans nous pr6occuper 
des cons^uences, frapp6 toute provocation adress^e a Tarm^e 
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und Vertreter fremder Staaten (36, 37) — unter sich freilich 
wieder in zwei verschiedenen Abschnitten — den Ehrverletzungen 
gegen Privatpersonen (art. 29 AT.) gegenübergestellt. 

Nach der Terminologie des Gesetzes wird die Ehrverletzung 
gegen den Präsidenten und die gegen fremde Staatsoberhäupter 
„offen se'' genannt, während die Ehrverletzung gegen die bei 
der französischen Republik beglaubigten Vertreter fremder Staaten 
mit dem Ausdruck „outrage'' belegt ist. 

Die Ehrverletzung gegen Private zerfällt in die Be- 
leidigung im engeren Sinne (injure) und in die Üble Nachrede 
(diffamation). 

Die Ausdrücke „ outrage ** und ^.offense** sind begrifflich gleich- 
wertig und umfassen diffamation wie injure. Diese an sich be- 
fremdliche Terminologie findet ihre Erklärung in der geschichtlichen 
Entwickelung der Beleidigungsdelikte. ^) 

1) Vgl.: Pandectes fran^aises Bd. 24 „diff.-iiijure« Nr. 1 ff. Barbier 1 
Nr. 897 ff; 887, Rognon: Code p6nal expliqu^. Üalloz: Bd. 86 „prosse-outrage''. 

Im (\ p. von 1810 unterschied man bei den „Beleidigungen" zwischen 
„calomnie" und injure. Die „calomnie" bildete das Delikt der ftblen Nachrede 
mit der Besonderheit der Unterstellung einer objektiv unwahren Tat«aclie. 
während unter injure die formelle Beleidigung im engeren Sinne im Gegen- 
satz zur Unterstellung einer Tat verstanden w^urde. 

Diese Bestimmungen des alten Code sind durch die bedeutungsvolle Preß- 
gesetzgebung von. 1819, speziell durch art. 20 des Ges. vom 17. Mai 1819 ziim 
größten Teil aufgehoben. Der Artikel 18 dieses Gesetzes setzt an die Stello 
der calomnie die diffamation. behält aber den Begriff injure bei. Nach der 
Legaldefinition dieses Artikels ist: diffamation toute all6gation ou imputation 
d*un fait qui porte atteinte ä Thonneur ou a la consideration de la personne 
ou du Corps auquel le fait est imput6; injure-toute expression outrageante, 
terme de m6pris ou invective qui ne renferme Imputation d aucun fait 

Beide Definitionen sind wörtlich in den art. 29 des geltenden Preßgesetzea 
Qbemommen. 

Der Begriff „diffamation'' ist mit dem Gesetze von 1819 im französischen 
Strafrecht allgemein zur Geltung gekommen, nachdem bereits die Hochschul- 
ordnung vom 15. November 1811 den Begriff zum ersten Mal verwertet hatte. 
(Dalloz Band 86 „presse-outrage). Der begriffliche Unterschied zwischen 
diffamation und calomnie besteht darin, daß die calomnie die Unlerstellung einer 
objektiv falschen Tatsache zur Voraussetzung hat, während bei der dilfamation 
die Eigenschaft der unterstellten Tatsache, ob wahr oder falsch rechtlich un- 
erheblich ist. Schon Portalis weist im Jahre V der Republik auf diesen 
Unterschied in einem Berichte an den conseil des Anciens hin : La diffamation 
est la Promulgation des choses infamantes .... vraies ou fausses. On appelle 
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In objektiver Beziehung gehört zum Tatbestande der diffamation 
die Unterstellung einer bestimmten Tat.^) Das Gesetz macht 
keinen Unterschied ob die Unterstellung von dem Täter ausgeht, 
oder ob dieser nur ihm Zugetragenes, selbst in der Form persön- 
lichen Zweifels weitergibt: Beides wird in der Definition : L'all6- 
gation ou Timputation d'un fait auf eine Stufe gestellt. Die Tat 
muß geeignet sein, die Ehre d. h. das Selbstgefühl oder die Wert- 
schätzung auch in Beziehung auf den Kredit zu verletzen.^) Die 

choses infamantes Celles qui impriment une tache honteuse dans la vie d*une 
pereonne et qui sont capables, quand elles sont connues de lui attirer le 
inöpris Oll 1 aversion des gens de bien. La calomnie est la fausse imputation 
d*un delit. 

Die diffamation wie die injure faßte der Code p6nal art 222 ff. unter den 
gemeinsamen Begriif outrage ; dieser 'st mit „Ehrverletzung" wiedergegeben. 
Es hätte auch der Ausdruck Beleidigung in weiterem Sinne, etwa im Sinne 
der Ueberschrift des 14. Abschnitts im deutschen St.G.B. gew&hlt werden 
können, doch sprach der Gesichtspunkt der Kürze fOr den ersten Ausdruck. 
Dem Begrift'e outrage ist der der otfense gleichwertig. — Der Begriif otfense 
als Ausdruck der Verletzung der dem König schuldigen Hochachtung ist für 
die Umschreibung: ,,d*imputations ou d*all6gations otfensantes ou d*injures" 
zuerst durch art. 9 des Gesetzes vom 17. Mai 1819 gesetzgeberisch verwertet und in 
der Folgezeit auch bei den wechselnden Staatsformen — Republik, Königreich, 
Kaisertum — auf das jeweilige Staatsoberhaupt angewendet, obwohl in Zeiten frei- 
heitlicherer Gesetzgebung die Beseitigung des Sonderbegriffs gefordert wurde. 

Im Entwurf zum Preßgesetz von 1881 fehlte das Wort Toffense. Es war 
durch outrage ersetzt worden, mit der Begründung, daß die Geschichte des 
Delikts Toffense mit Rücksicht auf die extensive Tendenz der unter seiner 
Herrschaft gefällten Urteile einen andern Ausdruck in einem, die Preßfreiheit 
als obersten Grundsatz anerkennenden Gesetze rechtfertige. Der Senat fügte 
dem vorgelegten Entwurf w^ieder das Wort offense an Stelle der outrage ein. 
Es wurde dabei aber besonders betont, daß diesem Ausdruck als dem historisch 
gewordenen der Vorzug zu geben sei, ohne daß mit dieser Aenderung der 
Bezeichnung sachlich irgend etwas geändert werden sollte. 

') Auf die Bestimmtheit der Tat wird gerade zur scharfen Unterscheidung 
von der injure in der Praxis das größte Gewicht gelegt So sagt ein Urteil 
des Kassationshofes vom 29. Juli 1865 (D. 66, 1, 48): la diffiamation suppose un 
reproche se produisant sous la forme d*une articulation pr6cise de faits de 
nature a etre, sans difficult6 Tobjet d*une preuve ou d*un döbat contradictoire. 

2) Das Gesetz, geht über den Rahmen des § 186 St.G.B. hinaus und stellt 
Handlungen unter Strafe, die sowohl die ideelle Wertung eines Menschen be- 
rühren können, wie auch seinen Kredit zu gef&hrden geeignet sind. Nach 
deutschem Rechte macht die Kreditgefährdung durch üble Nachrede dagegen 
nur zivilrechtlich haftbar und auch dann nur bei fahrlässigem Handeln nach 
§ 824 B.G.B.. während allein die Kreditverleumdung nach § 187 StG.B. 
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Gegenüberstellung von Ehre und Wertschätzung zeigt, daß das fran- 
zösische Recht sowohl die Ehre unter dem Gesichtspunkte der 
Wertschätzung dritter Personen, als auch das Selbstgefühl des 
Verletzten schützt.^) 

Zum objektiven Tatbestande der injure gehört dagegen nur 
das Vorliegen einer beleidigenden Gedankenkundgebung, ohne 
daß es sich um die Unterstellung einer bestimmten Tat handeln 
darf.^ Der Relativsatz in der Legaldefinition art. 29 Abs. 2: 
Toute expression . . qui ne renferme Timputation d aucun fait 
bringt diesen Gedanken unmittelbar zum Ausdruck, 

Die Beleidigung kann sowohl in der Form der Ausdrucks- 
weise wie im Sinne des Ausdrucks gefunden werden. Beide 
Möglichkeiten umfaßt die Legaldefinition mit den Worten: terme 
de mepris ou invective und expression outrageante. 

Allen Tatbeständen der Ehrverletzungen ist die Oeffent- 
lichkeit (publicite) der Gedanken kundgebung und auf der 
subjektiven Seite die vorsätzliche Begehung (mit Intention de 
nuire) gemeinsam. 

Bei der Ehrverletzung des Präsidenten der Republik und 
der von Privatpersonen kann das Merkmal öffentlicher Begehungs- 
weise sich nach Maßgabe des art. 23 ergeben oben Seite ß; 
es kann ferner noch auf dem art. 28 beruhen.^) 

kriminell strafbar macht Diese weitere Fassung tritt bereits 1819 hervor bei 
Beratung der damaligen Preßgesetze. C o u r v o i s i e r führt in seinem Be- 
richte aus: 

Tout ce qui touche a la röputation ä la probitö, touche ä Thonneur, et 
Ton peut sans blesser Thonneur porter atteinte ä la consid^ration. Dire 
mdchamment qu^un n^gociant a 6prouvö des pertes, qu'il g^re avec inhabilit^ 
son ndgoce, annoncer faussement tel ou tel fait a Tappui de Timputation c'est 
laisser son honneur intact, c*est nuire cependant a la consid^ration dont il 
Jouit. B. im übrigen Barbier: Nr. 409, 418. 

1) Vgl. V. Bar: Gerichtssaal 52 IS. Hilf. „Beleidigung ist Zufügung eines 
Seelenschmerzes" und Pandectes fr. Bd. 24 „diffamation injure" Nr. 809: 

L*honneur et la considdration sont choses distinctes, et Ton a pu dire : 
L*honneur, c'est l'estime de soi la consid6ration, Testime des autres. 

2) Es fallen daher auch Unterstellungen wie: Er ist ein Dieb! unter den 
Begriff injure. Sie bilden wohl die „imputation"" d'un vice d^termine mais 
non d*un fait d6termin6. (Kass. Hof 81. Jan. 1867 D.. 68, 1. 96). 

') Die Publikation muß darnach erfolgen: 

a) durch discours, cris ou menaces prof6r6s dans des lieux on r^unions 
publics (art 28). 
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Dagegen kennt der Tatbestand der Ehrverletzungen fremder 
Staatsoberhäupter oder fremder Staatsvertreter, welche bei der 
Republik beglaubigt sind, eine derartige Beschränkung der öffent- 
lichen Begehungsweise nicht: Auf jedem Wege kann die tat- 
sächliche Veröffentlichung erfolgen. 

Der Vorsatz umfaßt auch hier die bewußte und gewollte 
Verwirklichung sämtlicher Tatbestandsmerkmale. Eine darUber 
hinausgehende beleidigende Absicht wird niemals gefordert.^) 

Die Tat ist vollendet, wenn die verletzende Kundgebung der 
Allgemeinheit zugänglich und tatsächlich, wenn auch nur von 
einem einzigen Dritten, zur Kenntnis genommen ist. 

Die Zulässigkeit des Wahrheitsbeweises ist im Prinzip 
ausgeschlossen. Nur soweit ein öffentliches Interesse in Frage 
steht, sind vereinzelt Ausnahmen gestattet; dies ist dann der Fall, 
wenn die unterstellte Tat sich auf Amtshandlungen bestimmter 
öffentlicher Beamter oder auf den Geschäftskreis der Angestellten 
öffentlicher Spar- und Kredit-Institute bezieht (toute entreprise 



b) durch ^crito, iraprim6d vendus oii dLstribii^, mis en vente ou expos^s 
<lans des lieux ou r^unioiiB publica (28). 

c) durch placarda ou afTiche^ expos^ aux regards du public, (art. 28.) 

d) miae en vente, distribution, expoaition de dessins, gravures, peintures 
omblemes ou images. (art. 28.) 

1) Es muß zur Erfüllung des subjektiven Tatbestandes sogar genügen, daß 
dPT Eintritt des schädigenden Erfolges der Handlung als möglich erkannt und 
gebilligt ist. Zweck und Absicht des Täters sind stets rechtlich unerheblich. 
Vgl. Urteil von Aix vom 19. Februar 1869 (D. 69, 2, 88): Attendu, qu'il ne 
Huffit point de n'avoir pas eu Tinten tion formelle de nuire directement ä teile 
personne d6termin6e, mais qu*il faut, avant d*accomplir un acte quelconque, 
savoir se rendre compte des r^sultats aux quels cet acte doit aboutir, et qu*il 
convient de s'arr^ter dans aon ex6cution, s'il est impossible de ne pas pr6voir 
combien Tacte auquel on se livre pourrait entrainer de pr6judice pour les 
tiers (tiers = pour ceux que Ion Signale comme insolvable); — attendu, alnsi 
que le dit justement la doctrine en ces mati^res, qu*il faut 6viter de confondre 
rintention avec le but; que le but, tout utile qu'il paraisae, ne justifie pas les 
moyens employäs pour l'atteindre. 

Auf Grund dieser Erwägungen entschied das Gericht, daß die Angestellten 
einer Auskunftei (administrateurs d'une agence de renseignements), die ihren 
Kunden ungünstige Angaben über die Zahlungsfähigkeit Dritter lieferten, um 
deswillen noch nicht ohne „Intention de nuire*" handelten, (conf. Paris 27. April 1878 
D. 79. 2, 38). 

Zinmerniftnn, Grondbegriffe d. rrani.-bel;. PreuttrftfreohU. 2 
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industrielle, commerciale ou financi^re, faisant publiquement appel 
k l'epargne ou au cr6dit^) 

Gelingt der Wahrheitsbeweis, der ohne Einschränkung ge- 
führt werden kann, so entfällt die Strafbarkeit der Handlung. 

Bei dem Delikte der „diffamation*" Privatpersonen gegen- 
über ist aber die Wahrheit oder Unwahrheit der unterstellten 
Tat rechtlich unerheblich. Deshalb ist auch ein angebotener 
Wahrheitsbeweis grundsätzlich abzulehnen. 

Er muß in gewissen Fällen, wenn nicht bereits aus der Art 
und Weise der Begehung sich der beleidigende Charakter der 
Handlung ergibt, dennoch zugelassen werden, weil aus der Wahr- 
heit der unterstellten Tat dann der Mangel des Vorsatzes beim 
Täter, mithin die Straflosigkeit seines Tuns, gefolgert werden kann. 2) 

Da das Preßgesetz von 1881 einerseits die verschiedenen 
Handlungen strafbarer Ehrverletzung nur unter dem Gesichts- 
punkte der Publikationsdelikte regelt und dazu noch in den 
meisten Fällen die Begehungsweise der Veröffentlichung der Ge- 
dankenkundgebung kasuistisch begrenzt, der art. 68 aber anderer- 
seits nur die speziellen Preßgesetze aufhebt, so müssen neben 
den Bestimmungen des Preßgesetzes^) zur Bestrafung der Be- 
leidigungen auch noch andere Gesetzesbestimmungen des Code 
penal oder strafrechtlicher Nebengesetze nicht preßrechtlicher 
Natur herangezogen werden. 

Es sind in der Tat auch schon vor Erlaß des Preßgesetzes 
von 1881 die Beleidigungsdelikte der art. 222 ff. C. p. ?ur An- 
wendung gebracht. Mit diesem Nebeneinanderbestehen der Delikts- 
tatbestände verschiedener Gesetze hat auch die Kodifikation von 
1881 nicht ganz aufgeräumt.*) 



') Vgl. im einzelnen art. 85 des Preßgesetzes. 

2) Chassan: 1 Nr. 472: 11 Nr. 1S35. 

3) Das Gesetz behandelt in den art. 30-84 im einzelnen das Delikt der 
üblen Nachrede wie das der einfachen Beleidigung gegen die Kammern, 
Gerichte, Behörden und Beamte wie auch gegen Private. Die Strafbestimmungen 
sind aber bei den Delikten der diitaraatio.i und injure, welche gegen das An- 
denken Verstorbener gerichtet sind, nur dann anwendbar, wenn der Täter zu- 
gleich den Vorsatz hatte, lebende Erben zu verletzen. 

*) Der art. 82, Schlußabsatz enthält sogar selbst eine ausdrückliche Ver- 
weisung auf den Code p^nal. 
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Es sind noch die letzten beiden Deliktsarten zu besprechen: 

1) Die Verbreitung falscher Nachrichten 

2) Die Verletzung der guten Sitten. 

Beide Delikte finden in den Artikeln 27 und 28 des Preß- 
gesetzes ihre Regelung und sind mit dem art. 26, der die Be- 
leidigung des Präsidenten der Republik normiert, in einem gemein- 
samen, ,d61its contre la chose publique" Uberschriebenen Abschnitt 
zusammengestellt. 

Die Verbreitung oder Wiedergabe falscher Nachrichten setzt 
voraus : 

a) Das Vorhandensein einer falschen Nachricht, die entweder 
gänzlich aus der Luft gegriffen (pieces fabriquees) oder doch 
wahrheits widrig entstellt (falsifiees) oder endlich einem Dritten 
fälschlich unterstellt ist, (mensongerement attribuees k des tiers.) 

b) Die Veröffentlichung dieser Nachricht, 

c) Störung des öffentlichen Friedens durch diese Verbreitung, 

d) Vorsatz und Bösgläubigkeit des Verbreiters.^) 

Die falsche Nachricht muß tatsächlich veröffentlicht sein; es 
ist gleichgültig, auf welchem Wege die Veröffentlichung erfolgt. 
Die Anwendung des Artikels ist nicht von den Voraussetzungen 
der art. 23 und 28 abhängig gemacht. 

*) Dieses dem deutschen Strafrecht nicht bekannte Delikt — man beachte 
jedoch die verwandte, wenn auch bej^renztere Bestimmung in § 181 StG.B. — 
ist vorzüglich geeignet, die in der Presse häufig auftauchenden und ungeprüft 
weiter gegebenen unw^ahren Gerüchte zu bannen, die in weiten Kreisen oft 
Beunruhigung und Erregung verursachen und sogar wirtschaftliche Schäden 
herbeiführen. 

Es findet sich in der französischen Preßgesetzgebung zuerst im art. 8 des 

Gesetzes vom .'- November 1815. 

Nachdem dies Gesetz von 1815 durch das bekannte Preßgesetz vom 
17. Mai 1819. welches keine derartige Bestimmung enthielt, aufgehoben 
war» findet sich eine dem geltende Rechte entsprechende Bestimmung wieder 

im art. 4 des Gesetzes vom - - Juli 1849: freilich mit dem bedeutsamen Unter- 

schiede, daß die falschen Nachrichten von Natur nur geeignet sein mußten, 
den öffentlichen Frieden zu stören (füt de nature ä troubler ia paix publique), 
während nach geltendem Rechte darüber hinaus eine tatsächliche Störung zur 
Deliktsvollendung erforderlich ist. Dieser Artikel ist später durch art. 15 des 
Gesetzes vom 17. Febr. 1852 ersetzt, der bis zum Inkrafttreten des Preßgesetzes 
von 1881 in Geltung geblieben ist. 

«' 
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Auf der subjektiven Seite tritt hier neben die Erkenntnis und 
die Billigung des Erfolges das Erfordernis des Handelns wider 
besseres Wissen.^) 

Auch bei dem Delikte der Verletzung der guten Sitten ist 
neben dem Vorsatz des Täters objektiv die Veröffentlichung eines 
das Schamgefühl Dritter verletzenden Gedankeninhalts erforderlich, 
(publication obscöne)^) Die Begehungsweise der Veröffentlichung 
bestimmt sich wieder in kasuistischer Weise nach den Vorschriften 
der art. 23 und 28. 

Schon nach Jahresfrist hat sich bereits eine Umgestaltung 
der Bestimmung des art. 28 durch eine Novelle vom 2. August 1882 
erforderlich gemacht, weil sich das Preßgesetz von 1881 nicht als 
ausreichend erwies, die Überhandnehmende Schmutzliteratur wirk- 
sam zu bekämpfen.') 



^) Der subjektive Tatbestand des Delikts mit dem Verbreiten wider besseres 
Wissen wird im Berichte des M. Lisbonne in folgender Weise erklärt: qu'elle 
a 6t6 faite avec Intention de nuire, par des personnes qui savaient que la 
nouvelle 6tait fausse oii que les pieces ötaient fabriquöes, falsifiöes ou menson- 
g^rement attribu^es ä des tiers. (Barbier zu art 27). 

2) Die Unzüchtigkeit muß sich aus dem gesamten Inhalt der verAffent- 
lichten Darstellung ergeben; sie ist nach einem Urteil des Seine-correctionnel 
tribunal vom 11. Juni 1884 da vorhanden: oli, quels que soient le genre et la 
diversitö des 6coles, Tart n*intervient pas pour relever Tid^al; oti Tappel aux 
instincts, aux appötits grossiers n'est contraria, vaincu, par aucun sentiment 
plus puissant. 

Die Entscheidung ist angeführt bei Barbier: Nr. 362; s. femer noch 
Nr. 368. Vgl. dazu den entsprechenden deutschen Begriff. Frank, a. a. O. 
zu § 184 St.G.B.: „Die unzüchtige Schrift l&ßt sich definieren als eine Schrift, 
welche in ihrem Zusammenhange die Absicht einen geschlechtlichen Reiz 
hervorzurufen, dadurch zum Ausdruck bringt, daß sie das Scham- und Sittlichkeits- 
gefUhl unbefangener dritter Personen verletzt''. 

^) Die Entstehungsgeschichte der Novelle bei Ohallamel: Annuaire 
de leg. fr. II S. 110, 111. 

Seit dem Inkrafttreten der Novelle ist art. 28 Abs. 1 mit den nach art. 23 
bestimmten Publikationsvoraussetzungen nur noch anwendbar, soweit der un- 
züchtige Gedankeninhalt in Büchern (livres) verkörpert ist, oder durch Reden 
und Lieder öffentlich bekundet wird. Dagegen findet die Novelle Anwendung, 
sobald sich der strafbare Inhalt offenbart in: Berits, imprim6s outres que le 
livre, alfiches, dessins, gravures, peintures, embl^mes ou Images obsc^nes. 

Das Bemerkenswerte ist, daß nach art. 2 der Novelle die nach dieser 
zu beurteilenden Publikationsdelikte nicht den günstigen preßprozessualen und 
Preßverjährungs-Vorschriften unterliegen, vielmehr in dieser Beziehung aus- 



— 21 — 

Unter dem geraeinsamen Titel: Publikations interdites 
werden endlich in einem letzten Abschnitt in den Artikeln 38, 
39, 40 bestimmte Veröffentlichungen für strafbar erklärt.*) Ob- 
wohl die festgesetzten Strafrahmen den fUr Vergehen festgestellten 
korrektionellen Strafen (art. 1, 9 C. p.) entsprechen und nicht 
den Uebertretungsstrafen (art. 1, 465, 471, 497 C. p.) sind die 
Delikte, nicht zu den Vergehen im Sinne des art. 1 C. p. zu 
rechnen. 

Sie gehören trotz der vom Gesetzgeber getroffenen Anordnung, 
die, wie auch die in art. 41 in den vorliegenden Abschnitt des 
Preßgesetzes gebrachte Immunität der Abgeordneten beweist, 
nicht ausschlaggebend sein kann, ihrer Natur nach überhaupt 



drücklich nach Code p^nal und Code d'instruction criminelle zu behandeln 
sind, während die von ihnen, der rechtlichen Natur nach nicht verschiedenen 
Publikationsdelikte des art. 28 Abs. 1 nach wie vor völlig dem Preßgesetze 
unterstehen. 

Diese nicht durch die Deliktsnatur begründete Teilung hat in der Fassung 
der Novelle auch noch zu einer Kontroverse gefUhrt, welche möglicherweise 
auf ein Redaktionsversehen zurückgeführt werden kann. 

W^ährend bei den nach dem Preßgesetze von 1881 zu beurteilenden 
Publikationsdelikten nur beim Ausstellen eine Begehung der Handlung auf 
öffentlichem Platze oder in öffentlicher Versammlung gefordert wird, genügt 
nach der Novelle die Handlung des Verbreitens oder Verkaufens allein nicht. 
Es ist weiterhin noch in jedem einzelnen Falle die Feststellung erforderlich, 
daß die Handlung auch an öffentlichen Plätzen vorgenommen ist. 

Nichts spricht dafür, daß von dem Gesetzgeber eine Aenderung in der 
Behandlung der seit den grundlegenden Gesetzen von 1819 in Theorie und 
Praxis feststehenden Publikationsbegriffe beabsichtigt war. Ein von Barbier 
aus diesem Grunde gemachter Vorschlag, dem Texte eine dem zu vermuten- 
den Willen des Gesetzgebers entsprechende Auslegung zu geben, scheint mir 
dennoch um des unzweideutigen Wortlautes der tatsächlichen Fassung willen 
unzulässig zu sein. Vgl. dazu Barbier, Ausführungen zu art. 28 und das 
dort angeführte Urteil des Pariser Gerichtshofs vom 28. Februar 1884; ab- 
gedruckt: Recueil des lois nouvelles, annde 1884, 3.« partie, page 28—25: con- 
sid6rant, que l'art. 1 de la loi 2. August 1882 punit toute vente ou offre d*images 
obscenes dans des lieux publics ; . . . Qu'il suit de la que le dölit est I6galement 
caract^risö toutes les fois qull est constant que le pr6venu a vendu ou offert 
des Images obscenes, memes clandestiment, pourvu que la vente ou Toffre 
clandestine se soient produites dans des lieux publics. 

1) Die Delikte sind: Mitteilung aus einem Strafprozeß im Stadium des 
Vorverfahrens; Berichte aus Beleidigungsprozessen, Ankündigimgen von 
Sammlungen zwecks Aufbringung erkannter Geldstrafen. 
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nicht in das materielle Preßstraf recht ; sie sind als Polizei- 
übertretungen aufzufassen, die wegen ihrer Straffolgen herkömmlich 
„d61its-contraventions'' genannt werden. — Auch im fran- 
zösischen Rechte besteht der Unterschied von kriminellem und 
polizeilichem Unrecht darin, dass bei ersterem neben der objektiven 
Handlung stets subjektiv ein Verschulden des Täters zur Strafbar- 
keit gefordert wird, während bei letzterem die Unrechtsfolge 
lediglich an den objektiven Tatbestand angeknUpft ist*). 

» 

Die Spezialpublikationsdelikte der art. 38, 39, 40 werden 
ganz ohne Rücksicht auf subjektives Verschulden bestraft. Es 
ist darum auch die Aburteilung dieser Delikte nicht wie sonst 
üblich den Schwurgerichten, sondern den tribunaux de police 
correctionelle überwiesen mit der ausdrücklichen Begründung, im 
Kommissionsberichte: parce qu'elles n'etaient que des contra- 
ventions materielles exclusives de toute faute intentionelle. 

Die hier vertretene Auffassung kann auf den ersten Blick 
befremdlich erscheinen, weil nicht die Form des Preßerzeugnisses, 
wie bei den gewöhnlichen preßpolizeilichen Uebertretungen, 
sondern gerade der Inhalt die Strafbarkeit bedingt. Doch wird 
dies Bedenken m. E. durch die Erwägung beseitigt, dass der 
Inhalt für die Zuwiderhandlungen nach art. 39 ff. des Preßgesetzes 
nur insoweit in Frage kommt, als es sich um bestimmt umgrenzte 
Berichte oder Aufforderungen handelt, ganz ohne Rücksicht 
darauf, ob der Inhalt aus andern Gesichtspunkten strafbar ist. 

Der Inhalt der Druckschrift kann nämlich, man denke z. B. an 
die Wiedergabe von Vorgängen aus Beleidigungsprozessen, neben 
der Uebertretung des art. 39 auch noch den objektiven Tat- 
bestand eines anderen Delikts enthalten und, falls die weiter 



*) Dalloz: „presse outrage Bd. 86 Nr. 4S4: . . . . les contraventiona . . . 
se ressembleiit sur un point essentiel, c'est que rintention sans laquelle les 
d6Iit8 ou les crimes ne peuvent exister n est nullement nöcessaire pour les 
caract^riser. — Les lois de police prescrireut des mesures dict6es par le besoiii 
de la sürete ou de Tutilit^ commune, et lorsqu'elles üifligeiit des peiues a 
ceux qui ne les ont pas observ^es, ce n est pas rintention qu'ellcs entendent 
punir, mais le simple oubli de leurs dispositions ou la nögligence a les observer. 
C^est donc bien vaiiiement qu'on viendrait invoquer en cette matiöre les motifs, 
qui effacent ou att6nuent les delits: le fait seul est a consid^rer. 
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erforderlichen Deliktsmerkmale gegeben sind, mit den Ueber- 
tretungen nach art. 39 ff. in idealem Zusammenhange stehen^). 
Mit dem Ausscheiden dieser Gruppe bleiben vier besondere 
Deliktsarten übrig, nämlich: 

a) die Provokationen, welchen die Verherrlichung gewisser 
Verbrechen und Vergehen zuzuzählen ist, 

b) die Ehr Verletzungen, 

c) Verletzungen der guten Sitten, 

d) Verbreitung falscher Nachrichten wider besseres Wissen. 
Bei allen Delikten des Preßstrafrechts handelt es sich um 

öffentliche Gedankenäußerungen schlechthin durch Wort, 
Schrift, Druck oder irgend ein anderes Mittel der Veröffent- 
lichung. Der französische Gesetzgeber beschränkt die strafbaren 
Handlungen des Preßgesetzes nicht auf solche Gedanken- 
äußerungen, welche durch die Presse vermittelt werden; nicht 
das Mittel der Veröffentlichung, nein, die Veröffent- 
lichung selbst bildet für Ihn das charakteristische Merk- 
mal. Aus dieser Auffassung ist auch die getroffene einheitliche 
Regelung Im Rahmen des Preßgesetzes zu folgern. 

Die Mittel der Veröffentlichung sind bald begrenzt, wie zum 
Beispiel bei den Provokationsdellkten, bald unbegrenzt, wie zum 
Beispiel bei den Beleidigungen fremder Staatsoberhäupter. Stets 
wird aber ein Oeffentllchsein (publicitö) eines strafbaren Gedanken- 
inhalts durch Veröffentlichungshandlung (publlcatlon) gefordert. 

Das Oeffentlich-Seln ist darum als erstes gemeinsames Be- 
griffsmerkmal festzuhalten. 

Neben diese objektive Seite der Tat tritt, wie bei jeder 

*) Diesen Punkt scheinen diejenigen zu übersehen, welche die strafbaren 
Handlungen nach art. 89 fr. als kriminelles Unrecht fassen. Dalloz a. a. 0. 
Nr. 987: On peut croire au premier aper^u, qua ce double point de vue, la 
publication anticip^e d'un acte d*accusation n'est qu'une contravention. A notre 
sens, toutefois, il n'en est pas ainsi, et voici pourquoi. Qu est ce, en röalitö, 
que publier un acte d*accusation ? C'est imputer un fait portant atteinte a 
rhonneur oii ä la consid6ration d'une personne. Or, ce fait que le loi punit 
sous le nom de diffamation est r^prouve par la morale, abstraction faite de 
toute disposition legislative. — Ce n'est donc pas une contravention. 

Wie oben im Texte noch: Barbier, a. a. O. 1 Nr. 230; II Nr. 733. 
Dagegen neuerdings unter anderen Garraud, a. a. 0. IV Nr. 1509. Vgl. auch 
Klöppel, Reichspreßrecht S. 247 ff. und Chassan: a. a. 0. I. p. 500. 
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kriminell strafbaren Handlung auf subjektivem Gebiete der 
Vorsatz als gemeinsames zweites Begriffsmerkmal. 

Dieser Vorsatz (intention) als bewußte und gewollte Ver- 
wirklichung sämtlicher Tatbestandsmerkmale trägt einen doppelten 
Charakter in sich: 

Er erstreckt sich einmal auf die Veröffentlichung (intention 
de publier) und zweitens auf den Angriff gegen RechtsgUter 
dritter Personen (intention delictueuse, relativement a Tagression). 

Dagegen ist es nicht möglich, aus der Vollendung 
der nach dem Preßgesetze strafbaren Handlungen einen 
einheitlichen Charakter herauszufinden. 

Eine unter diesem Gesichtspunkte angestellte Betrachtung 
lässt drei verschiedene Möglichkeiten der DeliksvoUendung 
erkennen. 

Die strafbare Handlung ist einmal mit der Veröffentlichung 
des Gedankeninhalts vollendet. Die Kenntnisnahme seitens dritter 
Personen, welche notwendig mit dem Begriffe Gedankenkund- 
gebung verbunden werden muß, genügt ohne Rücksicht weiter 
gehender Wirkungen auf das Gemüts- oder gar auf das Taten-Leben. 

Es sind hierher die Verherrlichung gewisser Delikte und die 
erfolglose Provokation zu rechnen. 

Ob es bei diesen Delikten zu einer Einwirkung auf das 
Empfindungsleben oder bereits zu einer, wenn auch noch straf- 
losen Betätigung gekommen ist, läßt der Gesetzgeber ganz un- 
berücksichtigt. Es genügt ihm zur Verwirkung der Strafe lediglich 
der eine Gesichtspunkt: die Gefährdung äußerst schutzwürdiger 
menschlicher Güter durch Gedankenkundgebungen, welche auf 
weitere Kreise sittlich verwirrend wirken können. 

Bei der zweiten Gruppe, — es sind hierher die Verbreitung 
falscher Nachrichten und die Verletzung der guten Sitten zu 
rechnen — wird eine über die bloße Kenntnisnahme hinausgehende 
Einwirkung auf das Empfindungsleben eines Menschen verlangt. 

Die von Erfolg begleiteten Provokationen bilden endlich die 
dritte am weitesten gehende Deliktsgruppe. Es muß eine über 
das Empfindungsleben wieder hinausgehende Einwirkung auf die 
Handlungsweise eines Menschen durch die Aufforderung erfolgt 
sein: der Aufgeforderte muß ein Verbrechen oder Vergehen im 
technischen Sinne vollendet oder strafbar versucht haben. 
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Auch die erfolgreichen Provokationen gehören zu den 
Publikationsdelikten des Preßrechts. Der Versuch Chassans ist 
deshalb verfehlt, Preßdelikte als immaterielle Delikte zu 
bestimmen, welche bereits mit erfolgter Einwirkung auf das 
Innenleben eines Menschen vollendet sind.^) Diese Begriffs- 
bestimmung ist auf der einen Seite bereits zu weitgehend und 
reicht wiederum andererseits auch nicht in allen Fällen aus. 

Weitere gemeinsame Begriffsraerkmale für diese den ver- 
schiedensten Rechtsgebieten entstammenden Publikationsdelikte 
lassen sich nicht finden. Es muß aber festgehalten werden, daß 
die gewonnenen BegrifFsmerkmale: publicite und Intention zu 
einer genügenden Abgrenzung anderen Deliktsgruppen gegenüber 
nicht ausreichen. 

Gerade die mit der Preßgesetzgebung in Parallele zu 
stellenden Vorschriften über Anstiftung und Beleidigung — des 
Code penal (art. 60, 222 ff.), welche durch den art 68 des Preß- 
gesetzes nicht berührt werden, können gleiche Begriffsmerkmale 
aufweisen. 

Mag die Provokation von Erfolg gekrönt sein, so muß sie 
dennoch nach art. 60 C. p. behandelt werden, wenn Publizität 
zwar vorliegt, nicht aber eine Begehungsweise gemäß art. 23 des 
Preßgesetzes; mag es sich selbst um eine, im Wege des art. 23 
erfolgte Publizität handeln, wie bei der Aufforderung zu einer 
Zusammenrottung nach art. 6 des Gesetzes vom 7. Juni 1848, 
welche sogar resultatlos verlaufen sein kann, so kommen doch 
nicht die Vorschriften des Preßgesetzes zur Anwendung, sondern 
im angezogenen Falle die des in Kraft gebliebenen Spezialgesetzes. 2) 

Eine Entscheidung darüber, ob ein Publikations- 
delikt nach Preßrecht — un crime ou delit de presse ou de 
publication proprement dit — vorliegt, welches den im Preß- 
gesetze vorgesehenen besonderen prozessualen und Verjährungs- 
Vorschriften unterworfen ist, ist nur nach Prüfung des Einzel- 
falles zu treffen. 

Eine Begriffsbestimmung läßt sich deshalb nur dahin fassen, 
daß Preßpublikationsdelikte solche öffentlichen vorsätzlichen Ge- 

^) Chasöan, a. a. 0. 1 Nr. 16 11*. 
2) Barbier: I p. 272. 
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dankenkundgebungen sind, welche das Preßgesetz unter Strafe 
gestellt hat. 

Soweit solche Publikationen dann mittelst der Presse, d. h. 
durch Druckschriften, erfolgt sind, kann man von Preßpublikations- 
delikten im engeren Sinne oder von eigentlichen Preßdelikten 
sprechen. 

Ausser Chassan, der eine m. E. verfehlte Begriffsbestimmung 
unter dem Gesichtspunkte der Tatbestandsvollendung 
dieser Delikte aufzubauen sucht, begnügen sich auch die neueren 
französischen Schriftsteller unter Ablehnung des Standpunktes 
des genannten Autors mit der Hervorhebung der Begriffsmerkmale 
publicite und intention.^) 

Das belgische Preßstrafrecht ist nicht wie in Prankreich 
in einer Gesetzeskodifikation zusammengefaßt; es findet sich viel- 
mehr in verschiedenen Gesetzen und Dekreten verstreut, welche 
auch dem französischen Rechte entsprechende Deliktstatbestände 
normieren. 2) 

Neben dem subjektiven Erfordernis des Vorsatzes lassen sich 
aus den Deliktstatbeständen drei Begriffsmerkmale hervorheben, 
welche auch in einer durch den Kassationshof im Urteil vom 
10. Juli 1871 formulierten Definition der Preßdelikte zum Aus- 
druck gebracht sind: Par delits de la presse on entend les atteintes 
portees aux droits soit de la sociöte soit des individus par Pabus 
de la manifestation des opinions en des ecrits imprimes et publies. ^) 

Darnach erblickt das belgische Recht in dem Mißbrauche 
des Rechts der freien Meinungsäusserung^) den Hauptgrund 
für die Bestrafung der Preßdelikte, und dieser Mißbrauch ist dem- 
zufolge auch hier erstes Begriffsmerkmal. 

1) Vgl. Garraud, a. a. 0. IV Nr. 1494: 

Le» delits de presse consistant dans la manifestation de pensees dont la 
publication commise intentionellement est r6prim6 par la loi sur la presse; les 
deux Clements essentiels de toute infraction de ce genre sont: 

1) la Publicity, 2) Tintention. 

^) Um Wiederholungen zu vermeiden, wird deshalb auf die Zusammen- 
stellung der diesbezüglichen gesetzlichen Bestimmungen verwiesen bei Seh u e r- 
mans, II. Anhang. 

3) Diese auch von Schuermans vertretene Begriffsbestimmung findet 
sich dort a. a. 0. I. S. 252, s. auch 8. 203 ff., besonders 300. 

■*) Vgl. auch Artikel 27 der Preußischen Verfassungs-Urkunde. 
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Die beiden weiteren Elemente ergeben sich aus der Er- 
wägung, daß das Recht der freien Meinungsäußerung am besten 
ausgeübt werden kann, und die Gedankenkundgebung das aus- 
gedehnteste Wirkungsfeld dann findet, wenn sie durch Ver- 
öffentlichung von Druckschriften erfolgt, die den Gedanken ver- 
körpern, und daß umgekehrt der auf diesem Wege getriebene 
Mißbrauch auch am gefährlichsten wirken kann. 

Es gehören darum die Verkörperung des strafbaren 
Gedankeninhalts in einer Druckschrift und die Veröffent- 
lichung dieser Druckschrift zu den weiteren Begriffsmerkmalen 
des Preßdelikts. 

Im deutschen Reichspreßgesetze vom 7. Mai 1874 findet 
sich keine Begriffsbestimmung des Preßdelikts, auch hat 
der Gesetzgeber nicht, wie im französischen Rechte geschehen 
ist die Tatbestände der einzelnen Preßdelikte normiert. 

Um zu einer Begriffsbestimmung zu gelangen, müssen darum 
zunächst andere Anhaltspunkte gesucht werden, und zwar ist 
vom Gesetzestexte selbst auszugehen. 

Wenn in dem vom Preßstraf recht im besonderen handelnden 
Teile des Preßgesetzes von den Preßdelikten die Rede ist, be- 
dient sich das Gesetz einer verschiedenen Ausdrucksweise. So 
lautet die Ueberschrift zu diesem Abschnitt: „Verantwortlichkeit 
für die durch die Presse begangenen strafbaren Handlungen. "* 
Der § 20 spricht von der „Verantwortlichkeit für Handlungen, 
deren Strafbarkeit durch den Inhalt einer Druckschrift begründet 
wird." In § 21 heißt es: „Begründet der Inhalt einer Druck- 
schrift den Tatbestand einer strafbaren Handlung . . .", und die 
kurze Verjährung soll endlich nach § 22 auf diejenigen „Ver- 
brechen und V^ergehen, welche durch die Verbreitung von Druck- 
schriften strafbaren Inhalts begangen werden "*, Anwendung finden. 

Von anderen Gesetzen sind hier der Vollständigkeit halber 
noch zu erwähnen der § 6 E. G., G. V. G.: „Unberührt bleiben 
die bestehenden landesgesetzlichen Vorschriften über die Zu- 
ständigkeit der Schwurgerichte für die durch die Presse be- 
gangenen strafbaren Handlungen und der § 7 Abs. 2 St. P. 0.: 
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^Wird der Tatbestand der strafbaren Handlung durch den Inhalt 
einer im Inland erschienenen Druckschrift begründet . . .* 

Es ist davon auszugehen, daß alle diese verschiedenen Aus- 
drücke des Gesetzes denselben Sinn haben mtissen, und es ist 
aus ihnen zu entnehmen, daß die erlassenen Strafbestimmungen 
auf solche strafbaren Handlungen Anwendung finden sollen, welche 
mit Hülfe der Presse begangen sind. Wann aber eine straf- 
bare Handlung vorliegt, entscheidet nicht das Preßgesetz, sondern 
das allgemeine Strafgesetz. 

Die Preßdelikte sind darnach durch ihre Begehungsform 
ausgezeichnete Delikte des allgemeinen Strafrechts. 

Streitig ist aber, welche Delikte des allgemeinen Strafrechts 
mittels der Presse begangen werden und damit zu Preßdelikten 
werden können. Die Entscheidung der Frage ist praktisch wichtig 
wegen der im Preßrecht normierten besonderen Haftungsbe- 
stimmungen und der Preßverjährung, der örtlichen Zuständigkeit 
der Gerichte nach § 7 Abs. 2 St.P.O. und der Zuständigkeit der 
Schwurgerichte, welche allerdings nur noch in einigen Bundes- 
staaten besteht 

Die Worte des Gesetzes: „Begründet der Inhalt einer Druck- 
schrift den Tatbestand einer strafbaren Handlung •" haben anfangs 
die Auslegung erfahren, daß „begründen"" mit „vollenden* auf 
eine Stufe gestellt wurde, und demnach nur diejenigen Delikte 
Preßdelikte sein sollten, welche mit der Veröffentlichung des 
Inhalts einer Druckschrift vollendet waren. ^) Die Anhänger 

») Die Auffassung vertritt vor allem Klöppel a. a. 0. § 306 unter Be- 
rufung auf die Entstehungsgeschichte des (iesetzes. Er gibt den Preßdelikten 
eine ganz besondere rechtliche Struktur, weil er trotz der von ihm aufrecht 
erhaltenen Begrenzung, nur Zugänglichsein zu fordern, solche Delikte wie 
z. B. die Beleidigung zu den Preßdelikten rechnet, welche nach allgemeinen 
Strufrechtsgrundsätzen wenigstens doch noch Kenntnisnahme seitens eines 
Dritten fordern. 

Zwar hat der Abgeordnete Schwarze bei der Beratung des (Jesetzes 
ausgeführt: Es versteht sich von selbst, daß die von einem Nachweise wirk- 
licher krimineller Schuld unabhängige Verantwortlichkeit ohne Zuhülfenahme 
anderer subjektiver Belastungsmomente schon objektiv aus dem Inhalt der 
Druckschrift erkennbar ist**. - s. Motive zum Preßgesetze: Goltd. Arch. 2*2, 
S. 160 ff. - doch führt gegen die Beweiskraft der Motive Appelius — a.a.O. 
„Allgemeine Bemerkungen zum Abschnitt III S. 1B4 f. — m. E. mit Hecht aus. 
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dieser Auffassung stützten sich hauptsächlich auf die Motive zum 
Preßgesetze. 

Da nur ein kleiner Kreis von Deliktstatbeständen bereits dann 
vollendet ist, wenn nur die Möglichkeit der Kenntnisnahme 
durch dritte gegeben ist, geht jetzt die herrschende Lehre soweit, 
zur Tatbestandsvollendung noch Kenntnisnahme des Inhalts 
der Druckschrift durch dritte Personen zu fordern und die Preß- 
delikte als solche normwidrigen Gedankenäußerungen zu definieren, 
welche durch Verbreitung von Druckschriften begangen werden 
und mit Kenntnisnahme seitens eines Dritten vollendet sind. 

Sie gibt damit ohne weiteres zu, daß der Gesetzesausdruck 
^begründen'' nicht mit dem „vollenden'* gleichzustellen ist, denn 
die Kenntnisnahme ist doch ein Tatbestandsmerkmal, welches 
außerhalb des Druckschriftsinhalts und der Verbreitung liegt. 

Zu einem gleichen Ergebnis führt eine Betrachtung des Ge- 
setzes selbst: Der § 23 Ziffer 3 lautet nämlich: „Eine Beschlag- 
nahme von Druckschriften ohne richterliche Anordnung findet nur 
statt, wenn der Inhalt einer Druckschrift den Tatbestand einer 
der in den §§ 85, 95, 111, 130 oder 184 des deutschen Straf- 
gesetzbuchs mit Strafe bedrohten Handlungen begründet. • . .*• 

Wenn auch der § 111 nur dann die Voraussetzung zur Be- 
schlagnahme bilden kann, wenn dringende Gefahr besteht, daß 
bei Verzögerung der Beschlagnahme die Aufforderung ein Ver- 
brechen oder Vergehen zur Folge hat, so kann doch die Ein- 
schränkung an der Tatsache nichts ändern, daß das Gesetz hier 
unter der Ausdrucks weise: Begründet der Inhalt der Druck- 
schrift den Tatbestand einer der Handlungen . . . mit klaren 
Worten die Begehungsmöglichkeit der strafbaren Handlung nach 
§111 StG.B. als Preßdelikt ausspricht. 

Der Deliktstatbestand des § 111 Abs. 1 in Verbindung mit 
§ HO ist aber erst dann vollendet, wenn die Aufforderung die 
strafbare Handlung oder einen strafbaren Versuch derselben zur 



daß sie zu einer Vorlage geschrieben sind, welche die Strafbarkeit auf einer 
Fiktion der Schuld gewisser Personen aufbaut und eine solche nur bei einem 
wenigstens objektiv kompleten Tatbestand möglich ist. Die Einschränkung 
hat jedenfalls in der endgliltigen Fassung des Gesetzestextes keinen Ausdruck 
gefunden, und man trägt etwas der Fassung des Gesetzes nicht Entsprechen- 
des in das Gesetz hinein, wenn man der Auffassung der Motive folgt. 
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Folge gehabt hat, also einen in die Erscheinungswelt getretenen 
Erfolg, der zur Veröffentlichung einer eine Aufforderung enthalten- 
den Druckschrift und auch zu deren Kenntnisnahme hinzutreten 
muß. Daß etwa dieser Tatbestand des § 111 Abs. 1 in der Auf- 
zählung des § 23 des Preßgesetzes nicht mit umfaßt werden, 
sondern nur die in § 111 Abs. 2 unter einem besonderen Straf- 
rahmen normierte erfolglose Aufforderung gemeint sein sollte, 
kann nach der Fassung des § 23, der den § 111 ohne Einschränkung 
aufführt, nicht angenommen werden. Es muß daraus aber der 
Schluß gezogen werden, daß eine nach § 111 St.G.B.*s strafbare 
Aufforderung nicht um deswillen aufhört, ein Preßdelikt zu sein, 
weil die Aufforderung eine strafbare Handlung zur Folge gehabt 
hat. Was aber von dem Tatbestande des § 111 Abs, 1 gilt, das 
muß in gleicher Weise auch für andere Delikte Anwendung finden, 
welche mit Hülfe der Presse begangen werden, deren Vollendung 
aber erst mit dem Eintritt eines außerhalb des Druckschrifts- 
inhalts, der Verbreitung und der Kenntnisnahme liegenden Er- 
folges gegeben ist. 

Nach der gewählten Ausdrucksweise kann es auch keinem 
Zweifel mehr unterliegen, daß das „Begründen^ der §§ 20 und 21 
nicht im Sinne von Vollenden gebraucht ist. Der Inhalt der 
Druckschrift ist lediglich in Gegensatz gestellt zur Form der 
Druckschrift, wie auch die Fassung des § 22 lehrt. 

Es ist überhaupt verkehrt, die Strafbarkeit der Handlung in 
dem Inhalt der Druckschrift zu objektivieren; sie kann sich in 
vielen Fällen erst aus weiteren, zur Verbreitung hinzutretenden 
Momenten ergeben. Freilich ist die Kenntnisnahme durch Dritte 
nicht der einzige Grund, der diese Wirkung noch hervorrufen kann. 

Auch eine, vielleicht erwünschte Begrenzung dahin zu treffen, 
daß man als weitere Momente zur Begründung der Strafbarkeit 
der Handlung nur noch solche Erfolge zuläßt, welche im Em- 
pfindungsleben eines Menschen durch die Wirkung der Gedanken- 
kundgebung ausgelöst werden, findet im Gesetze keine Stütze, 
und muß darum als eine willkürlich gewählte Begriffsabgrenzung 
de lege lata verworfen werden.^) Wie die Erwähnung des 

^) Ein Brfolg dieser Art wäre z. B. die Aergerniserregung im Tatbestande 
der Gotteslästerung nacli § 166 St.O.B. Auch wäre dann eine Begriffsbestimmung 
ähnlich der von Chassan für das französische Recht gegebenen am Platze: 
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§111 St.G.B.'s in der Aufzählung des § 23 des Preßgesetzes beweist, 
können auch solche Delikte als Preßdelikte begangen werden, 
welche zur Tatbestandsvollendung einen in die Welt der Er- 
scheinung getretenen Erfolg der Gedanken kundgebung verlangen: 

Von der Art und auch von der inneren Kraft des in der 
Druckschrift verkörperten und durch Verbreitung dieser Schrift 
mitgeteilten Gedankens hängt es ab, ob er vom Empfänger gleich- 
gültig hingenommen, d. h. zur Kenntnis genommen wird, oder 
ob dieser innerlich Stellung zu ihm nimmt, durch Empfindung 
von Freude, Schmerz oder Aerger, oder ob schließlich im Empfänger 
Vorstellungen und Wünsche geweckt werden, die ihn zu einem 
bestimmten Handeln oder Unterlassen veranlassen. 

Alle Stadien des Erfolges sind je nach dem zur Beurteilung 
stehenden Deliktstatbestande auch beim Preßdelikte möglich. 

Nicht in diesem Erfolge der Gedankenkundgebung ist mit- 
hin die zur Begriffsbestimmung erforderliche Begrenzung zu 
suchen, sondern sie muß in der dem Preßrechte eigentümlichen 
Begehungsform der Gedankenkundgebung selbst gefunden 
werden. 

Wie ein Gedanke mit Hülfe der Sprache mitgeteilt werden 
und verschiedenartige Erfolge erzielen kann, so kann auch ein 
Gedanke zunächst in einer Druckschrift verkörpert durch Ver- 
breitung dieser Druckschrift mitgeteilt werden und die gleichen, 
ja noch weiter gehende Wirkungen erzielen. 

Die Gedankenkundgebung kann in der einen wie in der 
andern Weise erfolgen, sie ist stets Handlung, und die doppelte 
Begehungsmöglichkeit entfällt nur dann, wenn die Mitteilung 
unter äusseren Umständen erfolgen muß, welche sich nur auf 
dem Wege der wörtlichen Gedankenkundgebung verwirklichen 
lassen. 

Durch ihren Inhalt strafbar wird aber die Gedankenkund- 
gebung dann, wenn sie die Ausführungshandlung in einem 
nach anderen Gesetzen strafbaren Tatbestande bildet. 



Preßdelikte sind solche immateriellen Delikte des allgemeinen Strafrechts, 
welche in einer Einwirkung auf das Innenleben eines Menschen ihre Vollendung 
erfahren. Vgl. auch die auf Erwägungen ähnlicher Art gegründete Entscheidung 
des zweiten Strafsenats: RG. 88, S. 280 unten S. 84. 
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' Verwertet man diesen Gesichtspunkt für Gedankenkund- 
gebungen, welche durch Verbreitung von Druckschriften erfolgen, 
und prüft die Delikte des Strafrechts, so scheiden alle diejenigen 
Deliktstatbestände aus dem Preßstrafrecht aus, bei denen die 
Gedankenkundgebung nicht die AusfUhrungshandlung, 
sondern nur das Mittel zu dieser Handlung bilden kann, wie 
zum Beispiel bei den Tatbeständen der §§ 235, 236 aus dem 
Abschnitte über Verbrechen und Vergehen wider die persönliche 
Freiheit. 1) 

Auf Grund dieser Begrenzung kann eine Begriffsbestimmung 
dahin gefaßt werden: 

Preßdelikte sind diejenigen Delikte des allgemeinen 
Strafrechts, bei denen die AusfUhrungshandlung durch (vor- 
sätzliche und öffentliche) Kundgebung eines den Inhalt einer 
Druckschrift bildenden Gedankens erfolgen kann und im Einzel- 
falle auf diesem Wege erfolgt ist.-) ^) 



1) Die Handlung beateht hier in einem „Entziehen" d. h. nach Frank 
(a. a. 0. § 285 III) in der tatsächlichen Lösung des elterlichen oder eines 
gleichgesteUten Gewaltverhältnisses und in der tatsächlichen Begründung eines 
analogen andern, oder in einem „Entfahren'*. 

Mag man mit Frank (§ 286 II) in dem Entführen ein Verbringen an 
einen andern Ort sehen, oder mit Liszt (a. a. 0. § 104) das wesentliche 
Merkmal der Entführung in dem Bruch des Schutz- und Herrschaftsverhältnisses 
und der Begründung eines neuen Abhängigkeitsverhältnisses erblicken, stets 
kann wie auch beim Entziehen die Gedankenmitteilung nur das Mittel zu 
diesen Handlungen nicht selbst die Deliktshandlung sein. 

2) Wie hier unter anderen im wesentlichen auch A p p e 1 i u s im Schwarze- 
schen Kommentar von der dritten Auflage an; wohl auch v. Liszt, a. a. O. 
§ 48, wenn schon unter Betonung des im belgischen Rechte besonders hervor- 
gehobenen Gesichtspunktes, das Wesen des Preßdelikts bestehe in dem Miß- 
brauche des Rechts der freien Meinungsäußerung. 

^) So enthalten, um aus jeder der Gruppen nach dem Gesichtspunkte der 
Deliktövollendu lg ein Beispiel anzuführen, die Beleidigung, die Gottes- 
lästerung und die erfolgreiche Aufforderung nach den §§ 185, 1(56, 111 R.St.G.B. 
Tatbestände, welche auch als Preßdelikte verwirklicht werden können. Da- 
neben sind aber auch Nötigung, Betrug und Erpressung in den Kreis der 
möglichen Preßdelikte zu rechnen. Sogar die Anstiftung kann als Preß- 
delikt begangen werden. Die begriffliche Möglichkeit wird zugegeben von 
Sladeck: G. A. 48 S. 848. 

Trotz der als Begehungsform für Preßdelikte an die Allgemeinheit ge- 
richteten Gedankenkundgobung kann man nicht sagen, daß damit eine vor- 
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Auf dem hier vertretenen Standpunkte des Preßdeliktsbegriffs 
steht auch durchweg die deutsche Praxis.^) 

Auch das Reichsgericht hat neuerdings zu der Frage, was 
unter dem Ausdruck des § 20 zu verstehen sei: Verantwortlichkeit 
für Handlungen, deren Strafbarkeit durch den Inhalt einer Druck- 
schrift begründet wird, Stellung genommen. In einem Urteil des 
II. Senats wird ausgeführt^), dass z. B. die Tatbestände der §§ 130, 
16ß, 184, 85 auch mittels der Presse begangen werden können unter 
der Begründung, daß zum Begriffe .Preßdelikt" nichts anderes 
gehöre, als daß die Strafbarkeit des durch Verbreitung der Druck- 



Bätzliche Wirkung auf individuell bestimmte Personen ausgeschlossen 
sei. Da nun die erfolgreiche Aufforderung Preßdelikt sein kann, von dieser 
die Anstiftung sich aber de lege lata nur dadurch unterscheidet, daß sie sich 
an eine individuelle Person richtet (s. oben S. 9), so kann man auch der An- 
stiftung die Möglichkeit nicht absprechen, als Preßdelikt begangen zu werden. 
Die Begriffsbestimmung fftr Preßdelikte trifft auch auf die Anstiftung zu. Die 
Handlung des Anstiften besteht gerade in der Uebermittlung eines Gedankens, 
der stark genug gewesen sein muß, um in dem Angestifteten Vorstellungen 
zu erwecken, durch die er zu einem gewissen vom Anstifter erstrebten Ver- 
halten bestimmt wird. 

Zwar trägt die Anstiftung den Grund ihrer Strafbarkeit nicht in sich, 
sie entlehnt ihn von der strafbaren Haupttat. Das geltende Recht sieht in 
dem vorsatzlichen Eintreten des Angestifteten in die Kausalität eine Unter- 
brechung des Kausalzusammenhanges. Es wird zwischen Ursache und Be- 
dingung unterschieden, und nur Verursachung dann angenommen: „wenn die 
Kausalität eine physische, nicht, wenn sie eine psychisch vermittelte ist." (s. 
Frank a. a. 0. § 1 IV,). An die Unterscheidung von Ursache und Bedingung 
wird dann die Unterscheidung von Täterschaft und Teilnahme angeknüpft und 
die Täterschaft in dem Setzen einer Ursache, die Teilnahme in dem Setzen 
einer bloßen Bedingung erblickt. Frank zieht aus dem Gesagten nach gelten- 
dem Rechte den Schluß: ,Der Täterschaft gehört das Gebiet der physisch 
vermittelten, der Teilnahme das der psychisch vermittelten Kausalität an.** 
(a. a. 0. dritter Abschnitt, Vorbemerkung IL) 

Die Auffassung des geltenden Rechts von der Anstiftung als Teilnahme- 
Iiandlung an dem strafbaren Tun eines andern hindert aber ebenso wie bei 
der BeihUlfe nicht, die Möglichkeit zuzugeben, daß diese Teilnahmehandlungen 
auch als Preßdelikte begangen werden können. 

^) Nach einigen mir allerdings nur durch die Presse bekannt gewordenen 
Entscheidungen ist durch die Strafkammer des Landgerichts Posen der ver- 
antwortliche Redakteur der polnischen Wochenschrift „Pokraka" wegen ver- 
suchter Nötigung durch die Presse verurteilt; durch Strafkammer des Land- 
gerichts I Berlin der „Vorwärts" -Redakteur wegen Aufforderung nach §§ 110. 111. 

2) Urteil des II. Senats vom 28. Februar 1899 RG. B2 S. 69. 

Zimmermann, Grundbegriffe d. frans.-belf . PresBetrarreohta. 9 
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Schrift begangenen Verbrechens oder Vergehens in dem Inhalt 
der Druckschrift ihren Grund haben müsse. Es würden damit 
alle in den Strafgesetzen vorgesehenen Handlungen getroffen, 
die ihrer Natur nach mittels der Presse verübt werden können, 
soweit sie im Einzelfalle mittels der Presse verübt sind. Daß 
schon der Inhalt der Druckschrift an sich eine strafbare Hand- 
lung darstellen müsse, wird hierbei nicht erfordert, vielmehr 
die Verbreitung der Druckschrift als notwendiges Tatbestands- 
merkmal vorausgesetzt. 

Darnach steht das Reichsgericht auch auf dem hier ver- 
tretenen weiteren Standpunkte des Preßdeliktsbegriffs. 

Freilich wird von den Gegnern die von demselben Senate 
ergiangene spätere Entscheidung — If. Senat, Urteil vom 3. April 
1900, RG. Bd. 33 S. 230 — zum Beweise des Gegenteils heran- 
gezogen. M. E. zu Unrecht. 

Bei der Prüfung dieser Entscheidung und beim Vergleich 
mit der vorher erwähnten muß man von vornherein berück- 
sichtigen, daß die letzte Entscheidung von der Anwendbarkeit 
der besonderen Preßverjährung spricht und diese nicht auf das 
Delikt der Erpressung anwenden will, weil die Erpressung nicht 
als Preßdelikt begangen werden könne. In den Gründen wird 
ausgeführt, daß die kurze Verjährung nicht auf solche strafbaren 
Handlungen passe, deren Vorübung zwar auf dem Wege der 
Presse eingeleitet werde, bei denen sich aber die Begehung selbst 
erst in einem späteren Zeitpunkte und außerhalb der Presse 
vollzieht. Diese Beschränkung ruht auf de lege ferenda be- 
achtenswerten Erwägungen. Es wird nämlich ausgeführt: 

„Der Grund, aus dem das Gesetz im § 22 eine kurze Ver- 
jährungsfrist festgesetzt hat, liegt darin, daß die Preßdelikte mit 
ihren Tatbeständen sogleich an die Oeffentlichkeit treten, also 
auf der Stelle verfolgt werden können, ferner darin, daß die 
Preßdelikte um ihres ephemeren Charakters willen nur aus der 
Zeit ihrer Begehung heraus richtig beurteilt werden können. 

Dieser gesetzgeberische Grund paßt nur auf strafbare Hand- 
lungen, deren Tatbestand schon mit der V^erbreitung der Druck- 
schrift gegeben ist.'* 

Vergleicht man diese Entscheidung mit der besprochenen 
desselben Senats, so ergeben sich zwei besondere Begriffs- 
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abgrenzungen, die sich nicht vereinen lassen. Das Reichsgericht 
scheint darnach die Verjährungs Vorschrift nur auf einen Teil von 
Preßdelikten für anwendbar zu halten. Eine zweifache Auffassung 
des Preßdeliktsbegriflfs rechtfertigt sich aber nach dem geltenden 
Gesetzestexte nicht, in welchem alle gebrauchten Ausdrücke 
gleichbedeutend sind. Selbst wenn aber aus de lege ferenda 
vielleicht zu billigenden Erwägungen heraus eine Begrenzung 
des Preßdeliktsbegriffes beabsichtigt sein sollte, so vermag doch 
m. E. diese sich auf die Anwendung des § 22 beziehende Ent- 
scheidung die prinzipiell sich über den Preßdeliktsbegriff aus- 
sprechende Entscheidung nicht zu erschüttern, zumal noch auf 
diese verwiesen wird. 



Zweiter Absdinitt. 



■ > • » « 



§ 4. 

Die Haftung für Pressdelikte. 

I. Die besondere verantwortliche Persönlichkeit des 
französischen und des deutschen Preßstrafrechts. 

Bei der Besprechung der Haftungsbestimmungen soll zunächst 
der Begriff, dann auch die Art der Haftung der dem deutschen 
wie auch dem französischen Preßrechte eigentümlichen Rechts- 
figur — des verantwortlichen Redakteurs oder gerant — 
erörtert werden. 

Der verantwortliche Redakteur hat sein Vorbild in dem 
französischen gerant, während dein belgischen Preßrechte eine 
ähnliche, speziell dem Preßstrafrechte angehörende Rechts- 
persönlichkeit unbekannt geblieben ist. 

Das belgische Recht interessiert dagegen durch sein eigen- 
tümliches Haftungssystem, welches später zur Besprechung ge- 
langen soll. 

Die historische Entwicklung der verschiedenen Haftungs- 
systeme soll ihre innere Verwandtschaft dartun und die mannig- 
fachen Einflüsse zeigen, welche sie bei den gesetzgeberischen 
Arbeiten Prankreichs, Belgiens und Deutschlands auf einander 
ausgeübt haben. 

Einleitend empfiehlt es sich, auch die Terminologie der 
französischen und deutschen Preßgesetzgebung gegenüber zu 
stellen, um Mißverständnisse in der Ausdrucksweise zu vermeiden. 
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Es soll der Begriflf görant mit „verantwortlicher Redakteur" 
wiedergegeben werden; unter „6diteur" wird der Verleger be- 
griiTen. Das französische Recht gebraucht für den deutschen 
Begriff „Verleger" d. h. den, der eine Druckschrift erscheinen 
läßt, den Sammelausdruck „publicateur'', der gärant genannt 
wird, wenn es sich um das Erscheinen einer Zeitung (periodischen 
Druckschrift), aber 6diteur, wenn es sich um ein anderes Preß- 
erzeugnis handelt.^) 

Um die Stellung des g6rant im französischen Preßstrafrecht 
richtig zu würdigen, muß auf die Entstehungsgeschichte der 
gerance kurz eingegangen werden. 

Die ersten geschichtlichen Anklänge finden sich im art. 3 des 
Gesetzes vom 28. germ. des Jahres IV (17. April 1796). 

Dieses Gesetz enthält Maßnahmen zur Unterdrückung der 
Preßdelikte und bestimmt im art. 1, daß keine Zeitung gedruckt 
werden soll ohne Namensnennung von Verfassern und Drucker. 
Ist ein Artikel strafbaren Inhalts dennoch ohne Namensnennung 
in einer Druckschrift veröffentlicht, so ist, neben dem unbekannten 
Verfasser (auteur) der, welcher die Druckschrift erscheinen läßt, 
(fait publier) verantwortlich.^) Dies ist der publicateur der 

1) Vgl. Berichterstatter Lisbonne: c'est la publication qui fait le d61it. 
La pens6e pour dtre publice, donne lieu a trois ordres de faits distincts: La 
r^daction, rimpression, la publication; et ä chacun de ces iaits correspond, 
d'habitiide, Tintervention de trois personnes diff^rentes: l'^crivain, rimprimeur 
et le publicateur, qu'il s'appelle g6rant sHl publie un jounial, 6diteur, libraire- 
6diteur ou de toute autre d6nomination, sll publie un livre ou une brochure. 
8. bei Barbier 11 p. 319, vgl. auch Garraud, Zeitschrift I S. 560. Barbier 
(a. a. 0. I p. 14) gibt bei Besprechung des deutschen Preßgesetzes den Begriff 
„Herausgeber mit publicateur" wieder, nennt dagegen den Verleger ^diteur. 

Es ist nicht zweckmäßig, den 6diteur Herausgeber zu nennen, obwohl 
die Ausdrucksweise Barbiers publicateur-6diteur zeigt, daß der weite Begriff 
mit Verleger nicht ausreichend und erschöpfend w^iedergegeben ist. Denn nach 
deutscher Terminologie stellt man den Herausgeber gerade in einen gewissen 
Gegensatz zum Verleger, und sieht in ihm eine mehr dem Autor gleich- 
zustellende Person, welche ihrerseits erst die Verlegertätigkeit in Wirkung 
setzt. (Vgl. dazu noch Löning a. a. 0. S. 135). 

2) art. 3: s'il est in86r6 dans les Berits mention6s ci-dessus quelque article 
iion sign6, ou extrait ou suppose extrait de papiers ^trangers, celui qui fait 
publier le Journal ou autre 6crit sous son nom, en sera responsable. 
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Druckschrift, den die Gesetzgeber von 1881 bald görant bald 

Miteur nannten, je nach der Art der erschienenen Druckschrift.^) 

Das sich mit der Publikation von Zeitungen und periodischen 

Druckschriften befassende Gesetz vom ^^-^ Juni 1819 schritt auf 

der einmal betretenen Bahn weiter fort. 

Es gibt im art. 1 zunächst eine Definition der periodischen 
Druckschrift. Die Begriffsmerkmale sind: Mitteilung von politischen 
Nachrichten und eine mehr als einmal im Monat erfolgende, wenn 
auch unregelmäßige Erscheinungsform.^) 

Die Verantwortlichkeit ist den Eigentümern oder Verlegern 
des Zeitungsunternehmens auferlegt, indem der Gesetzgeber von 
einer Mehrheit von Unternehmern ausgeht. Es wird ihnen zur 
Pflicht gemacht, wenigstens einen von ihnen in der „Erklärung-, 
welche damals beim Inslebehtreten eines Zeitungsunternehmens 
erforderlich war, der Aufsichtsbehörde namhaft zu machen, an 
den sich die Behörden bei Begehung von Preßdelikten dann 
hielten. Wenn hier auch durch die Benennungsfreiheit eine Aus- 
wahl der Personen gestattet war, welche für die Begehung von 
Preßdelikten zunächt haftbar gemacht werden konnten, so änderte 
doch diese neue Bestimmung, durch welche sich die Regierung 



') Der Vorwurf, den Löniiig sowohl Marquardseii (Reichspreßgesetz 
S. 118, 120) wie wohl auch Liszt (Rechtslexikon III S. 135) a. a. 0. S. 177 
macht, scheint mir demnach nicht gerechtfertigt. Beide Schriftsteller sehen 
in der Bestimmung des Gesetzes aus dem Jahre IV den Vorläufer des späteren 
g6rant, zunächst des 6diteur responsable, während Löning eine nicht bloß in 
der Benennung liegende Wesensverschiedenheit annehmen will. 

2) Gesetz vom ,;*- Juni 1819: art. 1: Les propriötaires ou 6diteurs de 

tout Journal ou 6crit pdriodique, consacrö en tout ou en partie aux nouvelles 
ou mati^res politiques, et paraissant, soit ä jour fixe, soit par livraison et 
irreguli^rement, mais plus d*une fois par mois, seront tenu: 1^ de faire une 
d^claration indiquant le nom, au moins, d'un propri^taire ou 6diteur responsable, 
sa demeure et Timprimerie, dClment autoris^e, dans laquelle le Journal ou 
r6crit periodique doit ötre imprimd; .... 

art. 2: La responsabilit6 des auteurs ou 6diteurs indiqu^s dans la d6- 
claration s*dtendra a tous les articles ins^r^s dans le Journal ou ccrit periodique, 
Sans pr^judice de la solidarit6 des auteurs ou r^dacteurs desdits articles .... 

art 5: Au moment de la publication de chaque feuille, ou livraisoli du 
Journal ou 6crit p. il en sera remis, a la prefecture . . . . un exemplaire sigii^ 
d*un propriötaire ou 6dlteur responsable. 
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Kenntnis von Haftungsträgern schaffen wollte, nichts an der 
alten Auffassung, daß derjenige haftbar war, welcher die Druck- 
schrift erscheinen ließ. Denn die Auswahl war nur insoweit 
eine gesetzlich zulässige, als sie innerhalb des Kreises der Eigen- 
tümer oder Verleger getroffen wurde. 

Die mit dem Erscheinen der Einzelnummer erfolgende 
Zeichnung begrllndetß jedenfalls die Haftung nicht. 

Das Gesetz bewährte sich nicht. Die namhaft gemachten 
„editeurs responsables" waren zumeist Personen, denen jeder 
Anteil an der geschäftlichen Seite des Unternehmens wie auch 
jeder Einfluß auf die geistige Leitung fehlte. Ja, sie waren gar 
oft nur Strohmänner (des hommes de paille), die gegen Entgelt 
die Verantwortlichkeit für die strafbaren Handlungen anderer 
auf sich nahmen. 

Es lag nicht in der Absicht des Gesetzgebers, in der gerance 
eine fingierte Täterschaft des Preßdelikts zu schaffen, und man 
versuchte daher in dem neuen, für die gesamte Preßstrafrechts- 
entwicklung auch für die deutschen Einzelstaaten so wichtigen 

18 

Gesetze vom ' Juli 1828 die Uebelstände, welche den alten Ge- 

setzen anhafteten, abzustellen. 

Der Leitsatz: Verantwortliche Personen müssen zu 
dem Personenkreise gehören, welche wirtschaftlich 
wie geistig an dem Zeitungsunternehmen beteiligt 
sind, wurde zum Prinzip erhoben für die neuen Bestimmungen. 

Unter Stellung einer gesetzlich bestimmten Kaution kann 
jeder volljährige, im Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte befind- 
liche Franzose ohne vorhergehende Genehmigung (pröalable 
autorisation) unter Beobachtung der gesetzlichen Bestimmungen 
eine Zeitung oder periodische Druckschrift erscheinen lassen. 

Unterschieden wird, ob das Zeitungsunternehmen von einer 
Gesellschaft oder einer Einzelperson betrieben wird. 

Die Gesellschaftsform sieht der Gesetzgeber als Regelfall an 
und bestimmt, daß die Gesellschaft sich als eine der im Handels- 
gesetzbuche vorgesehenen Gesellschaften zu bilden habe. 

Bei dieser Bestimmung kommen drei Gesellschaftsformen 
in Betracht: 

1) societe en nom coUectif (entspricht der offenen Handels- 
gesellschaft) ; 
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2) societe en commandite (Kommandit-Gesellschaft) ; 

3) societe anonyme (Aktien-Gesellschaft). 

Abgesehen von der Aktiengesellschaft sind die Gesellschafter 
verpflichtet, aus ihrer Mitte ein, zwei oder drei Geschäftsführer 
zu wählen, welche jeder für sich nach den Vorschriften der art. 23 
und 24 Code de commerce das Zeichnungsrecht und damit die 
Befugnis haben sollen, die Gesellschaft nach außen zu vertreten. 

Diese Geschäftsführer heißen g6rants und werden den per- 
sönlich haftenden Gesellschaftern des art. 23 entsprechend g6rants 
responsables genannt. 

Diese von nun ab in der französischen Preßgesetzgebung 
beibehaltene Ausdrucks weise findet sich hier zum ersten Male 
im art. 4 des Gesetzes vom 18. Juli 1828. 

Fallen ein oder mehrere gerants durch irgend einen Zufall 
fort, so ist die Zahl alsbald binnen Zweimonatsfrist wieder zu 
ergänzen.^) 

Außer der Gesellschaftereigenschaft muß der gerant wenigstens 
noch zu einem Teil Eigentümer des Gesellschaftsvermögens sein; 
er muß ferner wenigstens ein Viertel der Kaution persönlich 
gestellt haben und schließlich die in art. 980 Code civil vor- 
gesehenen Eigenschaften besitzen. 

Neben dieser materiellen Teilnahme fordert das Gesetz weiter 
eine intellektuelle Einwirkung auf die Gestaltung des Inhalts de.s 
Preßerzeugnisses in art. 5 (s. unten Anm. 1). 

Die dem gßrant entsprechende Stellung nimmt bei der Aktien- 
Gesellschaft der Geschäftsführer (administrateur) ein. Bei den 
Zeitungsunternehmungen, die in der Hand eines einzigen Eigen- 
tümers ruhen, ist dieser zugleich gerant, wenn er die gesetzlich 
geforderten Eigenschaften eines solchen besitzt. Andernfalls hat er 
sofort eine geeignete Persönlichkeit als görant zu bestimmen, (art. 6.) 

Damit die Aufsichtsbehörde über die Einrichtung und die 
führenden Persönlichkeiten des Unternehmens unterrichtet ist, 
fordert das Gesetz vor dem Beginn des Erscheinens die Abgabe 
einer Erklärung, die unter anderem auch Wohnung und Namen 
der Geranten enthalten muß. Bei Beginn der Ausgabe einer 



^) art. 4 des Gesetzes vom 18. Juli 1828, art. 5: Les gerants responsables oa 
run on deux d'entre eux, sarveiJleront et dirigeront par eux-menies la r^daction du 
Journal ou ^crit pöriodique. 
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jeden Nummer ist dem Staatsanwalt ferner ein von einem der 
gerants (dem Eigentümer oder einem Geschäftsführer) eigenhändig 
gezeichnetes Exemplar zu überreichen. Außerdem muß jedes 
Exemplar mit dem gedruckten Namen des gerant versehen sein. 

Verstöße gegen diese Vorschriften sind mit Ordnungsstrafen 
belegt. 

Wenn nun auch das Gesetz in art. 8 die Unterzeichner 
haftbar macht, indem es heißt: Les signataires de chaque feuille 
ou livraison seront responsables de son contenu . . ., so ist dennoch 
m. E. der Schluß nicht gerechtfertigt, den z. B. auch Oetker 
(a. a. 0. S. 404) zieht: Die Verantwortlichkeit der Zeitungs- 
geranten wird durch die Tatsache begründet, daß sie ein Blatt 
unterzeichnet haben, das strafbaren Inhalt aufweist. 

Gerade das wollte das Gesetz verhüten. Es sollte 
durch die in den Artikeln 4 und 5 gegebenen Bestimmungen in 
dem verantwortlichen gerant eine Person geschaffen werden, die 
ihre ausdrücklich normierte Ueberwachungspflicht auch aus- 
zuüben in der Lage ist und dabei noch wirtschaftlich am Unter- 
nehmen interessiert ist. Aus diesem Grunde forderte die Praxis 
auch das Vorhandensein gewisser geistiger Fähigkeiten.^) 

Fehlt eine Zeichnung des görant auf dem Blatte, so entfällt die 
Verantwortlichkeit der gerants responsables nicht. Die Verfolgung 
richtet sich dann freilich gegen alle gerants, weil sie ihre von der 
Zeichnung unabhängige Ueberwachungspflicht verletzt haben.^) 

Mit dem Ausdruck „signataire"* will das Gesetz die Verfolgung 
nur auf den Unterzeichner unter den verantwortlichen 
gerants zunächst beschränkt wissen, nicht weil er gezeichnet 
hat, sondern weil er zu den Ueberwachungsverpflichteten 
gehört, wie die Behörde nach der eingereichten „Erklärung"* leicht 
feststellen kann. In der Zeichnung ist vielmehr die Anzeige zu 
erblicken, unter den Kollegen gerade die Prüfungspflicht wahrge- 
nommen zu haben. — Nur als K rite ri um vollzogen er Prüfungs- 
pflicht ist die Unterschrift zu deuten.^)*) 

1) Urteil des Kassationshofs vom 10. Jali 1845, citiert bei Kayser: von 
Holzendorff s Jahrbücher IV S. 135 f., 1876. 

2) Vgl. Chassan I p. 122 ff. 

3) Vgl. Dalloz: „Presse-outrage" Nr. 872. 

*) Die von Löning — a. a. 0. S. 190 — zur Begründung seiner gegen- 
teiligen Auffassung angeführte Entscheidung des Appellhofs zu Douai vom 
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In der Ueberwachungspflicht des art. 5 Ist jedoch nicht eine 
dem Staate gegenüber übernommene öffentliche Pflicht zu 
erblicken, wie Löning a. a. 0. S. 179 ausspricht. Nach ihm soll 
der g6rant responsable an Stelle des staatlichen Censors getreten 
sein und dessen Amt übernommen haben: 

^Die privaten Geranten, welche den geschäftlichen Teil des 
Unternehmens leiten und geschäftlich an demselben interessiert 
sind, nicht die Redakteure und Inhaltsdisponenten werden in 
Person zu Wählern und Aufsehern berufen über die Redaktion, 
über den Inhalt des Blattes an Stelle der staatlichen Censoren. 
An Stelle der unmittelbar durch Staatsorgane geübten Censur 
tritt eine solche durch interessierte Privatorgane kraft öffentlicher 
Pflicht.« (a. a. 0. S. 182.) 

Schon eine kurze Betrachtung des Instituts der Censur lehrt, 
daß ein solcher Vergleich ungerechtfertigt ist. 

Es kann dahingestellt bleiben, ob der gerant redigiert, wenn 
er die Redaktion überwacht und leitet. Nach dem Gesetze soll 
er: surveiller et diriger la r6daction du Journal und diese Tätig- 
keit soll, wie Löning m. E. mit Unrecht annimmt, im Gegensatz 
stehen zum rediger le Journal. 

Darüber herrscht jedenfalls Einigkeit, daß der g6rant dafür 
sorgen soll, daß die Druckschrift keine strafbaren Gedanken- 
kundgebungen enthält, und daß er für einen etwaigen strafbaren 
Inhalt haftbar gemacht werden soll. 

Demgegenüber hatte doch der Censor unter Gesichtspunkten 
wesentlich erweiterter Natur sein Amt auszuüben. 

Wenn nur strafrechtliche Gesichtspunkte den Censor ver- 
anlaßt hätten, seine Druckgenehmigung zu versagen, wäre wohl 

24. Mai 1831 trifft diese Frage nicht, da sehr wohl im Einzelfall die Haftung des 
gerant entfallen kann, weil sich aus seiner Nichtzeichnung sein entschuldbares 
Fernbleiben ergeben kann, und das Gericht gerade durch den Umstand des Nicht- 
Zeichnens auf diesen Weg geführt wird, so daß im Interesse der Erforschung: 
materieller Wahrheit der Nichtzeichner trotz seiner Bereitschaft zur Haftungs- 
übernahme außer Verfolgung gesetzt wird. Vgl. übrigens die angezogene Ent- 
scheidung bei: Rolland de Villa rgues: Code des lois de la presse S. 56 Nr. 24: 
Le gerant responsable d'un Journal ne peut etre mis en pr6vention pour les 
delits que renferment les num^ros qu'il n'a pas sign6s et ä la rödaotion desquels 
il n*a pas coop6r6, bien qn*il d^clare en accepter la responsabilit^. Celui qüi ^ 
8ign6 en son absence peut seni en etre responsable. 
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kaum eine so allgemeine Entrüstung gegen dieses Institut herauf- 
beschworen, die schießlich überall zu einer mehr oder weniger 
gewaltsamen Beseitigung der Censur führte. 

Vermeintliche Wahrung staatlicher Interessen, bisweilen 
reine Willkürakte, die persönlichen Mißstimmungen der gerade 
an der Regierung befindlichen Persönlichkeiten entsprangen, 
zwangen ganz ohne Rücksicht auf die Verletzung von Strafgesetzen 
den Censor zum Einschreiten. 

Kann somit schon von einer Nachfolge im Censoramte nicht 
die Rede sein, so lehrt ein Blick auf die Entwicklung der gerance 
und die gesetzgeberischen Motive, daß in der Bestimmung des 
art. 5 nicht an eine öffentlich-rechtliche Pflicht zu denken ist. 

Wie bei Begehung strafbarer Handlungen durch Wortkund- 
gebungen der Sprecher zur Verantwortung zu ziehen ist, so soll, 
da bei strafbaren Kundgebungen, welche durch Verbreitung von 
Druckschriften erfolgen, eine Mehrheit von Personen naturgemäß 
mitwirkt, diejenige Persönlichkeit herangezogen werden, welche 
den maßgebenden Einfluß auf die Veröffentlichung ausgeübt hat. 
Diese Persönlichkeit sah man im görant, und, um nicht eine 
„gerance fictive**, sondern eine „görance reelle et effective"* zur 
Verantwortung zu ziehen, setzte man beim görant responsable 
bestimmte Eigenschaften vermögensrechtlicher und intellektueller 
Natur voraus und normierte sogar expressis verbis eine Ueber- 
wachungspflicht. 

Mit der Erfüllung dieser Pflicht, nicht mit deren Nichterfüllung 
hat der Gesetzgeber in erster Linie zu rechnen. 

Im Ergebnis sind zwei Merkmale für die Begriffsbestimmung 
des gerant nach dem Gesetze von 1828 festzuhalten: 

1) Er hat als ein geschäftsführender Vertreter eine ihm vom 
Unternehmer übertragene Stellung inne, welche ihm die gesetz- 
liche Verpflichtung auferlegt, die Druckschrift zu überwachen und 

2) muß er diese Stellung auch bekleiden können und aus 
diesem Grunde bestimmte Eigenschaften besitzen. 

Um Publikum und Behörden fortlaufend in Kenntnis zu 
halten, sind dann verschiedene, das Vorhandensein eines gerant 
responsable bereits voraussetzende Ordnungsvorschriften 
erlassen, wie: 

1) Die Anzeige beim Inslebentreten des Unternehmens ver- 
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bunden mit einer Berichtigungspflicht bei nachträglichen Aender- 
ungen in der Stellenbesetzung; 

2) die persönliche Zeichnung zweier Exemplare, die beim 
Erscheinen jeder Nummer abzugeben sind; endlich 

3) der Druck des Namens des g6rant auf dem Blatte. 

Zur Erzwingung dieser Ordnungsvorschriften sind für die 
Fälle 1 und 2 gegen den gerant, im Falle 3 gegen den Drucker 
Ordnungsstrafen normiert. 

Darnach läßt sich eine Begriffsbestimmung der 
gerants von 1828 dahin fassen: 

g6rants (responsables) sind solche Personen, die geschäftlich 
interessiert aus der Zahl der Gesellschafter als geschäftsfUhrende 
Qesellschaftsvertreter ausgewählt sind, oder die als AUeineigen- 
tUmer des Zeitungsunternehmens berufen sind, auch in straf- 
rechtlicher Beziehung den Inhalt der Druckschriften zu über- 
wachen, und die neben einer entsprechenden geistigen Fähigkeit 
auch die in art. 5 des Gesetzes geforderten Eigenschaften besitzen. 

Die Bestimmungen des französischen Gesetzes von 1828 sind 
für die gesamte deutsche Preßgesetzgebung, welche in 
den Einzelstaaten in den dreißiger Jahren des vorigen Jahr- 
hunderts einsetzte, maßgebend geworden und haben auch ihren 
Einfluß noch auf die Gestaltung des Reichspreßgesetzes geltend 
gemacht.^) 

Nach dem Vorbilde des gerant ist unter allgemeiner Be- 
seitigung der ,.signature" der verantwortliche Redakteur der 
deutschen Preßgesetze geschaffen. Zu beachten ist jedoch, daß 
die in Frankreich schon im Worte liegende Begrififsverbindung 
mit der Geschäftsleitung in Deutschland niemals begriffs- 
wesentlich gewesen ist. 

In keinem der deutschen Gesetze findet sich aber ein einziger 
Anhaltspunkt, daß die überall normierte Benennungspfiicht zum 
Begriffsmerkmal des verantwortlichen Redakteurs oder des gerant 
responsable erhoben würde. Man setzte vielmehr den Begriff 
als geschichtlich geworden und deshalb bekannt voraus. 

Erst durch die in der Kommission zur Beratung des Reichs- 
preßgesetzes und dann von einzelnen Mitgliedern im Reichstage 



1) Baden: Gesetz yodi 28. Dezember 1831. Preußen: Gesetz vom 12. Mai 1861, 
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geäußerten sich widersprechenden Auffassungen, die sich zum 
Teil aus der Verquickung der beiden Fragen nach dem BegrifTe 
und nach der Haftung des verantwortlichen Redakteurs erklären 
lassen, ist der Begriff des verantwortlichen Redakteurs in Theorie 
und Praxis streitig geworden. 

Unter dem ersten Eindruck der vom Gesetzgeber selbst 
geäußerten Auffassung räumte man der im § 7 des Reichs- 
preßgesetzes bestimmten Benennung eine begriffs wesentliche 
Bedeutung ein. und verlangte demgemäß zum Begriff eines verant- 
wortlichen Redakteurs bald nur Benennung, bald tatsächliche Aus- 
übung der Ueberwachung neben der Benennung, ohne jedoch mit 
diesen Forderungen dem Inhalt des Preßgesetzes selbst noch der 
historischen Begriffsentwicklung gerecht zu werden. 

Mit den Jahren ist man dann auch von dem formalen Stand- 
punkte der Benennung abgekommen, und hat das Hauptgewicht 
auf die Ausübung der Redaktionstätigkeit gelegt. 

Heute kann die herrschende, kaum ernstlich mehr bekämpfte 
Begriffsbestimmung des verantwortlichen Redakteurs nach deut- 
schem Reichsrechte in Uebereinstimmung mit der geschichtlichen 
Entwicklung nach einem Urteil des Reichsgerichts vom 28. April 1903 
dahin gefaßt werden:^) 

Verantwortlicher Redakteur ist derjenige, welcher 
von dem Eigentümer (Geschäftsherrn) des Zeitungs- 
unternehmens mit der Oberaufsicht über das Blatt nach 
der Richtung betraut ist, daß er den Inhalt auf seine 
etwaige kriminelle Bedeutung zn prüfen und Artikel 
strafbaren Inhalts zurückzuweisen hat. 

Das sieben Jahre nach dem deutschen Reichspreßgesetze in 
Kraft getretene französische Preßgesetz, das mit geringen Aen- 
derungen bis heute geltendes Recht ist, zeigt bemerkenswerte 

M II. Senat, Urteil vom 28. April 1903 RG. 36 S. 215. Diese von v. Bfilow 
zuerst vertretene Auffassung ist von ihm überzeugend begründet. Es wird auf 
die Ausftthrungen Bezug genommen: Golt dammers- Archiv 40 S. 241; 43 S. 328 
ZSt.W. 14 8. 643. Vgl. ferner die Entscheidungen des Reichsgerichts: IV. Senat, 
Urteil vom 21. Mai 1895, RG. 27 S. 246, II. Senat, Urteil vom 30. Mai 1902, 
RG- 85 S. 272. 

Zur Vermeldung weiterer Literaturnachweise wird auf die neuere Dissertation 
von Oskar Jonas „Haftung des verantwortlichen Redakteurs", Göttingen 1901, 
Bezug genommen. 
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Aenderungen gegenüber dem Gesetze von 1828, welche sich zum 
Teil auf eine Einwirkung des inzwischen ergangenen deutschen 
Reichspreßgesetzes mit zurückführen lassen. 

Das Institut der görance ist auch im neuen Gesetze bei- ^ 

behalten, „obwohl — nach Garraud — sich schwere Bedenken 
gegen eine Einrichtung erhoben hatten, die von vornherein die- 
jenigen Personen auszuwählen gestattet, welche die straf- und 
civil-rechtliche Verantwortung für die durch das Blatt begangenen 
Preßdelikte tragen sollen**.^) 

Diese Haftung wird aber nicht übernommen, weil sie gewollt 
ist, sondern weil sie mit dem übernommenen Amte gesetzlich 
verknüpft ist. 

Wenn auch der Gesetzgeber darauf verzichtete, die Ueber- 
wachungspflicht besonders zum Ausdruck zu bringen, und auch 
die wirtschaftliche Beteiligung der görants am Unternehmen nicht 
mehr forderte, so blieb dennoch nach dem Geiste des Gesetzes 
mit der Uebernahme der g6rance die Ueberwachungspflicht des 
Inhalts der Druckschrift in strafrechtlicher Beziehung verbunden, 
und das Gesetz rechnet damit, daß dem gerant eine seiner Ver- 
antwortlichkeit entsprechende Machtstellung innerhalb des Zeitungs- 
unternehmens eingeräumt wird.-) 

Die alten Kautelvorschriften hatten sich nicht als geeignet 
erwiesen, dem Strohmännerunwesen wirksam zu steuern, und 
waren aus diesem Grunde in Portfall gekommen. 

Sie entsprachen auch der modernen Entwickelung des Zeitungs- 
wesens mit ihrem wachsenden Bedürfnis nach Arbeitsteilung nicht 
mehr. Es war eine formale nicht mehr zeitgemäße Hemmungs- 
vorschrift, die dazu noch ihren Sicherungszweck nicht erfüllte, 
wenn z. B. bestimmt war, daß die gerants aus der Zahl der ge- 
schäftsführenden Gesellschafter oder gar der Eigentümer aus- 
gewählt werden sollten. 

Die Beseitigung dieser und ähnlicher das Preßgewerbe grund- 

1) Z.8t.W. Bd. I S. 530 fif. Abhandlung über die Natur des französischen 
Preßgesetzes. 

2) cf. Lisbonne: Pandectes fran^aises Bd. 45 „presse*' Nr. 301: Sans doute 
11 y a eu et il y aura encore des gerants fictifs. Mais la fiction n'est pa« organis^e 
par la loi ; eile est Toevre de ceux qui chercheut, en la violaut, ä ^chapper ä ses 
prescriptioDS. 
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los beengenden Bestimmungen ist dem Einfluß des deutschen 
Preßgesetzes zu danken. 

Das neue Gesetz fordert lediglich, daß jede Zeitung oder 
periodische Druckschrift^) einen gerant hat, der Franzose, voll- 
jährig und im Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte sein muß. — 
art. 6, — 

Der Artikel 7 enthält die aus den alten Gesetzen über- 
nommene Anmeldepflicht, nach der auch unter anderem anzumelden 
ist: le nom et la demeure du gärant. Berichtigungen müssen 
innerhalb fünf Tagen erfolgen. 

Für Zuwiderhandlungen gegen diese Ordnungsvorschriften 
wird in erster Linie der Eigentümer, dann aber auch der g6rant 
selbst haftbar gemacht. 

Aus dieser Haftung folgt, daß der gerant seine ihm vom 
Gesetze zugewiesene Stellung ganz ohne Rücksicht auf die vor 
Erscheinen des Blattes erfolgende „Erklärung"" bekleidet. Nicht 
diese Erklärung, noch weniger die spätere Benennung auf dem 
Blatte kann deshalb für den Begriff görant wesentlich sein. Es 
ist vielmehr in dem Vertrage zwischen Zeitungsunternehmer und 
einem Dritten die privatrechtliche Amtsübernahme der g6rance 
zu erblicken, aus der, wie auch bei Uebernahme anderer Aemter 
eine verschärfte Haftung gesetzlich folgt. Das gleiche gilt, 
wenn der Eigentümer des Unternehmens selbst die Geschäfte 
des g6rant übernimmt und dies der Behörde anzeigt 

Die Anzeige beim Beginn des Zeitungsunternehmens, die 
Zeichnungspflicht des gärant beim Erscheinen der Einzelnummer, 
die Hinterlegung wie schließlich die Namensnennung des g6rant 
auf jeder Druckschrift sind, wie schon nach altem Rechte, lediglich 
Erkennungsmerkmale der verantwortlichen Persönlichkeiten ohne 
jeden begriffswesentlichen Charakter. 



1) Die Frage, welche Schriften zu den periodischen im Sinne des Gesetzes 
zu rechnen sind, beantwortet sich aus der Natur der Schrift selbst. Barbier 
führt dazu aus a. a. 0. I Nr. 73: Pour savoir quels sont les Berits p^riodiques 
sonmis ä la d^claration prealable, il n'y a pas ä tenir compte de la r6g^ularit6 Ott 
de rirr6gularit6 des livraisons successives; il n'y a pas non plus ä s'occuper de 
Tintervalle plus ou moins prolong^ qui sdpare ces livraisons; mais il faut rechercher 
si la publication de ces livraisons reparaissant p^nodiquement trouve ou non un 
terme n^cessaire dans la nature meme de Touvrage et du sujet trait6. 
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Löning, der gerade zum Nachweise seiner Behauptung von 
der begrifflichen Bedeutung der Benennung fUr das deutsche 
Recht den geschichtlichen Zusammenhängen nachgeht, irrt, wenn 
er in Bezug auf das französische Recht erklärt: Alle diese zur 
Ueberwachung und Signierung der periodischen Druckschriften 
berufenen Personen werden nun, sofern sie eine bestimmte Nummer 
oder Lieferung tatsächlich unterzeichnet haben, durch besondere 
gesetzliche Bestimmung für den ganzen Inhalt dieser Nummer 
oder Lieferung verantwortlich erklärt. 

Schon nach dem Gesetze von 1828 konnte dieser Behauptung 
nicht zugestimmt werden, obwohl dieses von „signataires" spricht; 
fUr das geltende Recht verliert die Auffassung jeden Anhalts- 
punkt, da ganz abgesehen von der Passung der art. fi, 7 9, in 
art. 42 in erster Linie die görants haftbar gemacht werden mit 
dem ausdrücklichen Zusatz: quelles que seien t leurs professions 
ou leurs dönominations.^) 

In Anlehnung an das deutsche Recht, aber in gewissem 
Gegensätze zu dem Rechtsstande nach dem Gesetze von 1828, 
läßt sich daher eine Begriffsbestimmung des görant nach 
geltendem französischen Rechte dahin fassen: 

Garant ist jeder volljährige, im Besitz der bürgerlichen Ehren- 
rechte befindliche Franzose, der vom Unternehmer mit der Ueber- 
wachung des Preßerzeugnisses in strafrechtlicher Beziehung be- 
traut ist, und eine seiner Aufgabe entsprechende Stellung bekleidet.-) 



1) Auch nach Barbier ist kein Zweifel, daß die unterlassene Zeichnung auf 
dem Blatte die Verantwortlichkeit des g^rant nicht beseitigt: le ddfaut de Signatare 
aütographe du g6rant sur les exemplaires d^pos^s poar minnte n'empeche pas que 
le g6rant, d^signö dans la döclaratiou pr6aiable, demeure en principe responsable 
de la publication, la contravention qu41 commet en s'abstenaut de signer la minute du 
Journal ne poüvant le d^gager de la responsabilit^ qüi p^se sur lui en saqualit6 de g^rant. 

Die Zeichnung auf dem Blatte hat nur die Bedeutung, der Verfolgungsbehörde 
Anhaltspunkte fQr den Täter zu schaffen, fehlt sie, wird nach dem nicht gemeldeten 
görant geforscht, und stellt sich heraus, daß ein solcher nicht bestellt ist, so muß 
der Geschäftsführer sich verantworten. Vgl. auch Pandectes fr. Bd. 45, Nr. 99!): 
Jl a 6t6 jttg6, que lorsque, sur un Journal 6tranger ne ügure aucun nom de görant, 
le directeur cbarg6 de l'administration de ce Journal doit etre assimile a un T^ritable 
gßrant, (Trib. corr. Seine 30. Oktober 1901). 

^) Es ist begrifflich kein Unterschied, wenn die Franzosen das Hauptgewicht 
auf die Uebernahme der Verantwortlichkeit legen, da diese gesetzlich mit dem 
Übernommenen Amte verbunden ist. 
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Um die Haftung des görant richtig zu würdigen, muß man 
bedenken, daß das französische Recht in der Veröffentlichung 
eines in einer Druckschrift verkörperten Gedankeninhalts das 
Hauptmerkmal des Preßdelikts erblickt. An .diese Tat, die eigent- 
liche Deliktshandlung, wird darum auch die Haftung angeknüpft, 
und es wird der, welcher die Veröffentlichungshandlung bewirkt, 
als Täter des Preßdelikts bezeichnet.^) 

Ein solcher Publikateur war der g6rant des Gesetzes von 
1828; ein solcher war auch schon der nach art. 4 des Gesetzes 
vom 28. germ. des Jahres IV verantwortlich gemachte Vorläufer 
des görant.^) 

Zunächst war dergärant als geschäftlicher Leiter gedacht, 
der in seinem von ihm geleiteten Verlagsgeschäfte Bücher und 
auch periodische Druckschriften erscheinen lassen kann. In 
dieser Stellung hat er es in der Hand, Schriften bestimmten In- 
halts unter Wahrung seiner Prllfungspflicht zu veröffentlichen 



Vgl. z.B. Garraud, a. a. 0. Bd. IV S. 427: Le g^rant est le repr^sentant 
l^gal du Journal, celni qni endosse la responsabilit^. 

Es ist aber nicht folgerichtig, wenn Lisbonne in seinem Kommissions- 
berichte die Anzeige bei der Behörde fUr konstitutiv hält. Die Aufifassung steht 
jedenfalls mit dem Wortlaute des Gesetzes in Widerspruch; vgl. dazu Barbier: I 
Nr. 84; II Nr. 811. 

^) Diese Auffassung wurde bereits bei den Vorarbeiten eines der ersten sich 
mit materiellem Preßstraf recht beschäftigenden Gesetze hervorgehoben. Im 

Jahre 1819 erklärte M. de Levre bei Beratung des Gesetzes vom , ' Mai 1819: 

Le but de la loi a 6t6 de punir seuiement la publication dans laquelle eile fait 
r^sider le d^lit. 

Auch findet sich der gleiche in dem Satze „o'est la publication qui fait le 
d^lif^ kurz formulierte Gedanke sowohl bei Chassan fttr das geltende Recht der 
vierziger Jahre des vorigen Jahrhunderts nach dem Gesetze von 1828, wie auch 
bei Barbier für das jetzt geltende Recht. 

Vgl. Lisbonn e, Kommissionsbericht: „La responsabilit^ morale retombe 
tout entiere sur l'^crivain, tout le monde le sent. Voil^ pourquoi on a pu soutenir 
quMl 6tait settl ooupable et qu'il devait etre seul puni. — Mais, au point de vue 
des principes de la 16gislation, les choses changent d'aspect. Si c'est la publication 
qni fait le d^lit, c'est le publicateur qui devient l'auteur principal, et T^crivain 
qui lui a fourni les moyens de le commettre ne doit etre consid^r^ que comme 
Bon complice. Ce n'est pas la une fiction, c'est une r6alit6 qui s'impose, citiert 
bei Barbier II Nr. 806. 

2) Vgl. oben S. 37 f. 

Zimmarmtnn, Ornndbagriffe d. frans.-belflr* Presutrafrechta. 4 
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und andere von der Veröffentlichung, sei es ganz, sei es wenigstens 
in der angebotenen Form, auszuschließen. 

Daß dieses Prinzip der Häufung der Geschäfte in der Hand 
des Geschäftsführers nach dem Gesetze von 1828 trotz der 
wachsenden Bedeutung und der damit verbundenen Ausdehnung 
des Preßwesens Jahrzehnte hindurch geltendes Recht blieb, macht 
nur der Umstand begreiflich, daß das Gesetz von dem für das 
Zeitungswesen pralctisch auch wohl zutreffenden Regelfall der 
Gesellschaftsform ausging und eine Geschäftsverteilung unter den 
mehreren Geschäftsführern, bekundet durch die „declaration*', 
im Auge hatte. Das Gesetz von 1881 hat mit der unzeitgemäßen 
Begrenzung der Auswahl Aufsichtspflichtiger auf den Kreis der 
Geschäftsführer aufgeräumt, sodaß der Name görant für den ver- 
antwortlichen Publikateur dem Wortsinne nach unzutreffend 
ist und heute nur noch als historische Reminiszenz zu würdigen ist. 

Entsprechend der ihm vom Gesetze zugewiesenen Stellung 
und Betätigung liegt die Verursachung des Erfolges normaler- 
weise in einem positiven Tun des gerant. Er veranlaßt die 
Weitergabe der von Redakteuren druckfähig gemachten Eingänge 
oder der von ihnen selbst verfaßten Artikel in die Druckerei zur 
Veröffentlichung, nachdem dieselben ihm zur Durchsicht vor- 
gelegt sind. 

Gestattet der g6rant einem Redakteur im Einzelfalle eine 
direkte Abgabe druckfähiger Abschnitte an die Druckerei, so ist 
die damit verbundene Ueberiassung der PrUfungspfiicht an einen 
Dritten eine rechtswidrige Unterlassung eigener PrUfungspfiicht, 
welche in rechtlicher Wirkung dem Tun gleichzustellen ist. 

Neben die Verursachung des Erfolges tritt als gleich- 
wertige Voraussetzung der Haftung des görant die Verschuldung. 

Es ist vorsätzliche Verursachung des Erfolges erforderlich. 
Es genügt aber eventueller Vorsatz, was bei unterlassener PrUfungs- 
pfiicht besonders zu beachten ist. 

Das Erfordernis der Verschuldung ergibt einmal der Um- 
stand, daß die frühere Rechtsprechung gewisse geistige Eigen- 
schaften des gerant forderte, die es ihm ermöglichten, seiner 
PrUfungspfiicht mit Kenntnis und Verständnis des Gelesenen auch 
nachzukommen.^) 

>) S. oben S. 41. 
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Ferner setzen die Preßdelikte zur Erfüllung des subjektiven 
Tatbestandes eine vorsätzliche Begeliung voraus, und es ist bei 
keinem von ihnen zum Ausdruck gebracht, daß die Haftung 
lediglich an das Vorliegen des objektiven Tatbestandes angeknüpft 
werden sollte. Eine Sonderbestimmung wäre aber erforderlich 
gewesen, weil eine Haftung unter Außerachtlassung des Schuld- 
momentes eine Ausnahme von der grundsätzlichen kriminellen 
Haftung gebildet haben würde. 

Endlich ist bei den Vorarbeiten zum Preßgesetze von 1881 
das subjektive Erfordernis des Verschuldens unzweifelhaft erörtert, 
als man die Frage nach dem Präsumtiv-Schuldigen debattierte.^) 

Es haftet darnach der gärant allgemeinen Strafrechtsgrund- 
sätzen entsprechend für den eingetretenen strafbaren Erfolg, weil 
er ihn verursacht und auch verschuldet hat. 

Das besondere der preßrechtlichen Haftung und das unter- 
scheidende Merkmal vom allgemeinen Strafrecht besteht aber 
darin, daß die beiden Voraussetzungen der Verantwortlichkeit 
des görant: Verursachung und Verschuldung dem Angeklagten 
nicht bewiesen werden müssen. Das Gesetz präsumiert 
vielmehr seine Täterschaft. 2) 

Diese Täterschaftsvermutung war anfangs unwiderleglich. 
Nach der strengen Auffassung von der Ueberwachungsverpflichtung 
wurden keine Einwendungen aus der Nichterfüllung dieser Pflicht 
zugelassen. 

Weder Zeitmangel, den Artikel zu lesen, noch Abwesenheit 
konnten den görant entschuldigen.^) 

Erst allmählich wurde in der Praxis der Angeklagte mit 
Entschuldigungsgründen gehört. Er konnte z. B. nachweisen, 
daß er durch höhere Gewalt (force majeure) an der Ausübung 
seiner Geschäfte verhindert gewesen war.^) 

1) Lisbonne, citiert bei Barbier II. S. 320: „Quant ä riniprimettr, peilt 
on le consid^rer comme un v^ritable complice? Saos doute, il a fourni les presses; 
mais les a-t-il fournies avec Tinten tion de les faire servir au d61it qui va se 
commettre? a-t-il meme lu Tecrit qu'il a imprimö? L'ayant lii, l'a-t-il compris? 

*) Kass. Hof 7. November 1884 s. Pandectes franpaises 46 ^pre^se" Nr. 294 
und die dort Genannten. 

3) Chassan I S. 124. 

*) Di Jon, 21. August 1866, s. Pandectes fr. 45 .presse« Nr. 961. 

4» 
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Es ist jedoch von vereinzelten Ausnahmen abgesehen jeden- 
falls bis zum Inkrafttreten des Preßgesetzes von 1881 das Prinzip 
der Unwiderleglichkeit der Präsumtion herrschend geblieben, 
und es sind auch fUr die Ausnahmefälle von der Praxis leitende 
Gesichtspunkte nicht entwickelt.^) 

^) Die hier vertretene Auffassung steht in Widerspruch mit den Ansichten 
von Löning und Oetker. Vgl. Löning a. a. 0. S. 286 £f.; Oetker: .Die 
Verantwortlichkeit des Zeitungsredaktenrs" in den Preussischen Jahrbfichern Bd. 76. 
S. 404 fif.; 8. 410. Die Entwickelung der französischen Gerantenhaftung ist von 
den genannten Schriftstellern verkannt, und hat sie veranlaßt, eine dem Reichs- 
preßgesetze nicht gerecht werdende Beurteilung zu vertreten. — Löning folgert 
aus der besonders von Chassan betonten unbedingten Haftung des g^rant, — 
s. besonders S. 288 Anm. 8 — , daß der g^rant für fremde Schuld bei Ausschluß 
und Nichterfordernis jedes eigenen Verschuldens haftet. Die Folgerung ist verfehlt, 
wenn man die von den Franzosen besonders betonte Deliktshandlung und die dem 
g6rant zugedachte Stellung und Betätigung berücksichtigt. Löning scheint auch 
an der aufgestellten Behauptung nicht festhalten zu wollen. Er kommt auf S. 292 
zu dem Ergebnis: „Sein Unrecht ist kein aktives, sondern ein passives, es be- 
steht in einem rechtswidrigen Unterlassen. Die Grundlage der Haftung bildet 
daher in Wahrheit nicht das fremde Delikt, die fremde Schuld, sondern das eigene, 
wenn auch nur passive Verhalten des Geranten selbst.'' 

Auch dem subjektiven Momente des Verschuldens scheint Löning am Ende 
doch wieder einige Bedeutung einzuräumen, wenn er — S. 297 — zugibt, daß die 
französische Jurisprudenz dem g^rant „in manchen Fällen den Beweis der bona 
fides'' nachgelassen habe. Denn welche Bedeutung der Zulassung ei^es solchen 
Beweises bei „Nichterfordernis jedes eigenen Verscl^uldens des g^rant^ zukommen 
soll, sagt Löning nicht. 

Es bleibt diesen Versuchen gegenüber festzuhalten, daß der g^rant auch 
nicht für eigene Schuld bei Gelegenheit der Begehung eines Preßdelikts haftet, 
sondern für diese Begehung selbst. 

Die von Löning S. 289 Anm. 1 gegebene und S. 292 angewandte Er- 
klärung der Worte Chassan's I S. 114, 116 „g6rant& haften comme auteurs 
principaux.", mit diesen Worten sei zunächst nur die „Arf nicht der .^Grund" 
ihrer Haftbarkeit bezeichnet, also g^rants haften „ebenso wie Täter", ist eine 
dem Sinne nicht entbprechende Wiedergabe des Ausdrucks. Die von Chassan 
gebrauchten Worte, welche übrigens unverändert in den art. 42 des Preßgesetzes 
von 1881 übernommen sind, sind vielmehr in der Weise zu übertragen, daß man 
sagt: g6rants haften als Haupttäter des Preßdelikts. 

Das Gesagte ist zum Teil auch den Ausführungen Oetkers, welche aof 
eine Garantenhaftung hinauslaufen, entgegenzuhalten. 

Nach Oetker .,setzt die Haftung nach dem badisehen und den ihm folgen- 
den Gesetzen nicht positiv den Nachweis von Schuld voraus — darin entspricht 
sie der Gerantenhaftung — sie wird aber in bedeutsamer Abweichung vom fran- 
zösischen Rechte ausgeschlossen, wenn der verantwortliche Redakteur seine Schuld- 
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Auf der Grundlage des Gesetzes von 1881 ist die Entwickelung 
der Haftung des g6rant von der unwiderleglichen zur wider- 
le glichen Täterschaftsvermutung zum Abschluß gebracht. 

In Rechtsprechung und Wissenschaft hat das Bestreben mehr 
und mehr Eingang gewonnen, die wirklich Schuldigen für Preß- 
delikte verantwortlich zu machen. 



losigkeit dartut.*" — Daß diese AusfUhrnngen, wenigstens für das entwickelte 
französische Preßrecht, nicht zutreffen, ist durch die angeführten Entscheidungen 
bewiesen. Falsch sind aber die weiteren Folgerungen Oetkers: „Die Qeranten- 
haftnng erscheint den französischen Juristen immer als Haftung Dritter. Mit 
der Möglichkeit, daß der gerant selbst der Täter sein könnte, rechnen sie nicht. 
Die Verantwortliohkeit wird an die g^rance, nicht an die redaction, an die ge- 
schäftliche, nicht an die literarische Leitung angeschlossen; man hat daher Über 
den immerhin denkbaren Fall eigener Täterschaft des Geranten als ein nur zu- 
fälliges Vorkommnis nicht weiter reflektiert, bei der juristischen Beurteilung darauf 
keine Kfieksicht genommen.'' 

Der Fehler der Oetkersohen Deduktionen liegt darin, daß er bei dem Be- 
griff „g^ranf oder verantwortlicher Redakteur ein zu großes Gewicht auf den 
Redakteur legt. Wer verantwortlich ist für etwaige Preßerzeugnisse strafbaren 
Ixriialts braucht deshalb noch nicht nur Redakteur zu sein. Er kann, wie uns das 
ältere französiche Recht lehrt in der Hauptsache Träger anderer Aufgaben 
sein. Auch auf preßrechtlichem Gebiete läßt sich eben die Entwicklung von der 
Arbeitshäufung zur immer größeren Arbeitsteilung verfolgen. 

Richtig ist der auch von Oetker hervorgehobene Gesichtspunkt, daß die 
Verantwortlichkeit in Frankreich ursprünglich an die g^rance, die geschäftliche 
Leitung angeknüpft war. Heute erinnert aber — das darf für das moderne fran- 
zösische Recht nicht unbeachtet bleiben, s. oben S. 50 — nur noch der Name 
gerant an diese ursprüngliche Verbindung. Die Verantwortlichkeit stützte sich 
auf die Ueberwachungspflicht. Diese Häufung der Funktionen in der Person des 
Geschäftsleiters konnte aber gesetzgeberisch nur so lange gerechtfertigt werden, 
als sie der technischen Entwicklung des Zeitungswesens gerecht wurde. Zu der 
Zeit, als in den meisten deutschen Bundesstaaten Preßgesetze erlassen wurden, 
war das Preßwesen bereits derart entwickelt, daß eine solche funktionshäufende 
Bestimmung als unzeitgemäße Beengung nicht einmal mehr diskutabel war, und 
in Frankreich nur noch durch die „Gesellschaftsform'' den Bestand behauptete, 
welche eine Personenmehrheit in der Geschäftsleitung und eine dadurch ermöglichte 
Arbeitsteilung mit sich brachte. 

Der Grundsatz: Tous d^lits sont personnels; en .crime il n'y a pas 
point de garanf war auch lange vor der Erlassung von Preßgesetzen im 
französischen Strafrecht zur Herrschaft gelangt. Gegen diesen strafrechtlichen 
Grundgedanken hat auch das französische Preßstrafrecht mit seiner Geranten- 
haftung niemals verstoßen. — s. Loysel, Institutes coutümi^res — citiert bei 
Chauveau et Helle a. a. 0. II 8. 74. 
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Es ist jedoch von vereinzelten Ausnahmen abgesehen jeden- 
falls bis zum Inkrafttreten des Preßgesetzes von 1881 das Prinzip 
der Unwiderleglichkeit der Präsumtion herrschend geblieben, 
und es sind auch für die Ausnahmefälle von der Praxis leitende 
Gesichtspunkte nicht entwickelt.^) 

^) Die hier vertretene Auffassung steht in Widerspruch mit den Ansichten 
von Löning und Oetker. Vgl. Löning a. a. 0. S. 286 ff.; Oetker: ..Die 
Verantwortlichkeit des Zeitungsredakteurs " in den Preussischen Jahrbfichern Bd. 76. 
S. 404 ff. ; 8. 410. Die Entwickelung der französischen Gerantenhaftung ist von 
den genannten Schriftstellern verkannt, und hat sie veranlaßt, eine dem Reichs- 
preßgesetze nicht gerecht werdende Beurteilung zu vertreten. — Löning folgert 
aus der besonders von Chassan betonten unbedingten Haftung des g^rant, — 
s. besonders S. 288 Anm. 3 — , daß der g^rant für fremde Schuld bei Ausschluß 
und Nichterfordernis jedes eigenen Verschuldens haftet. Die Folgerung ist verfehlt, 
wenn man die von den Franzosen besonders betonte Deliktshandlung und die dem 
g6rant zugedachte Stellung und Betätigung berücksichtigt. Löning scheint aucb 
an der aufgestellten Behauptung nicht festhalten zu wollen. Er kommt auf S. 292 
zu dem Ergebnis: „Sein Unrecht ist kein aktives, sondern ein passives, es be- 
steht in einem rechtswidrigen Unterlassen. Die Grundlage der HaftUDg bildet 
daher in Wahrheit nicht das fremde Delikt, die fremde Schuld, sondern das eigene, 
wenn auch nur passive Verhalten des Geranten selbst.** 

Auch dem subjektiven Momente des Verschuldens scheint Löning am Ende 
doch wieder einige Bedeutung einzuräumen, wenn er — S. 297 — zugibt, daß die 
französische Jurispnidenz dem gerant „in manchen Fällen den Beweis der bona 
fides*' nachgelassen habe. Denn welche Bedeutung der Zulassung ei*^es solchen 
Beweises bei „ Nichterfordernis jedes eigenen Verschuldens des gerant" zukommen 
soll, sagt Löning nicht. 

Es bleibt diesen Versuchen gegenüber festzuhalten, daß der gerant auch 
nicht für eigene Schuld bei Gelegenheit der Begehung eines Preßdelikts haftet, 
sondern fUr diese Begehung selbst. 

Die von Löning S. 289 Anm. 1 gegebene und S. 292 angewandte Er- 
klärung der Worte Chassan's I S. 114, 116 „g^rants haften comme auteurs 
principaux**, mit diesen Worten sei zunächst nur die „Arf nicht der „Grund" 
ihrer Haftbarkeit bezeichnet, also g^rants haften „ebenso wie Täter"", ist eine 
dem Sinne nicht entsprechende Wiedergabe des Ausdrucks. Die von Chassan 
gebrauchten Worte, welche Übrigens unverändeit in den art. 42 des Preßgesetzes 
von 1881 übernommen sind, sind vielmehr in der Weise zu übertragen, daß man 
sagt: g6rants haften als Hunpttäter des Preßdelikts. 

Das Gesagte ist zum Teil auch den Ausführungen Oetkers, welche auf 
eine Garantenhaftung hinauslaufen, entgegenzuhalten. 

Nach Oetker ..setzt die Haftung nach dem badischen und den ihm folgen- 
den Gesetzen nicht positiv den Nachweis von Schuld voraus — darin entspricht 
sie der Gerantenhaftung — sie wird aber in bedeutsamer Abweichung vom fran- 
zösischen Rechte ausgeschlossen, wenn der verantwortliche Redakteur seine Schuld- 
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Auf der Grundlage des Gesetzes von 1881 ist die Entwiclcelung 
der Haftung des görant von der unwiderleglichen zur wider- 
leg] ich en Täterschaftsverrautung zum Abschluß gebracht. 

In Rechtsprechung und Wissenschaft hat das Bestreben mehr 
und mehr Eingang gewonnen, die wirklich Schuldigen für Preß- 
delikte verantwortlich zu machen. 



losigkeit daituf — Daß diese Aiiaftthniiigen, wenigstens für das entwickelte 
französische Preßrecht, nicht zutreffen, ist durch die angeführten Entscheidungen 
bewiesen. Falsch sind aber die weiteren Folgerungen Oetkers: „Die Geranten- 
haftung erscheint den französischen Juristen immer als Haftung Dritter. Mit 
der Möglichkeit, daß der gerant selbst der Täter sein könnte, rechnen sie nicht. 
Die Verantwortlichkeit wird an die g^rance, nicht an die r^daction, an die ge- 
schäftliche, nicht an die literarische Leitung angeschlossen; man hat daher Über 
den immerhin denkbaren Fall eigener Täterschaft des Geranten als ein nur zu- 
fälliges Vorkommnis nicht weiter reflektiert, bei der juristischen Beurteilung darauf 
keine Bttoksicht genommen." 

Der Fehler der Oetkersohen Deduktionen liegt darin, daß er bei dem Be- 
griff „gerant" oder verantwortlicher Redakteur ein zu großes Gewicht auf den 
Redakteur legt. Wer verantwortlich ist fdr etwaige Preßerzeugnisse strafbaren 
Inhalts braucht deshalb noch nicht nur Redakteur zu sein. Er kann, wie uns das 
ältere französiche Recht lehrt in der Hauptsache Träger anderer Aufjgaben 
sein. Auch auf preßrechtlichem Gebiete läßt sich eben die Entwicklung von der 
Arbeitshäufung zur immer größeren Arbeitsteilung verfolgen. 

Richtig ist der auch von Oetker hervorgehobene Gesichtspunkt, daß die 
Verantwortlichkeit in Frankreich ursprünglich an die gerance, die geschäftliche 
Leitung angeknüpft war. Heute erinnert aber — das darf für das moderne fran- 
zösische Recht nicht unbeachtet bleiben, s. oben S. 50 — nur noch der Name 
gerant an diese ursprüngliche Verbindung. Die Verantwortlichkeit stützte sich 
auf die Ueberwachungspflicht. Diese Häufung der Funktionen in der Person des 
Geschäftsleiters konnte aber gesetzgeberisch nur so lange gerechtfertigt werden, 
als sie der technischen Entwicklung des Zeitungswesens gerecht wurde. Zu der 
Zeit, als in den meisten deutschen Bundesstaaten Preßgesetze erlassen wurden, 
war das Preßwesen bereits derart entwickelt, daß eine solche funktionshäufende 
Bestimmung als unzeitgemäße Beengung nicht einmal mehr diskutabel war, und 
in Frankreich nur noch durch die „Gesellschaftsform'* den Bestand behauptete, 
welche eine Personenmehrheit in der Geschäftsleitung und eine dadurch ermöglichte 
Arbeitsteilung mit sich brachte. 

Der Grundsatz: Tous d^lits sont personnels; en .crime il n'y a pas 
point de garant'' war auch lange vor der Erlassung von Preßgesetzen im 
französischen Strafrecht zur Herrschaft gelangt. Gegen diesen strafrechtlichen 
Grundgedanken hat auch das französische Preßstrafreeht mit seiner Geranten- 
haftung niemals verstoßen. — s. Loysel, institutes coutümi^res — citiert bei 
Chauvean et Helle a. a. 0. II 8. 74. 
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„Plus une loi est liberale, plus les responsabillWs doivent etre 
sincöres et retomber sur les vöritables coupables" sagt Barbier 
— II No. 811 — , und wenn auch nach seiner Auffassung der 
Gesetzgeber diese Aufgabe nicht glücklich gelöst hat, indem er 
jede Ueberwachungsverpflichtung, welche die alten Gesetze hervor- 
hoben, mit Stillschweigen übergangen hat, und damit die Gefahr 
heraufbeschworen hat, daß dies Schweigen mißdeutet werden 
kann, so ist dennoch die Annahme einer fiktiven g^rance abzu- 
lehnen und auch nach diesem Gesetze der g6rant als wahrer 
Veröffentlicher des strafbaren Gedankens präsumierter Täter des 
PreßdeUkts.i) 

Die Benennung auf dem Blatte weist der Anklagebehörde 
nur den Weg; ihr Fehlen zwingt sie zur Erforschung des gerant. 
Umgekehrt verpflichtet eine Benennung den Staatsanwalt keines- 
wegs die Verfolgung gegen den Benannten aufzunehmen, wenn 
dieser als eine vorgeschobene unbeteiligte Person: ,,un vulgaire 
procureur a la prison, un plastron derriere lequel s'abritent les 
vrais publicateurs du journaP erkannt ist Im Interesse wahr- 
heitsgemäßer Verbrechensermittelung ist es sogar geboten, den 
wirklichen görant festzustellen und eine Benennung auf dem 
Blatte nur insoweit zu benutzen, als die eigene Kenntnis vom 
Fehlen der tatsächlichen Grundlagen der Haftung nicht ent- 
gegensteht. Der Inanspruchgenommene ist seinerseits in der 
Lage, durch Nachweis des mangelnden Vorsatzes oder entschuld- 
barer Nichtbeteiligung bei der Herstellung des Preßerzeugnisses 
die ihn belastende Täterschaftsvermutung zu widerlegen und 
eine Bestrafung von sich abzuwenden. 

Diese Auffassung von der Gerantenhaftung, welche den tat- 
sächlichen Verhältnissen, wie der Billigkeit gleichermaßen gerecht 
wird, hat sich in langer durch Wissenschaft und Praxis geförderter 
Rechtsentwickelung zur Herrschaft durchgerungen.^) Sie findet 
heute eine Stütze in den Worten des art. 42 des Preßgesetzes 
von 1881: Haftbar sind ... 1) les görants ou öditeurs, quelles 
que soient leurs professions ou leurs denominations. In dieser 
Fassung bringt der Gesetzgeber m. E. wirksamer als in den 
Kautelvorschriften des Gesetzes von 1828 die Bedeutung und 

*) Pandecteff fraiiijaises, 45 ^presse" Nr. 295 £f. 
2) Vgl. Barbier a. a. 0. II ä. 322 flf. 
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das Erfordernis tatsächlicher Grundlagen der Haftung zum 
Ausdruck. 

Bevor auf die Haftung weiterer Personen eingegangen wird, 
ist zunächst das sogenannte belgische Haftungssystem zu 
betrachten. Dieses System hat auf die Gestaltung des Reichs- 
preßgesetzes wie des französischen Preßgesetzes von 1881 ein- 
gewirkt, und es ist die Gerantenhaftung in dessen Stufenfolge 
eingereiht worden. 

§5. 

n. Das belgische Haftungssystem 

und seine legislatorische Verwertung im geltenden 

französischen und deutschen Preßstrafrechte. 

Das sogenannte belgische Syatem der stufenweisen Verant- 
wortlichkeit (responsabilitö par cascades) verdankt seine Aus- 
bildung belgischer Rechtsentwicklung. Es ist aber in seinen 
Anfängen auch auf die Gesetzgebung der französischen Re- 
volutionsepoche zurückzuführen. 

Nach dem schon mehrfach erwähnten Gesetze vom 28. germ. 
des Jahres IV ^) war derjenige, welcher eine Druckschrift er- 
scheinen läßt, für den Inhalt nichtgezeichneter Artikel seiner 
Zeitung verantwortlich. Gleiche Strafen waren den Verbreitern 
und Verkäufern usw. angedroht. Diese wurden aber veranlaßt, 
Personen zu bezeichnen, von denen sie die Blätter erhalten hatten, 
bis der Weg zum Drucker und Verfasser gefunden war. 

Den gleichen Gedanken, vom bekannten Verbreiter zum un- 
bekannten Verfasser zu gelangen, suchte ein Gesetzentwurf zu 
verkörpern, der am 17. November 1817 der französischen De- 



1) art. 3: S'il est insör^ dans les ecrits mentiones ci-dessus quelque artiole 
non signe . . ., celni qui fait publier le Journal ou autre ecrit sous son nom, en 
sera responsable. 

art. 4: Les memes peines seront appliquees aux distributeurs, yendeurs, 
colporteurs . . . d'ecrits imprimes en contravention k Tarticle precedant. 

art. 6. Ceux qui seront trouves vendant, distribuant . . . aucun desdits 
ecrits, seront arretes et conduits devant le directeur du jurj d'accusation ; ila seront 
tenns de nommer les personnes qui leur ont remis lesdits ecrits. Les personnes 
d^clarees seront successivement appelees, jusqu'ä ce que le directeur du jurj 
parvienne ä rimprimeur on ä l'autenr. 
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putiertenkammer vorgelegt wurde, der aber niemals Gesetzes- 
kraft erlangte.^) 

Bevor diese in den französischen Gesetzgebungs versuchen 
entwickelten Haftungsgrundsätze, welche das Bestreben zeigten, 
den wirklich Schuldigen zu fassen und die Haftungsbefreiung der 
geringer Beteiligten dadurch zu ermöglichen, im belgischen 
Rechte auf Grund der Verfassungsurkunde praktisch verwertet 
wurden, war in den Vereinigten Niederlanden eine kumulative 
Haftung in Kraft. 

Die Vereinigten Niederlande hatten die Censur nicht ein- 
geführt und einem jeden Bürger freie Meinungsäußerung gestattet. 

Dafür erklärte aber auch der Artikel 227 des Grundgesetzes 
vom 24. August 1815 des durch den Wiener Kongreß gebildeten 
Königreichs jeden Verfasser, Drucker, Herausgeber und Verbreiter 
für Meinungsäußerungen strafbaren Inhalts verantwortlich, ohne 
die Haftung der übrigen bei Inanspruchnahme eines von ihnen 
auszuschließen.^) 

Hinzu kam der Erlaß sehr unbestimmt gefaßter Gelegenheits- 
gesetze, welche — für bewegte politische Zeiten geschaffen — 
bestrebt waren, der Preßfreiheit durch ausgedehnte und ausdehn- 
bare Preßdeliktsnormen für notwendig befundene tatsächliche 
Beschränkungen aufzuerlegen.^) 



*) art. 1: L'autear, oonnu et doiuicilie en France, d'un ecrit imprimc, est 
settl responsable de son contenn. 

art. 3: L'editeur d'nn onvrage dont l'auteur est decede avant l'avoir public, 
ou n'est pas connu, ou n*est pas domioilie en France, en est responsable. 

art. 4. L'imprimeur n'est responsable que lorsqüö Tanteur ou le traducteur 
ou Tediteur ne sont pas connu etc. etc. 

') ai t. 227: La presse etant le moyen le plus propre ä repandre les luinieres, 
chacnn peut s'en servir pour comiuuniquer ses pensees, saus avoir besoin d'nne 
permission pr6alable. Neanmoins, tout auteur, imprimeur, editenr ou distributeur, 
est responsable des ecrits qni blesseraient les droits soit de la societe, soit d'un 
individu. 

') Vgl. Arret^ vom 20. April 1815, welcher von einem Generalprokurator 
dahin charakterisiert wird: Nos journaux catholiques et liberaux s*ils etaient 
sottmis ä ce regime, pourraient etre condamn^s tous les jours au carcan, ä la 
marqne et ä la degradation, puisqu'il n'y a pas un seul de leurs articles qui ne 
soit de natnre ä exciter de la defianoe et des querelies entre les denx parties qai 
se disputent le pouvoir. Ferner Gesetz vom 28. Sept. 1816. Vgl. SchUermans 
a. a. 0. I S. 42 ff., 11 S. ööO. 
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Unter unbeschränkter Anwendung des im Artikel 227 zum 
Ausdruck gebrachten kumulativen Haftsystems wurden bei der 
Mehrzahl der Gerichte alle Beteiligten zur Verantwortung gezogen 
und mit den vom Gesetze vorgesehenen hohen Strafen belegt. 

Wenn auch nicht überall mit gleicher Strenge vorgegangen 
wurde, und spätere Gesetze die einzelnen preßrechtlichen Ver- 
fehlungen schärfer umgrenzten und einen milderen Charakter 
zeigten, so gelang es doch den sehr oft und mit steigender Er- 
bitterung geäußerten Wünschen nicht, insbesondere das Gesetz 
vom 6. März 1818 zu beseitigen, durch welches die Verordnung 
vom 20. April 1815 aufrecht erhalten war. 

Die strenge Handhabung dieser Preßstrafgesetze in Verbindung 
mit der kumulativen Verantwortlichkeit im Staatsgrundgesetze 
hat schließlich den letzten Anstoß zu der Revolution des Jahres 1830 
gegeben, durch die Belgien von Holland getrennt und zum selb- 
ständigen Staate erhoben wurde. ^) Eine der Hauptforderungen, 
welche auch in art. 139 der Konstitution niedergelegt wurde, war 
die Einführung von Spezialgesetzen für die Materie des Preß- 
rechts, durch welche die kumulative Haftung ausgeschlossen 
werden sollte.^) 

>) Devaüx sagte iin Kongreß: L'un des plns grands griefs oontre le gou- 
vernement dechu et Tune des principales causes de la revolution, c'est la complicite 
en matiere de presse. Vuns savez que ca ete rinstrument de toutes les tyrannies. 
Totts les gouTernements tyranniqnes, ä pretexte de questions de droit, sont ainsi 
arrives ä la oomplioit6 en matiere de presse. Jl pent y avoir des coautenrs, mais 
pas de complices." Vgl. Schuermans II. S. 218. 

Es ist interessant, mit diesen Ausführungen das Urteil eines Zeitgenossen 
der Berliner Märztage von 1848 zu vergleichen, das unter den frischen Eindrücken 
der Ereignisse aufgezeichnet ist. S. Rudolf Virchow: „Briefe an seine Eltern." 
Leipzig 1907. Auch Virchow schreibt in dem Briefe vom 19. März 1848) daß 
gerade die Erregung fiber die Beschränkung der Preßfreiheit den letzten Anstoß 
zum Beginn von Gewalttätigkeiten bei allgemein gespannter Lage geben kann. 

2) art. 139: Le Congr6s national d^clare qu'il est n^cessaire de pourvoir, 
par des lois s6par6s, et dans le plus court d61ai possible, aux objets suivants: 

1) La Presse, 2) La revision des Codes 

Nach dieser Konstitution vom 7. Februar 1831 beruht dann die Preßgesetz- 
gebung auf dem Dekret vom 20. Juli 1831, welches durch (lesetz vom 6. Juli 1833 
in Kraft geblieben ist, den Gesetzen von 1847, 1862, 1858 und dem Code p^nal 
beige von 1867, während der vor der Revolution subsidiär geltende Code von 1810 
in Wegfall gekommen ist. 

Vgl. dazu auch Schuermans I S. 300. 
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Wie ein roter Faden zieht sich dieser Gedanke durch die 
Diskussionen über Preßfreiheit und Preßverantvvortlichkeit. Es 
war der natürliche Rückschlag gegen die Jahrzehnte geübte Ueber- 
spannung des Haftungssystems, welcher sich in dem zum ge- 
flügelten Worte gewordenen Ausdruck des Abgeordneten Devaux: 
.,1a loi ne veut qu'une victime" am kürzesten charakterisieren läßt. 

Doch wurden diese Wünsche der Kongreßmitglieder nicht so 
bald vei wirklicht. Für die Folgezeit blieben die allgemeinen 
Strafrechtsgrundsätze des Code penal von 1810 noch in Geltung. 
Es war einfacher und weniger zeitraubend Resolutionen zu fassen, 
als die Strafgesetzgebung eines Landes von Grund aus um- 
zugestalten. 

Eine wenigstens teilweise, aber nur vorläufige Neugestaltung 
der Strafrechtsgrundsätze trat ein, als 1859 die vereinigten 
Kammern des Kassationshofes auf Vorschlag des Generalprokurators 
Leclercq den Beschluß faßten: Les principes du Code penal 
ordinaire ne sont pas applicables de plein droit aux matiires 
regies par les lois speciales.^) 

Die in Angriff genommene Neuregelung des gesamten Straf- 
rechts brachte die endgültige Entscheidung im gleichen Sinne. 

Nach Artikel 100 des Code pönal beige von 1867 fanden auf 
die Spezialgesetze mangels entgegenstehender Bestimmungen die 
allgemeinen Vorschriften mit Ausnahme des Kapitels VII im ersten 
Buche, welches die Beteiligung (participation) mehrerer an der- 
selben Straftat behandelte, Anwendung.-) 

Zu diesen Spezialgesetzen sind die Preßgesetze zu rechnen, 
welche strafrechtliche Bestimmungen enthalten. 

Als Ausgangspunkt des belgischen Haftungssystems ist der 

1) Schuermans II S. 175. 

'^) art. 100: A d^faut de diepositions contraires dans les lois et r^glemeuts 
particuliers, les dispositions du premier livre du präsent Code seront appliqu6es 
aux infractions pr^vues par ces lois et r^glements, ä l'exception du chap. VII des 
§§ 2 et 3 de l'art. 72 du § 2 de Tart. 76 et de l'art. 85. 

Damit hatte ein seit Erlaß der Konstitution heftig entbrannter Streit, ob die 
Teilnahmegrundsätze bereits auf Qrund der Bestimmungen dieser Konstitution und 
der in den Verhandlungen yertretenen Ansichten fUr das Preßrecht aus- 
geschlossen seien, sein Ende gefunden. Seit dem Beschluß der vereinigten 
Kammern hatte er allerdings von seiner praktischen Bedeutung yiel yerloren. 
S. Schuermans II S. 210 und die dort Genannten. 
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Artikel 18 der Verfassungsurkunde vom 25. Februar 1831 an- 
zusehen, dessen die Teilnahme ausschließende Auslegung^) zu- 
nächst durch die Praxis des höchsten Gerichtshofes, später auch 
durch die Gesetzgebung bestätigt ist. Er lautet: 

La presse est libre; la censure ne pourra jamais etre 6tablie; 
il ne peut etre exige de cautionnement des ecrivains, 6diteurs 
QU imprimeurs. 

Lorsque Tauteur est connu et domicilie en Belgique, Töditeur, 
i'imprimeur ou le distributeur ne peut etre poursuivi. 

Der Kommissionszusatz: sauf la preuve de la complicite rief 
wahre Entrüstungssturme im Kongreß hervor und wurde allseitig 
als den Grundprinzipien der modernen Preßhaftung nicht ent- 
sprechend abgelehnt. 

Auch ein weiterer Absatz: Timprimeur ne peut jamais etre 
poursuivi qu'a d6faut de Töditeur, le distributeur qu'i d6faut de 
rimprimeur sowie der gleiche Vorschlag nach der Redaktion von 
Snick: L'imprimeur ne peut etre poursuivi que pour autant que 
Töditeur ne soit connu ni domicilie en Belgique usw. wurde ver- 
worfen, weil sich Bedenken ergaben, in einer Verfassungsurkunde 
Einzelheiten zu regeln. Man wollte auch dem Gesetzgeber nicht 
vorgreifen. Das in den gemachten Vorschlägen zum Ausdruck 
kommende Prinzip der sogenannten Kaskadenverantwortlich- 
keit wurde aber vom Kongreß ausdrücklich gebilligt.^) 

In Ermangelung einer umfassenden gesetzlichen Regelung 
der Haftung für Preßdelikte ist dann der nur einen Fall ins 
Auge fassende Artikel 11 des Dekrets vom 20. Juli 1831 in Ver- 
bindung mit Artikel 18 der Verfassung die Grundlage des 
belgischen Haftungssystems geworden, welches in Wissenschaft 

^) Der Satz des Kommissions-Berichtes: Le livre I sera rendtt applicable 
aux lois speciales, ä Texception du Chapitre VII, relatif aux coauteurs et aux 
eomplices, qui a toujours ^t4 excin de cette extension wurde bald als zdweit gehend 
erkannt und auf die eomplices beschränkt. Mit Recht wurde geltend gemacht, 
daß sonst gefolgert werden könnte, daß Delikte der Spezialgesetze stets nur durch 
eine Person begangen werden könnten. 

Schuermans II IS. 183 Anm. 4. 

^) Vgl. die bei Schuermans IL S. 234 citierte Bemerkung des Abgeordneten 
Bronkere: ^Je crois, que la derniere partie de l'article qui ötablie une respon- 
sabilit^ par cascades doit etre abandohn^e ä la loi, qui peut entrer dans plus 
de d^tails. 
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und Praxis im Sinne jener nicht zum Gesetz erhobenen Entwürfe 
ausgebildet wurde. ^) 

Nach dem Artikel 11 des Dekrets ist den Gerichten das 
Forschen nach dem wirklichen Deliktstäter zur Pflicht gemacht. 
Zugleich wird der Regelfall hinzugesetzt, daß man sich an den 
meist bekannten Drucker zu halten hat, bis der „auteur du delit*"^ 
gerichtsbekannt ist. Diesen Grundsatz hat die Praxis auf die in 
Artikel 18 genannten Personen ausgedehnt. Es. wird bei völliger 
Unkenntnis der übrigen bei der Begehung eines Preßäelikts Be- 
teiligten bis auf den Verbreiter zurückgegangen, der zwar am 
leichtesten zu fassen ist, der eigentlichen Begehung des Preß- 
delikts aber auch am fernsten stehen wird. Von diesem führt 
der Weg über den Drucker und Verleger zum Verfasser. 

Diese successive Haftung umfaßt eine Seite im belgischen 
System; neben sie tritt die exklusive Haftung, 

Nach Artikel 18 schließt die Inanspruchnahme des Täters 
die Haftung der entfernter Beteiligten aus. Auch diese Einzel- 
bestimmung ist in entsprechender Weise auf die übrigen Be- 
teiligten ausgedehnt worden. 2) 

Faßt man die Anwendungsfalle zusammen, so ergibt sich 
eine Haftung in folgender Stufenfolge: 

1) Verbreiter 3) Verleger 

2) Drucker 4) Autor 

Es ist zu prüfen, wie die Häftbarmachung der Beteiligten im 
einzelnen gehandhabt wird, und wie das belgische Recht die 
Haftung dogmatisch konstruiert. 

Bereits aus der allgemeinen Erwägung, daß die Grundsätze 
des ersten Buches des Code auch auf die Spezialstrafgesetze An- 
wendung finden, falls nicht besondere Ausnahmen vorgesehen 
sind, folgt, daß mangels solcher Sondervorschriften auch der vom 

1) art. 11 : Dans tous les proces pour dölits de la presse, ie jury, avant de 
s*occuper de la question de savoir si i'^crit incrimin^ renferme an d61it d6oidera 
si la personne pr^s^nt^e comme auteur du d^lit Test röellement. 

L'imprimettr pottrsnivi sera toigours maintenu en cause, josqu'ä ce que Tautenr 
ait 6t^ judiciairement reconnu tel. 

^) Le courant ne pent Jamals atteindre que ceux qui sont plac^s au m§nie 
niveau, sans Jamals remonter en arriere. £n d'atttres termes, la responsabillt^ en 
matl^re de presse est ä la foi successive et exclusive. 

Schuermans IL S. 235. 
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Gesetz als Täter des Preßdelikts in Anspruch Genommene die 
beiden Bedingungen: Verursachung und Verschuldung gesetzt 
haben muß, um bestraft werden zu können. 

Als den eigentlichen Täter sieht aber das belgische Recht 
den an, welcher das höchste Bürgerrecht: das Recht der freien 
Meinungsäußerung, das am wirksamsten mit HUlfe der Presse 
ausgeübt werden kann, mißbraucht. Dieser Mißbrauch (abus 
d'opinion) ist auch das erste Merkmal im belgischen Preßdelikts- 
begriff.^) 

Das belgische Recht steht mit dieser Auffassung in gewissem 
Gegensatze zum französischen Rechte. Der Franzose legt das 
Hauptgewicht auf die publikation und sieht deshalb im publicateur 
den Haupttäter des Preßdelikts. 

Der in den Artikeln 18 und 11 genannte auteur des belgischen 
Gesetzes ist nicht der Verfasser des Werke3, sondern der Täter 
des Preßdelikts, welcher der Verfasser sein kann, aber auch der 
Verleger, der Drucker oder irgend ein an sich an der Herstellung 
des Preßerzeugnisses Unbeteiligter, welcher sich aber eine Ge- 
dankenkundgebung strafbaren Inhalts zu eigen macht und vor- 
sätzlich deren Veröffentlichung veranlaßt.-) 

Um zu diesem Täter zu gelangen, werden auch die übrigen 
an der Ausführung (Impression, publikation) Beteiligten in die 
Verfolgung mit hineingezogen. 

Der am offenbarsten an der Herstellung des Erfolges Be- 
teiligte ist der distributeur. Er ist das Ausführungsorgan des 
Publikateurs und als erster in die Stufenfolge eingereiht. 

Die Peststellung der objektiven Verbreitungshandlung macht 
keine Schwierigkeiten, weil der Verbreiter meist auf frischer 

1) Vgl. oben S. 26 und Anm. 3. 

-) Vgl. die Erläuterung Schnermans IL S. 263 ff. 

L* auteur est Tindividu qui fait imprimer qni donne le raandat on la commission 
d'imprimer Toeuvre, dont il a r^solu Timpression: c'est sur Ini qu'on fera retomber 
comme ayant voulu, coinme y ayant consent! avec Intention criminelle, le fait de 
la publicit6. C'est sur lui que rimprimeur ou ^diteur se döpouille de toute im- 

putabilit6 , la notion d'anteur ne oomporte ni r^daction ni coneeption 

primitive de la pens^e coupable: Tautenr, dans le sens de la loi, est oelui 
qni a fait l'oeuvre sienne et qui en a ordonn^ la publioation; il est 
cens6 Tavoir ordonnee pour son propre conipte s'il ne nomme pas son mandant. 
Vgl. ferner unten S. 75. 



— 62 — 

Tat ergriffen wird, und durch seine Tätigkeit die Deliktsbegehung 
auch erst zur Kenntnis der Behörden gelangt. 

Schwierig ist aber der Nachweis des erforderlichen Vorsatzes 
und vielfach unmöglich. Es drängt sich daher die Frage auf, 
ob das belgische Preßrecht diesen Vorsatz präsumiert. Eine der- 
artige Präsumtion der Schuld stände der Fiktion der Schuld 
außerordentlich nahe. Eine Vermutung, zumal auf strafrechtlichem 
Gebiete, kann nur dann gerechtfertigt werden, wenn man das 
präsumierte Merkmal erfahrungsgemäß vorhanden weiß und aus 
diesem Grunde von dessen Nachweise im Einzelfalle absieht. 

Beim Verbreiter wird man davon auszugehen haben, daß 
ihm gewöhnlich der Inhalt der Druckschrift unbekannt geblieben ist. 
Deshalb zieht auch das belgische Recht nicht die Folgerung, den 
Verbreiter als präsumierten Täter des Preßdelikts haftbar zu machen. 
• Es heißt zwar die Benennung des Druckers oder Autors von- 
seiten des Verbreiters befreit diesen von seiner Verantwortlichkeit. 
Doch folgt aus dieser Fassung nicht, daß eine Nichtbenennung 
den Verbreiter für das Preßdelikt haftbar macht. 

Die Nichtbenennung der Gewährsmänner, welche bei den 
übrigen Beteiligten erhebliche Schlüsse auf das Schuldmoment 
zuläßt, hat für den Verbreiter nur die Bedeutung, daß er der 
Haftungsbefreiung verlustig geht, welche die Preßordnungs- 
vorschriften vorsehen, um die Verbreitungsorgane zu Aufklärungen 
zu veranlassen.^) 

Geschieht dies nicht, und sieht man sich genötigt den Ver- 
breiter mangels anderer Haftenden als Täter in Anspruch zu 
nehmen, so hat der Vertreter der Anklage ihm neben der Ver- 
wirklichung des objektiven Tatbestandes auch den erforderlichen 
Vorsatz zu beweisen.-) Der dem Verbreiter in der Stufenfolge 



^) Code p^Dal beige art. 299: Toute personne qui aura scieniment contribuö 
ä la publication on distribntion d'imprimes quelconques dans lesqttels ne se tronve 
pas rindication vraie du nom et du domicile de Tauteur ou de Timprimeur, sera 
punie d'un emprisonnement 

300: Seront exempt^s de la peine port^e par Farticle prec6dent: Geux qui 
auront fait connaitre rimprimeur. 

Les crienrs, distributenrs .... qui auront fait connaitre la personne de 
luquelle il tiennent T^crit iniprimö. 

2) Im art. 369 C. p. b. war aaoh eine Haftung der Verbreiter yon Ver- 
leumdungen, welche in Druckschriften enthalten waren, die man vom Auslande 
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Nachstehende ist der Drucker: Tagent qui procure au d61it de 
presse son deuxifeme 61eraent: rimpression. 

Es ist unter ^Drucker^ der Inhaber der Druckerei zu ver- 
stehen und nicht der einzelne im Druckereibetriebe beschäftigte 
Arbeiter. 

Seine Narahaftmachung erstrebt der Gesetzgeber durch den 
Verbreiter mit Hülfe der Straffreiheitsverheißung im Code zu 
erreichen, falls ein Buch oder auch irgend eine andere periodische 
oder nicht periodische Druckschrift den bestehenden Vorschriften 
zuwider ohne Druckerbenennung verbreitet wird. Das Recht 
macht zwischen den Druckschriften und ihrer Erscheinungsweise 
keinen Unterschied. 

Enthält der Inhalt der Druckschrift eine strafbare Handlung, 
so ist nach art. 11 des Dekrets von 1831 der Drucker verantwort- 
lieh bis der Täter bekannt ist. In dieser Bestimmung ist eine 
gesetzliche Täterschaftsvermutung zu erblicken, während nach 
allgemeinen Grundsätzen gegen den Drucker eine GehUlfenhaftung 
zu erwarten wäre. 

Zunächst muß sich nach dem Wortlaute des Gesetzes der 
Drucker durch Benennung eines Vormannes von der ihn belasten- 
den Täterschaftsvermutung befreien können. Da nun nach Artikel 18 
der Konstitution nur ein in Belgien domizilierter Täter den Drucker 
vor Verfolgung schützt, so ergibt sich, daß nicht jede Benennung, 
sondern nur die eines ganz bestimmten, der belgischen Strafgewalt 
erreichbaren Täters den Drucker von der Haftung befreien kann,^) 

nach Belgien eingeführt hatte, normiert. Die Bestimmung wurde mit der Be- 
gründung gestrichen, daß die Verbreiter nur bei ^intention m^chant*' hafteten, 
eine Sonderbestimmung aber Überflüssig sei, weil unter Anwendung der allgemeinen 
Grundsätze der Urheber der Verleumdung als solcher, jeder, der die Schrift in 
Belgien vertriebe, als Verbreiter verfolgt würde. 

Auch Schuermans bezweifelt, ob bei einem einfachen Verbreiter die Qe- 
schworenen die Schuldfrage bejahen würden. Vgl. Seh. II S. 242. Von einer 
Täterschaftsvermutnng zu sprechen, fehlt es gleichfalls an Anwendungsfällen in 
der Praxis Schuermans geht sogar soweit, die Zttrechnungsffthigkeit des Pieß- 
delikts selbst beim Verbreiter zu leugnen, a. a. 0. II. S. 239. Nur wenn er an 
der Herstellung des strafbaren Inhalts selbst teilgenommen hat, ist eine Be- 
strafung denkbar; dann ist er aber nicht distributeur, sondern als solcher vor 
allem coauteur. s. dazu II. S. 241. 

^) Es ist nicht weiter zur Uaftbefreiung noch erforderlich, daß der Benannte 
auch vor Gericht erscheint. Die Abhängigkeit der Befreiung von dieser Voraus- 



Als Gewähremänner dfr* Dracfcers. die «ich a:;: ihai iw«c£5 
Heratellang der strarbaren Dmckictirift in Verbüidan^ §es^iz: 
haben, können aber nur zwei Per^jnen in Pra^ kommea: I^r 
Verfasser der Schrift, der sie aocb vor^czlich venjffentUefat ini : 
Ein aatear im doppeltea Sinne, and der Verie^r icdiieaD. der 
aU präsumierter Delikutater aach aaceor im Sinne de$ Artikel 1 1 
des Dekrets von 1*31 L*t. Der editenr Qbt bei Herstellnn^ der 
strafbaren Druckschrift die Vemiittlertäri;;keil zwischen dem Ver- 
fasser and dem Drucker aas: Er läÜt das Werk erscbeineo nn-1 
Ut damit Verleger nach deutschen Recbtsbegriffen. Er kann 
auch als ^Vermittlef nach belgischer Terminologie Herausgeber 
im deutschen Sinne sein.') 

Die Benennung des erreichbaren Täters befreit den Drucker 
nor von der ihn belastenden Vermntung. welche eine Umkehrung 
f\*-T Beweislast zur Folge hatte: Sie ist kein Schuldaus- 
schließangsgrund. sondern nur ein bedingter Strafaas- 
4<".h]ießung9grund. 

Ks ist der Anklagebehörde noch unbenommen, ihrerseits den 
B^wfiifl 20 erbringen, daß der Drucker mit Mittäter^-orsatz an der 
FWstellung des strafbaren Erfolges mitgewirkt hat.-) 

Die den allgemeinen Straf recbtsgrandsätzen entsprechende 
Vfrt^^ilnng rler Beweislast ist dnrch die Benennung eines geeigneten 
VV.rmannfts als Deliktstäters wiederhergestellt. 

Die Frage, mit welchem Vorsatz der Drucker bei Herstellung 
'I^T I>nicks<:hrift gehandelt hat. wird durch die Benennung nicht 
«■nNchiftfJen, Es bleibt ganz dahingestellt, ob der Drucker sich 
ii^ftr (U:n Inhalt de» zo druckenden Manuskripts überhaupt keine 

ui*mtnc ■** mit Ablehnung eines dsfaiu zielen den OesetzesTOfwhlages usdtfleUieh 
7.f»r,ff.n, tj{l. Hftktion.il,ericht TOD Broakere eiliert bei y choeriii«ns II 8. 669. 
-Kntin, U nectioo centrale a freattA 1' amen dement propose par qaelqnea 
nifUfiiirM, tendant k ne d^charger l'editenr oj rimprimear de tonte reaponsabilil6, 
'irm dAni Im cm uü J'an[«nr comparaitrait eij justice, eile a vn, daos eette eiigenee 
Oft« dArbgatinn i la r*gle commane. Le bat de la responaabiliti est atteint, d*s 

tre le coopable; il appartjent ä Ja justice de le saisir, et non 4 

e lirrer. 

Kor enisprlehE dem g^rant. Schnermans II. S. 252 st«Ilt den 

d«ni HHmjjichennytseTer aaf eine Stufe nnd definiert allgemeinr 

!«rmi^üiaire etitre laatear et l'imprimenr. 

n Anm. 1 S, 5t» and SchnermanB H. 3. 269. 
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Rechenschaft gegeben hat, oder nicht *at geben können, oder 
ob er mit Kenntnis und Verständnis des Inhalts die Druckschrift 
sei es als Täter sei es als Teilnehmer hergestellt hat. 

Der Drucker, welcher aber nur den von einem anderen 
begangenen strafbaren Erfolg mitverwirklichen hilft, soll 
nach der bereits im Nationalkongreß vertretenen Auffassung 
straflos ausgehen. 

Mit dieser sich nicht nur auf den Drucker erstreckenden, 
sondern auch auf die übrigen Beteiligten wie Verleger, Verbreiter 
usw. auszudehnenden Einschränkung des Anwendungsgebiets der 
Teilnahmegrundsä^ze ist das Preßgewerbe außerordentlich be- 
günstigt worden. 

Diese Begünstigung rechtfertigt sich aber durch den Um- 
stand, daß bei der Begehung des Preßdelikts notwendigerweise 
eine Mehrzahl von Personen mitwirkt, und durch die Erwägung, 
daß das Recht der freien Meinungsäußerung auch auf dem Wege 
der Presse ein leeres Wort ist, solange eine Rechtsordnung die- 
jenigen mit Strafen bedroht, welche dies Recht, welches beim 
Mißbrauch auch zum Unrecht werden kann, bewußt verwirk- 
lichen helfen.^) 

Das Bestreben, den wirklich Schuldigen zur Verantwortung 
zu ziehen und sich mit dessen Bestrafung zu begnügen, hat aber 
nicht die Wirkung, daß auch nur stets ein einziges Opfer der 
Zahl nach verantwortlich gemacht werden könnte. Sobald da- 
her die Betätigung der bei der Begehung eines Preßdelikts be- 
teiligten Personen ihren Gehülfencharakter verliert und Täter- 
schaftshandlung wird, hört auch die Straflosigkeit auf. Das 



^) Die sich an diese Straffreiheit anschließende Streitfrage, ob der art. 100 
des Code p4nal beige restriktiv dahin auszulegen ist, daß den Hilfsorganen 
nur insoweit Straffreiheit gewährt wird, als sie sich innerhalb ihres beruflichen 
Wirkungskreises betätigen, oder extensiv dahin, daß jedwede Beteiligung 
straffrei bleiben soll, ist in letzterem Sinne entschieden. Schon der National- 
kongreß hatte sich in gleichem Sinne ausgesprochen: 

Non seulement le Congr^s a plac^ hors des atteintes de la loi la Cooperation 

de Timprimeur par les actes qui döpendent de lexercice de la profession, mais 

11 a 6tendu le privil^ge de Timpunitö a tout acte quelconque de complicitö 

jde la part de Timprimeur, par des faits ind^pendants de sa profession. (Schuer- 

mans II. S. 212.) 

ZlBB«rm*nii, OrandlMgrifffl d. trtmm.'htig. PrMtttrftfrechta. 6 



— 66 — 

unterscheidende Merkmftl kann nur auf dem subjektiven Gebiete, 
nicht aber in der Art und Weise der Betätigung gefunden werden.^) 

Kraft positiven Rechts sind seit Erlaß des Code von 1867 
die Anstifter (provocateurs) nicht straffrei, wenn der Täter des 
Preßdelikts in Anspruch genommen ist, weil sie nach dem Code 
nicht als Teilnehmer an der Tat eines andern, sondern als „auteurs" 
bestraft werden sollen. 

Trotzdem nach art 100 des Code der art 66 auf die Spezial- 
strafgesetze keine Anwendung findet, sind die Begriffe „auteur'' 
oder „complice^ doch aus dem allgemeinen Teile des geltenden 
Strafrechts zu entnehmen.^) 

Dieses exklusive Moment des belgischen Haftungssystems 
gewinnt nun auch für die Benennung, welche der successlven 
Seite der „Kaskaden Verantwortlichkeit" angehört, insofern Be- 
deutung, als der Drucker frei und offen bekennen kann, an der 
Verwirklichung eines Preßdelikts mitgeholfen zu haben, ohne 
sich strafrechtlich verantwortlich zu machen. Denn er kann die 
Glaubhaftigkeit seiner Behauptung nicht besser dartun, als daß 
er der Behörde denjenigen nennt, der ihn mit dem Druck beauf- 
tragt hat.^) 

Freilich hat die Benennung nicht die weitgehende Wirkung, 
daß der Drucker durch sie gegen jede Haftbarmachung geschützt 
ist. Es bleibt der Anklagebehörde offen, den Gegenbeweis zu 
fuhren. Insoweit ist daher die aufgestellte Behauptung auch 



^) Die Handlungsweise des Inanspruchgenommenen kann wie auch auf 
dem Gebiete des allgemeinen Strafrechts nur insoweit von Bedeutung sein, 
als sie Schlüsse au! das Vorhandensein des Tätervorsatzes zuläßt. Vgl. auch 
Schuermans IL S. 253: On pr^tendrait en vain quon ne peut ^tre auteur 
Sans avoir particip6 a la r^daction du manuscript; et d*autre part que toute 
participation a la r^daction est un acte d auteur: nulle part cette condition 
n'est inscrite dans la loi. (8. 267): sera auteur ou coauteur d*un d61it de 
presse, tout individu ayant con^u Tid^e, ou Tayant fait sienne, et ayant en 
outre r^solu de la publier; sera au contraire, simple complice, celui qui se 
sera bom6 k favoriser la manifestation de lldöe d'autrui. 

2) s. die Erwägungen Schuermans II S. 262 flf. 

^) L'imprimeur, quelque coupable qu*il soit, ne peut Jamals ^tre poursuivi, 
des Tinstant qu'il dösigne Tauteur, s*il s'est born6 ä poser des actes de com- 
plicit^, c'est-a-dire s'il s'est content^ de favoriser la manifestation de la pensde 
d*autrui. (cf. Schuermans II S. 247.) 



— fi7 — 

gerechtfertigt, daß die Benennung keine endgültige Entscheidung 
Über das Schuldmoment trifft. 

Während die Benennung den Drucker von der ihn belastenden 
Vermutung befreit, bestärkt dagegen die Nichtbenennung eines 
Gewährsmanns in der Annahme, daß die Täterschaftsvermutung 
auch den tatsächlichen Verhältnissen entspricht. 

Die Vermutung beruht auf der Erwägung, daß der Drucker 
bei der Herstellung des Preßerzeugnisses strafbaren Inhalts mit- 
wirkt und regelmäßig in der Lage ist, die zum Druck eingesandten 
Manuskripte auf ihren Charakter hin zu prüfen. Im wirtschaft- 
lichen Leben sind sehr häufig die Druckereien mit Verlags- 
geschäften zu einem einzigen geschäftlichen Unternehmen ver- 
bunden. Hier wird sich die Prüfungspflicht in den Händen des 
Verlegers befinden, wenn man auch zunächst von einer Prüfung 
auf strafrechtlichem Gebiete allein absieht. 

Der Ruf des Verlagsgeschäftes spricht für die Güte des Preß- 
erzeugnisses, Rechtfertigt sich sonach eine Täterschaftsvermutung 
des Verlegers, so läßt sich dennoch daneben auch eine solche 
des Druckereibesitzers verteidigen. Auch er wird neben dem 
Verleger auf der Druckschrift genannt, und der Ruf seines Ge- 
schäfts, zumal wenn es von einem Verlagsgeschäfce unabhängig 
betrieben wird, ist für ihn eine Sache von der größten wirt- 
schaftlichen Bedeutung. Darum kann es ihm auch nicht gleich- 
gültig sein, welche Geisteserzeugnisse er druckt. Er wird in 
dieser Hinsicht den Betrieb überwachen. Und wenn der Gesetz- 
geber die geschäftliche Tätigkeit von Drucker und Verleger be- 
rücksichtigt und auf sie die Täterschaftsvermutung beider gründet, 
so erwächst für beide hinwiederum auch die Verpflichtung, den 
Preßerzeugnissen ihre Aufmerksamkeit auch in strafrechtlicher 
Beziehung zu widmen. 

In Zweifelsfällen wissen sie, weil man eine Gesetzeskenntnis 
der Beteiligten unterstellen muß, daß sie die ihnen vom Rechte 
zugewiesene ungünstige Stellung durch Benennung eines Ge- 
währsmannes beseitigen können. 

Der Gewährsmann muß allerdings der belgischen Strafgewalt 
erreichbar sein. Drucker und Verleger haften aber nur so weit, 
als diese Eigenschaft bei Geschäftsabschluß vorhanden sein soll. 



— 68 — 

Später eintretende Verfolgungsbehinderungen können ihnen nicht 
zugerechnet werden. 

Daß die Nichtbenennung aber nur ein die Vermutung be- 
stärkender, nicht sie begründender Umstand ist, geht bereits 
daraus hervor, daß das belgische Recht den einen Gewährsmann 
nicht benennenden Verbreiter nicht mit einer Täterschafts- 
vermutung belastet, weil seine Mitwirkung an der Herbeiführung 
des strafbaren Erfolges eine solche Vermutung nicht rechtfertigt.^) 

Neben der Benennung eines Gewährsmannes ist auch der 
Nachweis mangelnden Verschuldens oder mangelnder Verursachung 
seitens des Druckers geeignet, die Täterschaftsvermutung zu 
widerlegen. 

Es folgt bereits aus den allgemeinen auch auf das Preß- 
strafrecht anzuwendenden Strafrechtsgiiindsätzen, daß jedenfalls 
derjenige nicht Täter sein kann, welcher nicht die Grundvoraus- 
setzungen jedes zurechenbaren Erfolges erfüllt: Verursachung 
und Verschuldung. 

Durch den Nachweis des NichtVorliegens einer dieser Voraus- 
setzungen, welcher dem Drucker obliegt, wird ein Schuld- 
aiisschließungsgrund geschaffen. Die „Benennung" bewirkt 
dagegen nur, daß die Verfolgung auf einen andern «der Be- 
gehung Näherstehenden ** abgelenkt wird, ohne die Frage nach 
der Verantwortlichkeit des Benennenden zu entscheiden. 

Nach dem Wortlaute des art. 11 des Dekrets von 1831 2) 
könnte es zunächst scheinen, als ob das Gesetz dem Drucker 
nur eine Exkulpation durch Benennung gestatte. 

Mit der Praxis ist die Bestimmung aber dahin auszulegen, 
daß das Gesetz nur die Benennung als eine Besonderheit preß- 
rechtlicher Haftungsbefreiung erwähnt, ohne dadurch den Nach- 
weis der Nichttäterschaft kraft mangelnden Verschuldens oder 
mangelnder Verursachung auszuschießen. Der Sinn des Gesetzes 
ist demnach nicht, daß der Drucker sich nur durch die Angabe 



^) Im Gegensatz zu der hier vertretenen Auffassung pflegen einige 
belgische Autoren die Vermutung einseitig auf die Tatsache der Nichtbenennung 
zu gründen und sie berufen sich dabei auf den Satz: Quia cum auctorem non 
probat, ipse auctor praesumitur. 

^) L'imprimeur poursuivi sera toujours maintenu en cause, jusqu*a ce que 
I auteur ait 6t6 judiciairement reconnu tel. 
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eines erreichbaren Autors befreien kann, vielmehr der, daß auch 
eine solche Namhaftmachung ihn zunächst straffrei macht. ^) 

Es steht daher auch nichts im Wege, daß der Drucker ohne 
auf die Nennung eines Gewährsmanns einzugehen, von vorn- 
herein den Gegenschuldbeweis führt. 2) 



1) Vgl. dazu die Ausführungen Schuermans IL S. 245, 448: 

En mati^re ordinaire, le detenteur ou porteur d un Instrument ayant 
servi au dölit, n*est pas pr^umö, par cela seul, auteur du dölit; on n'exige pas 
que, pour se disculper, il nomme le v^ritable coupable; il suffit qu*on ne 
puisse lui prouver que ce coupable c*est lui. — Bn mati^re de presse, au 
contraire, rimprimeur, des presses duquel 6mane Toeuvre poursuivie, est oblig6, 
pour 6chapper a la poursuite, de dösigner Tauteur. Jl est pr6sum6 coupable ; 
la preuve de son irresponsabilit^ lui incombe. Dazu vgl. S. 448 . . . Aucune 
loi, en effet ne d6termine sous peine de d6ch6ance, le moment oU cette d6- 
signation doit ^tre faite. L'art. 18 C.B. est g6n6ral et laisse rimprimeur seul 
juge de son int^r^t. — Toute forclusion serait du reste derisoire ; car on aurait 
beau rinscrire dans la loi: rlen ne peut emp^cher rimprimeur de plaider et 
de prouver sa nonculpabilit^ devant la cour d'asaisesi et le jury de rendre un 
verdict negatif. 

') Es gelten abgesehen von der durch die Vermutung bedingten Um- 
kehrung der Beweislast die allgemeinen strafprozessualen Grundsätze. S. 
art. 8 des Dekrets vom 19. Juli 1881 : Lorsquil s'agira de dölits politiques ou de 
la presse, il sera proc^dö ä rinstruction et au jugement comme en mati^re 
criminelle. 

Daher bieten auch die den Geschworenen in Preßprozessen vorgelegten 
Fragen an sich nichts besonderes. Vgl. z. B. die Fragestellung aus art. 1 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 1852: 

a) X est-il coupable d*avoir commls une offense envers la personne d'un 
souverain ou . . . par des imprim^s, qui ont M affichös, distribuös . . . .? 

oder aus art. 388 C. p. b.: 

b) X. est-il coupable d*avoir expos6, vendu ou distribuö des chansons . • — 
contraires aux bonnes moeurs? 

Schuermans II. S. 456 faßt die Aufgabe des Geschworenengerichts 
dahin zusammen: 

Pour tous les faits compris dans ces questions, le jury n*a pas a se pr6- 
occuper d*autre chose que du point de savoir si le pro venu est coupable, 
c'est-a-dire, s'il a, avec Intention, commis le fait qui lui est impute. — Jl 
r^pondra non, s*il lui est prouvö, par exemple, que Tacte a M posö in- 
consciemment 

Auch wenn das Gesetz einen besonders gearteten Vorsatz (dol special 
et d6termin6) fordert, muß dies in der Fragestellung zum Ausdruck kommen 
und auch gegen den Preßdeliktst&ter festgestellt werden. 

Vgl. die Beispiele bei Bch. U. S. 457. 
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Der Verleger ist wie der Drucker nach belgiscliem Preß- 
rechte mit der Täterschaftsvermutung beschwert, die durch Be- 
nennung eines Gewährsmanns oder durch Gegenbeweis zu ent- 
kräften i8t.i) 

Für den Verleger kommt als Gewährsmann nur noch der 
Verfasser des strafbaren Gedankeninhalts in Betracht; die Ver- 
fassereigenschaft vermag den Verleger aber allein nicht zu ent- 
lasten. Es muß noch hinzukommen, daß auch der Vorsatz des 
Verfassers sich mit auf die Veröffentlichung erstreckt. Wenn 
ein solcher Verfasser dem Gerichte bekannt ist, dann ist die be- 
wußte und gewollte Gehlllfenbetätigung des Verlegers ebenso 
straffrei wie die des Druckers. 

Als Ergebnis ist festzuhalten, daß im belgischen Preß- 
strafrecht, wie es durch die Wissenschaft und die Praxis aus- 
gebildet ist, sowohl ein successives wie ein exklusives 
Haftungsprinzip in Geltung ist. 

Die Haftbarmachung von Verbreiter, Drucker, Verleger, Ver- 
fasser als auteurs du delit sind gesetzliche HUlfsmittel, um zum 
wirklichen Haupttäter zu gelangen. 

Der Vormann scheidet zunächst als Täter aus, wenn ein 
Nachmann durch Benennung oder durch amtliche Nachforschung 
als Täter bekannt geworden ist. 

Außer dem Verbreiter sind die Beteiligten, Drucker, Verleger, 
Verfasser mit der Täterpräsumtion belastet, die durch Gegen- 
beweis oder durch Benennung entkräftet werden kann.^) 

Ist in der Stufenfolge eine Person als Täter haftbar, so ist 
eine Verfolgung der an dieser Tat Beteiligten wegen der Teil- 
nahmehandlungen ausgeschlossen. 

Seit dem Code von 1867 erstreckt sich diese Straflosigkeit 
der Teilnehmer nur noch auf die eigentlichen Gehülfen im deutschen 



*) Quand plusieurs individus sont poursuivis en m^rae temps, run comme 
auteiir, lautre comme Miteiir, etc. si la qualit^ d'auteur est douteuse ou con- 
testde, eile peut ^tre Stabile ou combattue par tous moyens de preuve quel- 
conques: Töditeur peut avoir int^r^t, pour repousser la pr^somption de cul- 
pabilite qui p^se sur lui, ä produire le raanuscript ou ä foumir teile autre 
justification. h. Schuermans II. 8. 448 und die dort citierten Entscheidungen. 

^) Diese Unterscheidung ist gesetzgeberisch zum ersten Mal verwertet im 
Fahrlässigkeitsdelikt des § 21 des deutschen Freßgesetzes. 
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Sinne, während die Anstifter nach art, 66 C. p. b. als Täter be- 
straft und auch als solche angesehen werden. 

Mittäter sind, auch wenn sie zu dem Kreise der mit Täter- 
Präsumtion belasteten Personen gehören, nicht präsumierte Täter, 
falls eine andere Person bereits als Täter haftbar gemacht ist. 

Es ist dem belgischen Haftungssysteme sehr häufig der Vor- 
wurf gemacht,^) daß es in Widerspruch mit den konkreten Tat- 
sachen eine kriminelle .Schuld fingiere, daß insbesondere der 
Drucker auch ungerechtfertigt belastet werde. Durch die Be- 
nennung eines Vormannes könne die kriminelle Haftung beseitigt 
werden, obwohl die Nichtbenennung eines Vormannes mit der 
Schuldfrage nichts zu tun habe, vielmehr rein formeller und zu- 
fälliger Natur sei. Die Nichtbenennung sei kein so maßgebendes 
Belastungsmoment, um die Annahme des Dolus zu stützen. 

Es sei in diesem System überall nur der Gedanke maß- 
gebend gewesen, einen Beteiligten, sei es auch lediglich infolge 
einer Fiktion und ohne Rücksicht auf die materielle Wahrheit, 
als schuldig zu erklären und zur Bestrafung zu ziehen; es solle 
ein zu Bestrafender geschaffen werden. 

Die Vorwürfe sind m. E. ungerechtfertigt. 

Zunächst kann nicht von einer Fiktion der Schuld bei den 
Beteiligten gesprochen werden« Diese läßt doch ein Merkmal 
als vorhanden annehmen, welches tatsächlich nicht vorhanden ist. 

Es handelt sich vielmehr um eine Täterschaftsvermutung, 
deren Gegenbeweis sogar uneingeschränkt zugelassen ist. 

Jeder Präsumtion haften Mängel an, und es läßt sich nicht 
leugnen, daß auch nach belgischem Haftsysteme eine Inanspruch- 
nahme eines Beteiligten als Täter im Einzelfalle nicht mit den 
tatsächlichen Verhältnissen in Einklang stehen kann. Doch 
treten in der belgischen Rechtsanwendung besondere Schwächen 
nicht entgegen, weil nicht unbeachtet bleiben darf, daß nach 
dem einleitenden Satze des art. 11 des Dekrets vom 20. Juli 1831: 
Dans tous les proces pour delits de la presse, le Jury, avant de 
s'occuper de la question de savoir si Töcrit incrimine renferme 
un d61it, dScidera si la personne pr6sentee comme auteur du 



1) Vgl. vor allem die zusammenfassende Darstellung bei Appelius 
a. a. 0. S. 125 f. 



Praxi* -».vr. T,r. 't-'v* I>-'**Ä''jz*^ E.'fi'^'^-Ji'iT.r =L^C'rfi»ei--rr WAhr- 

fr*ri ^ vr',r,:fÄ.-^r for:rr. Irr-^i-cr schr-ist «ii-r BeciiUTir^ schon 

^^T>*^rr,-!n '*:^ -ifrrr, franzi^-^Uoi-en R^^-iie ?l-r;*:h el^crü uliche 
»•/^r*//r»"J'rr*r Fr*;ir,af':rir.*:*p->r*or..::Lie;t dem belgischen Rechte 
^*^A UhxtA sf^'h.I'rVrn i**. Die Nichrbenefinaa^ als verinutung- 
^,H%Kkt\cHU*\h^., nicht vermGtongbegründendes Moment schützt 
\f^\rh\*A ^fff i\hxu V^/f-Äorffr: rlie N:ch:benennas5 sei kein so ma^ 
(i^Af*^^»fA te;Ä%nrini;%rrjoißent für die Annahme des Dolos. 

Zu f^;r'>:k*i^:r/Ji{en bleibt stets, daß die Benennung eines 
^^?*?Ii(n*jt>;n Vormanne^ aU ein dem Preßrechte eigentümlicher 
IVrfr<;iijr>((*i(rur>d neben den an sich zulässigen Gegenscholdbeweis 
tfiU ohne die^^m in den Wirkungen gleich zu kommen. Da 
nürf»Jich die I^^nennung eine» Vormannes nur die Vermutung be- 
Mritj^t, Ut e^ unrichtig zu sagen, ^ie beseitige die kriminelle 
Haftung jn einem aui»«*chließenden Sinne. 

I>ie V%?ri;flichtung, die materielle Wahrheit von Amtswegen 
//ü ^rfor^chen, bringt e-^ mit sich, daß die Benennung eines Vor- 
rnanne«^ allein den Benennenden nicht von der Verfolgung ausschließt. 
Hin/utreU;n muß die Feststellung, daß die Benennung auch den 
TaU/üjben ent«pricht Umgekehrt läßt auch die Nichtbenennung 
^'Amt Verurteilung erst dann zu, wenn die Nachforschungen, den 
V ^^.rfftnnttr n\n den eigentlichen Täter zu entdecken, ergebnislos 
g^'blieben nlnd 

Kn Ili5gt ja auf der Hand, daß der Weg vom Drucker auf 
i'Uwn Htrohmann führen kann, der mit seinem Einverständnis 
K<?K''n Kntgelt aU Vorleger oder Verfasser namhaft gemacht wird. 

*) V^l. <ll<« von Hchucrmaun II. 8. 41H gezogene Schlußfolgerung: . . . 
Kli hl<<nl Vi* wm ttu Jugi» k fuir« touH »«8 eft'ort« pour di»eerner la v6rit6, et 
\iL MAMMiiiut ,||, riitiprinuMir n«; pourra Hre perniine que dans le caö oh 11 sera 
(!«• (i<*(!ouvrir TeditiMir. 
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Diese unerwünschte Möglichkeit nehmen die Vertreter der 
Auffassung mit in den Kauf, welche behauptet, daß die Freiheit 
der Presse und das damit unlöslich verbundene Recht der 
Anonymität der Gedankenäußerung unter allen Umständen ge- 
wahrt werden müsse und im Interesse der Erforschung der 
materiellen Wahrheit nicht durchbrochen werden dürfe. 

Die herrschende Auffassung und insbesondere der Kassations- 
hof ist dem nicht beigetreten. 

In einem Prozeß^) vor dem Kassationshof wurde das Recht 
des Verfassers auf Wahrung der Anonymität betont, weil die 
Konstitution wohl die Benennung des Autors gestatte, aber nicht 
fordere, und sich mit der Bestrafung der Gehülfen (Instruments 
qui materialisent et propagent sa pensee) als Täter begnüge. 

Der Kassationshof verwarf diesen Standpunkt mit der Be- 
gründung, daß nach art. 14, 18 Const. B. und 11 des Dekrets 
vom 19. VII. 1831 die Verantwortlichkeit in erster Linie den 
Verfasser treffe und darum zur Ermittelung der Wahrheit jede 
Art des Beweises anwendbar sei. Dieser Entscheidung entspricht 
die Entstehungsgeschichte des Artikels 18 der Konstitution. 

M. de Theux schlug an Stelle der Worte: „lorsque l'auteur 
est connu et domicilie en Belgique" die Fassung vor: lorsque 
Tauteur declare et domicilie en Belgique. 

Der Vorschlag wurde mit der Erwägung begründet, daß selbst 
die Verurteilung eines Strohmannes gerechtfertigt sei, wenn nur 
den bei Herstellung des Preßerzeugnisses Beteiligten durch eine 
Wahrheitsermittelung von Amtswegen keine Unannehmlichkeiten 
mit Untersuchungen erwüchsen. 

Auf Antrag des M, Devaux ist dieser Vorschlag verworfen 
und der Artikel mit dem Worte „connu"" in der jetzt geltenden 
Fassung angenommen« 

Aus der Gegenüberstellung von „auteur connu** und ,.auteur 
declare" ergibt sich nach den vorausgegangenen Aeußerungen 
in der Kommission zweifellos, daß die Anklagebehörde keinesfalls 
an die Namensnennung gebunden ist, sondern sogar in eine ob- 



') Vgl. die bei Schuermans citierte und erläuterte Entscheidung vom 
7. November 1855, welche er II S. 417 kurz dahin charakterisiert: Cette 
opinion, non comme idöal de thöorie, mais comme cons^quence logique de la 
l^gislation en vigueur semble la seule admisible dans l'ötat actuel de celle-ci 
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Als Gewährsmänner des Druckers, die sich mit ihm zwecks 
Herstellung der strafbaren Druckschrift in Verbindung gesetzt 
haben, können aber nur zwei Personen in Frage kommen: Der 
Verfasser der Schrift, der sie auch vorsätzlich veröffentlicht hat : 
Ein auteur im doppelten Sinne, und der Verleger (6diteur), der 
als präsumierter Deliktstäter auch auteur im Sinne des Artikel 1 1 
des Dekrets von 1831 ist. Der äditeur übt bei Herstellung der 
strafbaren Druckschrift die Vermittlertätigkeit zwischen dem Ver- 
fasser und dem Drucker aus: Er läßt das Werk erscheinen und 
ist damit Verleger nach deutschen RechtsbegrifTen. Er kann 
auch als „Vermittler** nach belgischer Terminologie Herausgeber 
im deutschen Sinne sein.^) 

Die Benennung des erreichbaren Täters befreit den Drucker 
nur von der ihn belastenden Vermutung, welche eine Umkehrung 
der Beweislast zur Folge hatte: Sie ist kein Schuldaus- 
schließungsgrund, sondern nur ein bedingter Strafaus- 
schließungsgrund. 

Es ist der Anklagebehörde noch unbenommen, ihrerseits den 
Beweis zu erbringen, daß der Drucker mit Mittätervorsatz an der 
Herstellung des strafbaren Erfolges mitgewirkt hat.-) 

Die den allgemeinen Strafrechtsgrundsätzen entsprechende 
Verteilung der Beweislast ist durch die Benennung eines geeigneten 
Vormannes als Deliktstäters wiederhergestellt. 

Die Frage, mit welchem Vorsatz der Drucker bei Herstellung 
der Druckschrift gehandelt hat, wird durch die Benennung nicht 
entschieden. Es bleibt ganz dahingestellt, ob der Drucker sich 
Über den Inhalt des zu druckenden Manuskripts überhaupt keine 



setznng ist mit Ablehnung eines dahinzielenden Gesetzes? orschlages ausdrücklich 
verworfen, ygl. Sektionsbericht von Brouke re citiert bei Schuermans II S. 569. 
.,Enfin, la section centrale a 6cart6 Tamendement propose par quelques 
membres, tendant k ne d^charger Tediteur ou Timprimeur de toüte responsabilit^, 
qne dans les cas oü Tauteur comparaitrait en justice, eile a vu, dans cette exigence 
une d6rogation k la rögle commune. Le but de la responsabilit6 est atteint, d^s 
qu'il fait. connaitre le conpable; il appartient ä la justice de le saisir, et non ä 
rinstrament de le livrer. 

1) Der ^diteur entspricht dem g^rant. Schuermans II. S. 252 stellt den 
Hegriff auch mit dem flämischen uytgever auf eine Stufe und definiert allgemein: 
r^ditenr est Tinterm^diaire entre Tautenr et l'imprimeur. 

2) Vgl. oben Anm. 1 S. 59 und Schuermans II. S. 259. 
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Rechenschaft gegeben hat, oder nicht *at geben können, oder 
ob er mit Kenntnis und Verständnis des Inhalts die Druckschrift 
sei es als Täter sei es als Teilnehmer hergestellt hat. 

Der Drucker, welcher aber nur den von einem anderen 
begangenen strafbaren Erfolg mitverwirklichen hilft, soll 
nach der bereits im Nationalkongreß vertretenen Auffassung 
straflos ausgehen. 

Mit dieser sich nicht nur auf den Drucker erstreckenden, 
sondern auch auf die übrigen Beteiligten wie Verleger, Verbreiter 
usw. auszudehnenden Einschränkung des Anwendungsgebiets der 
Teilnahmegrundsätee ist das Preßgewerbe außerordentlich be- 
günstigt worden. 

Diese Begünstigung rechtfertigt sich aber durch den Um- 
stand, daß bei der Begehung des Preßdelikts notwendigerweise 
eine Mehrzahl von Personen mitwirkt, und durch die Erwägung, 
daß das Recht der freien Meinungsäußerung auch auf dem Wege 
der Presse ein leeres Wort ist, solange eine Rechtsordnung die- 
jenigen mit Strafen bedroht, welche dies Recht, welches beim 
Mißbrauch auch zum Unrecht werden kann, bewußt verwirk- 
lichen helfen.^) 

Das Bestreben, den wirklich Schuldigen zur Verantwortung 
zu ziehen und sich mit dessen Bestrafung zu begnügen, hat aber 
nicht die Wirkung, daß auch nur stets ein einziges Opfer der 
Zahl nach verantwortlich gemacht werden könnte. Sobald da- 
her die Betätigung der bei der Begehung eines Preßdelikts be- 
teiligten Personen ihren Gehülfencharakter verliert und Täter- 
schaftshandlung wird, hört auch die Straflosigkeit auf. Das 



^) Die sich an diese Straffreiheit anschließende Streitfrage, ob der art. 100 
des Code p^nal beige restriktiv dahin auszulegen ist, daß den Hülfsorganen 
nur insoweit Straffreiheit gewährt wird, als sie sich innerhalb ihres beruflichen 
Wirkungskreises betätigen, oder extensiv dahin, daß jedwede Beteiligung 
straffrei bleiben soll, ist in letzterem Sinne entschieden. Schon der National- 
kongreß hatte sich in gleichem Sinne ausgesprochen: 

Non seulement le Congres a plac^ hors des atteintes de la loi la Cooperation 

de Timprimeur par les actes qui d^pendent de lexercice de la profession, mais 

il a etendu le privilege de Timpunitö a tout acte quelconque de complicitö 

jde la part de Timprimeur, par des faits ind^pendants de sa profession. (Schuer- 

maus IL S. 212.) 

ZlmmermAno, Orondb«; riffe d. fraaL-belgr- PretMtrafraehtt. 5 
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unterscheidende Merkmftl kann nur auf dem subjektiven Gebiete, 
nicht aber in der Art und Weise der Betätigung gefunden werden.*) 

Kraft positiven Rechts sind seit Erlaß des Code von 1867 
die Anstifter (provocateurs) nicht straffrei, wenn der Täter des 
Preßdelikts in Anspruch genommen ist, weil sie nach dem Code 
nicht als Teilnehmer an der Tat eines andern, sondern als „auteurs'' 
bestraft werden sollen. 

Trotzdem nach art. 100 des Code der art. 66 auf die Spezial- 
strafgesetze keine Anwendung findet, sind die Begriffe „auteur"" 
oder „complice'' doch aus dem allgemeinen Teile des geltenden 
Strafrechts zu entnehmen.^) 

Dieses exklusive Moment des belgischen Haftungssystems 
gewinnt nun auch fUr die Benennung, welche der successiven 
Seite der ,. Kaskadenverantwortlichkeit" angehört, insofern Be- 
deutung, als der Drucker frei und offen bekennen kann, an der 
Verwirklichung eines Preßdelikts mitgeholfen zii haben, ohne 
sich strafrechtlich verantwortlich zu machen. Denn er kann die 
Glaubhaftigkeit seiner Behauptung nicht besser dartun, als daß 
er der Behörde denjenigen nennt, der ihn mit dem Druck beauf- 
tragt hat.^) 

Freilich hat die Benennung nicht die weitgehende Wirkung, 
daß der Drucker durch sie gegen jede Haftbarmachung geschützt 
ist. Es bleibt der Anklagebehörde offen, den Gegenbeweis zu 
fuhren. Insoweit ist daher die aufgestellte Behauptung auch 



*) Die Handlungsweise des Inanspruchgenommenen kann wie auch auf 
dem Gebiete des allgemeinen Strafrechts nur insoweit von Bedeutung sein, 
als sie Schlüsse auf das Vorhandensein des T&tervorsatzes zul&ßt. Vgl. auch 
Schuermans II. S. 258: On pr^tendrait en valn quon ne peut ^tre auteur 
Sans avoir particip6 a la r^daction du manuscript; et d*autre part que toute 
participation a la r^daction est un acte d auteur; nulle part cette conditibn 
n'est inscrite dans la loi. (S. 267): sera auteur ou coauteur dun d6lit de 
presse, tout individu ayant con^u Tid^e, ou l'ayant fait sienne, et ayant en 
outre r^solu de la publier; sera au contraire, simple complice, celui qui se 
sera born6 a favoriser la manifestation de Tidöe d'autrui. 

^) 8. die Erwägungen Schuermans II S. 262 If. 

^) LHmprimeur, quelque coupable qu*il soit, ne peut jamais ^tre poursuivi. 
des Tinstant qu'il d^signe Tauteur, s'il s^est bom6 a poser des actes de com- 
plicitö, c*est-a-dire s'il B*est content^ de favoriser la manifestation de la pensee 
dautrui. (cf. Schuermans II S. 247.) 
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gerechtfertigt, daß die Benennung keine endgültige Entscheidung 
Über das Schuldmoment trifft. 

Während die Benennung den Drucker von der ihn belastenden 
Vermutung befreit, bestärkt dagegen die Nichtbenennung eines 
Gewährsmanns in der Annahme, daß die Täterschaftsvermutung 
auch den tatsächlichen Verhältnissen entspricht. 

Die Vermutung beruht auf der Erwägung, daß der Drucker 
bei der Herstellung des Preßerzeugnisses strafbaren Inhalts mit- 
wirkt und regelmäßig in der Lage ist, die zum Druck eingesandten 
Manuskripte auf ihren Charakter hin zu prllfen. Im wirtschaft- 
lichen Leben sind sehr häufig die Druckereien mit Verlags- 
geschäften zu einem einzigen geschäftlichen Unternehmen ver- 
bunden. Hier wird sich die PrUfungspflicht in den Händen des 
Verlegers befinden, wenn man auch zunächst von einer Prüfung 
auf strafrechtlichem Gebiete allein absieht. 

Der Ruf des Verlagsgeschäftes spricht für die Güte des Preß- 
erzeugnisses. Rechtfertigt sich sonach eine Täterschaftsvermutung 
des Verlegers, so läßt sich dennoch daneben auch eine solche 
des Druckereibesitzers verteidigen. Auch er wird neben dem 
Verleger auf der Druckschrift genannt, und der Ruf seines Ge- 
schäfts, zumal wenn es von einem Verlagsgeschäfce unabhängig 
betrieben wird, ist für ihn eine Sache von der größten wirt- 
schaftlichen Bedeutung. Darum kann es ihm auch nicht gleich- 
gültig sein, welche Geisteserzeugnisse er druckt. Er wird in 
dieser Hinsicht den Betrieb überwachen. Und wenn der Gesetz- 
geber die geschäftliche Tätigkeit von Drucker und Verleger be- 
rücksichtigt und auf sie die Täterschaftsvermutung beider gründet, 
so erwächst für beide hinwiederum auch die Verpflichtung, den 
Preßerzeugnissen ihre Aufmerksamkeit auch in strafrechtlicher 
Beziehung zu widmen. 

In Zweifelsfällen wissen sie, weil man eine Gesetzeskenntnis 
der Beteiligten unterstellen muß, daß sie die ihnen vom Rechte 
zugewiesene ungünstige Stellung durch Benennung eines (Ge- 
währsmannes beseitigen können. 

Der Gewährsmann muß allerdings der belgischen Strafgewalt 
erreichbar sein. Drucker und Verleger haften aber nur so weit, 
als diese Eigenschaft bei Geschäftsabschluß vorhanden sein soll. 
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I 

Später eintretende Verfolgungsbehinderangen können ihnen nicht 
zugerechnet werden. 

Daß die Nichtbenennung aber nur ein die Vermutung be- 
stärkender, nicht sie begründender Umstand ist, geht bereits 
daraus hervor, daß das belgische Recht den einen Gewährsmann 
nicht benennenden Verbreiter nicht mit einer Täterschafts- 
vermutung belastet, weil seine Mitwirkung an der Herbeiführung 
des strafbaren Erfolges eine solche Vermutung nicht rechtfertigt.*) 

Neben der Benennung eines Gewährsmannes ist auch der 
Nachweis mangelnden Verschuldens oder mangelnder Verursachung 
seitens des Druckers geeignet, die Täterschaftsvermutung zu 
widerlegen. 

Es folgt bereits aus den allgemeinen auch auf das Preß- 
strafrecht anzuwendenden Strafrechtsgrundsätzen, daß jedenfalls 
derjenige nicht Täter sein kann, welcher nicht die Grundvoraus- 
setzungen jedes zurechenbaren Erfolges erfüllt: Verursachung 
und Verschuldung. 

Durch den Nachweis des NichtVorliegens einer dieser Voraus- 
setzungen, welcher dem Drucker obliegt, wird ein Schuld- 
aüsschließungsgrund geschaffen. Die „Benennung" bewirkt 
dagegen nur, daß die Verfolgung auf einen andern „der Be- 
gehung Näherstehenden "" abgelenkt wird, ohne die Frage nach 
der Verantwortlichkeit des Benennenden zu entscheiden. 

Nach dem Wortlaute des art 11 des Dekrets von 1831 2) 
könnte es zunächst scheinen, als ob das Gesetz dem Drucker 
nur eine Exkulpation durch Benennung gestatte. 

Mit der Praxis ist die Bestimmung aber dahin auszulegen, 
daß das Gesetz nur die Benennung als eine Besonderheit preß- 
rechtlicher Haftungsbefreiung erwähnt, ohne dadurch den Nach- 
weis der Nichttäterschaft kraft mangelnden Verschuldens oder 
mangelnder Verursachung auszuschießen. Der Sinn des Gesetzes 
ist demnach nicht, daß der Drucker sich nur durch die Angabe 



1) Im Gegensatz zu der hier vertretenen Auffassung pflegen einige 
belgische Autoren die Vermutung einseitig auf die Tatsache der Nichtbenennung 
zu gründen und sie berufen sich dabei auf den Satz: Quia cum auctorem non 
probat, ipse auctor praesumitur. 

^) L*imprimeur poursuivi sera toujours maintenu en cause, jusqu'ä ce que 
l*auteur alt 6t^ judiciairement reconnu tel. 
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eines erreichbaren Antors befreien kann, vielmehr der, daß auch 
eine solche Namhaftmachung ihn zunächst straffrei macht. ^) 

Es steht daher auch nichts im Wege, daß der Drucker ohne 
auf die Nennung eines Gewährsmanns einzugehen, von vorn- 
herein den Gegenschuidbeweis führt.*) 



') Vgl. dazu die Ausführungen Schuermans II. S. 245, 448: 

En mati^re ordinaire, le d^tenteur ou porteur d'un Instrument ayant 
servi au dölit, n'est pas prösumö, par cela seul, auteur du d61it; on n*exige pas 
que, pour se disculper, 11 nomme le v^ritable coupable; il suffit qu'on ne 
puisse lui prouver que ce coupable c'est lui. — En mati^re de presse, au 
contraire, rimprimeur, des presses duquel 6mane Toeuvre poursuivie, est Obligo, 
pour 6chapper a la poursuite, de dösigner Tauteur. Jl est pr^um6 coupable; 
la preuve de son irresponsabilitö lui incombe. Dazu vgl. S. 448 . . . Aucune 
loi, en effet ne dötermine sous peine de d6ch6ance, le moment oh cette d6- 
signation doit ^tre faite. L*art. 18 C.B. est ginöral et laisse rimprimeur seul 
juge de son intör^t. — Toute forclusion serait du reste derisoire ; car on aurait 
beau Tinscrire dans la loi: rien ne peut emp^cher Timprimeur de plaider et 
de prouver sa nonculpabilit^ devant la cour d'assises, et le jury de rendre un 
verdict negatif. 

^) Es gelten abgesehen von der durch die Vermutung bedingten Um- 
kebrung der Beweislast die allgemeinen strafprozessualen Grundsätze. S. 
art. 8 des Dekrets vom 19. Juli 1831 : LorsquHl s*agira de d61its politiques ou de 
la presse, il sera proc6d6 ä Tinstruction et au jugement comme en mati^re 
criminelle. 

Daher bieten auch die den Geschworenen in Preßprozessen vorgelegten 
Fragen an sich nichts besonderes. Vgl. z. B. die Fragestellung aus art. 1 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 1852: 

a) X est-il coupable d*avoir commis une oifense envers la personne d*un 
souverain ou . . . par des imprim6s, qui ont 6t6 afßch6s, distribu6s . . . .? 

oder aus art. 883 C. p. b.: 

b) X. est-il coupable d*avoir expos6, vendu ou distribu6 des chansons . . — 
contraires aux bonnes moeurs? 

Schuermans IL 8. 456 faßt die Aufgabe des Geschworenengerichts 
dahin zusammen: 

Pour tous les faits compris dans ces questions, le jury u'a pas ä se pr6- 
occuper d*autre chose que du point de savoir si le prövenu est coupable, 
c*est-ardire, s'il a, avec Intention, commis le fait qui lui est impute. — Jl 
röpondra non, s'il lui est prouv6, par exemple, que Tacte a 6t6 pos6 In- 
consciemment 

Auch wenn das Gesetz einen besonders gearteten Vorsatz (dol special 
et d6termin6) fordert, muß dies in der Fragestellung zum Ausdruck kommen 
und auch gegen den Preßdeliktstäter festgestellt werden. 

Vgl. die Beispiele bei 8ch. IL 8. 457. 



— 80 — 

der im Preßstraf recht zusammengestellten Haftungsbestimmungen 
halber zu erwähnen sein, wenn diese Haftung nicht aufs engste 
mit dem kriminellen Haftsysteme verbunden wäre. 

Nach dem Kommissionsberichte in der Deputiertenkammer 
sollte der Eigentümer nicht nur fUr SchadensersatzansprUche 
haften, sondern auch fUr die gegen görants usw. erkannten Geld- 
strafen. Doch ist diese Auffassung mit dem endgültigen Gesetzes- 
texte, der von Ansprüchen zu Gunsten Dritter spricht, nicht 
vereinbar und, soweit ersichtlich, auch nicht mehr vertreten.^) 

Der Artikel 44 beansprucht aber auch ein historisches Interesse. 
Er ist als letztes Ueberbleibsel der einst in den Preßgesetzen so 
zahlreich vertretenen, aber als unzeitgemäß beseitigten Kautel- 
vorschriften anzusehen. 

Den Sicherungszweck geschädigter Dritter, den man ehemals 
mit Bestimmungen zu erreichen strebte, welche von den verant- 
wortlichen Personen, insbesondere vom gßrant eine gewisse Be- 
teiligung an der Kautionszahlung oder gar einen Geschäftsanteil 
verlangten, sucht man heute einfach dadurch zu verwirklichen, 
daß der Unternehmer für Verfehlungen der in seinem Betriebe 
tätigen Aufsichtspersonen mit seinem eigenen Vermögen haftbar 
gemacht wird. 

Mit der Aufrechterhaltung der Anwendbarkeit der Teilnahme- 
vorschriften auf das Proßstrafrecht folgt das französische Preß- 
recht den allgemeinen Strafrechtsgrundsätzen mehr als das 
belgische Recht. 

Das exklusive Moment belgischer Haftungsbestimmungen 
wird, wenn auch dessen Berechtigung im Einzelfalle, wie der 
Ausschluß der Druckerhaftung beweist, anerkannt wird, im 
Prinzip abgelehnt. 

Das französische Haftungssystem macht in einer bestimmten 
Stufenfolge verschiedene an der Vollendung des Preßdelikts Be- 
teiligte unter Belastung mit der Täterpräsumtion als Täter, den 
einen in Ermangelung des andern, verantwortlich. Es erklärt 
ferner mit Ausnahme des Druckers als solchen jeden Beteiligten 
weiterhin für seine Teilnahmehandlungen haftbar. 

Die unverkennbare Tendenz des französischen Preßstrafrechts 
geht damit dahin, die allgemeinen Strafrechtsgrundsätze in mög- 

^) lieber die Entstehungsgeschichte des Artikels vgl. Barbier II No. 825. 
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liehst weitem Umfange auch auf das Gebiet des Preßstrafrechts 
anzuwenden und nur zu Gunsten einer bei der Eigenart der Presse 
gebotenen Verfolgungserleichterung Ausnahmebestimmungen zu- 
zulassen. 

Nicht unter diesem Gesichtspunkte gebotene Sondervor- 
schriften, die wie die belgische Straffreiheit des Teilnehmers 
lediglich eine Begünstigung des Preßgewerbes darstellen, sind 
um deswillen nicht vorgesehen. 

Im deutschen Reichspreßgesetze ist die Haftung fUr Preß- 
delikte in den Paragraphen 20 und 21 des Gesetzes geregelt. 

Das deutsche Recht hat die Gerantenhaftung des französischen 
Gesetzes von 1828, welche für die Gesetzgebungen der deutschen 
Einzelstaaten vorbildlich gewesen war, in Gestalt der Haftung 
des verantwortlichen Redakteurs in das Reichspreßgesetz aufge- 
nommen. Es steht mit dieser Aufnahme im Gegensatz zum 
französischen Rechte, welches die Gerantenhaftung bei der Kodi- 
fikation der Preßgesetze in die Stufenfolge successiver Verant- 
wortlichkeit eingereiht und sich damit enger den belgischen 
Haftungsprinzipien angeschlossen hat. Doch findet sich das bel- 
gische Haftungssystem auch im deutschen Preßrechte bei dem 
Fahrlässigkeitsdelikte des § 21* Im einzelnen ist folgendes her- 
vorzuheben : 

Der erste Absatz des § 20: „Die Verantwortlichkeit für Hand- 
lungen, deren Strafbarkeit durch den Inhalt einer Druckschrift 
begründet wird, bestimmt sich nach den bestehenden allgemeinen 
Strafgesetzen** weist darauf hin, daß im Preßstraf recht ohne 
weiteres auch die jeweilig geltenden allgemeinen Strafrechts- 
grundsätze Anwendung^ zu finden haben, falls nicht im Preßrechte 
etwas besonderes bestimmt ist. 

Daraus folgt, daß die Grundsätze Über Täterschaft, Mittäter- 
schaft und Teilnahme preßrechtliche Besonderheiten an sich nicht 
besitzen und nach allgemeinem Strafrechte zu beurteilen sind, 
weil das Preßrecht keine Ausnahmebestimmungen insbesondere 
auch nicht solche, welche eine Haftungsbefreiung der Teil- 
nehmer enthalten, kennt.*) 



') Jeder Teilnehmer selbst der Drucker ist als solcher haftbar. Vgl. im 
einzelnen die Ausführungen bei Appelius § 20, S. 189 ff. 

ZlmmeroiAnii, Orondbarrlffe d. fk-Mis.-b«lf . PreutlimfreehU. 6 
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Der Absatz 2 des § 20: „Ist die Druckschrift eine periodische, 
so ist der verantwortliche Redakteur als Täter zu bestrafen, wenn 
nicht durch besondere Umstände die Annahme seiner Täterschaft 
ausgeschlossen wird", 

ist mehr als eine Ergänzung denn als eine Abweichung des 
im Absatz 1 zum Ausdruck gebrachten Prinzips anzusehen. 

Auch der verantwortliche Redakteur haftet nicht fUr das 
begangene Preßdelikt, weil er verantwortlicher Redakteur ist; er 
haftet vielmehr, weil er als Täter des Preßdelikts den strafbaren 
Erfolg wie jeder andere Täter verursacht und verschuldet hat. 

Die Besonderheit liegt allein in der Verteilung der Beweis- 
last: der verantwortliche Redakteur ist als solcher präsumierter 
Täter des Preßdelikts. Der Beweis seiner Nichttäterschaft in 
Gestalt des Nachweises mangelnden Verschuldens oder mangeln- 
der Verursachung liegt ihm ob, ist aber auch unbeschränkt 
zulässig.^) 

^) Die Bedeutung des Absatz 2 des § 20, insbesondere auch die Frage, 
was unter den dort gebrauchten Worten „besondere Umstände" zu verstehen 
sei, bildete lange Zeit eine der berOhmtesten Streitfragen des Preßstrafrechts. 
Die hier vertretene, heute wohl kaum mehr bekämpfte Auffassung rechtfertigt 
sich allein durch die Betrachtung der historischen Entwickelung. 

In der Bestimmung ist die Fixion der Täterschaft des verantwortlichen 
Redakteurs erblickt worden, und man hat dementsprechend unter den be- 
sonderen Umstanden solche verstanden, welche unverschuldet gänzlich außerhalb 
des Willens des verantwortlichen Redakteurs liegen und auch nicht durch 
seine Fahrlässigkeit herbeigeführt sind. Vgl. insbesondere das Urteil des 
IV. Senats vom 22. April 1887 R.G. 16 S. 16 und die dort Genannten. 

Die Praxis des Reichsgerichts war schwankend und ist heute durch die 
Entscheidung der vereinigten Strafsenate vom 6. Juni 1891 R.G. 22 S. 65 
dahin festgelegt, daß der § 20 Abs. 2, ohne den Grundsatz der Verantwortlichkeit 
nach den allgemeinen Strafgesetzen zu durchbrechen, nur zum Ausdruck 
bringen will, daß der verantwortliche Redakteur einer periodischen Zeitschrift 
die gesetzliche Vermutung der mit seinem Wissen und Willen, mit Kenntnis 
und Verständnis des Inhalts geschehenen Veröffentlichung der ganzen ihm als 
verantwortlichem Redakteur unterstehenden Druckschrift solange gegen sich 
hat, bis diese Vermutung durch besondere Umstände fl\r ausnahmsweise im 
Einzelfalle nicht zutreffend entkräftet wird. Es sind aber unter den besonderen 
Umständen nicht qualitativ besonders geartete, insbesondere bloß unverschuldete, 
sondern alle Umstände des konkreten Falles zu verstehen. Vgl. die citierte 
Entscheidung der vereinigten Strafsenate; ferner Urteil des II. Senats vom 
17. November 1891, R.G. 22 S. 224; Urteil des I. Senats vom 16. Juni 1898. 
R.G. 81 S. 211. 
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Das deutsche Preßrecht kennt allein die Täterschaftsvermutung 
des verantwortlichen Redakteurs. Jedem anderen bei der Be- 
gehung des Preßdelikts Beteiligten ist falls er als Täter in An- 
spruch genommen werden soll, von der Anklagebehörde der Nach- 
weis der Verwirklichung sämtlicher Tatbestandsmerkmale zu 
erbringen. 

Die Pahrlässigkeitshaftung des § 21 entspricht belgischen 
Haftungsprinzipien. 

Die fahrlässige successive Verantwortlichkeit erschien dem 
deutschen Gesetzgeber mehr den tatsächlichen Verhältnissen zu 
entsprechen, als die successive Täterhaftung. Vor allem er- 
schien sie auch ausreichend, die Beteiligten durch Benennung 
von Vormännern zur Mitwirkung und Unterstützung der staatlichen 
Verbrecherermittelung anzuspornen, also zur Erreichung desselben 
Zieles, welches auch das belgische System mit der successiven 
Täterschaftsvermutung anstrebte. 

Für die Begehung der Preßdelikte sollen: 

der verantwortliche Redakteur 

der Verleger 

der Drucker 

und der Verbreiter 
in der genannten Stufenfolge und ausschließlich „wegen Fahr- 
lässigkeit" bestraft werden, soweit ihre Bestrafung als Täter oder 
Teilnehmer nicht in Frage kommt. 

Nach der herrschenden und richtigen Ansicht ist mit dem 
§21 des Gesetzes ein delictum sui generis geschaffen.^) 



Es ist aber erforderlich hier besonders auch Appelius gegenüber hervor- 
zuheben, daß die Vermutung sich auch auf den Vorsatz erstreckt. Die Ver- 
mutung kann doch auch nur insoweit aufrecht erhalten werden, als die 
Kenntnis der Anklagebehörde von den tatsächlichen Verhältnissen und der 
vorliegende objektive Tatbestand die Annahme einer vorsätzlichen Begehung 
überhaupt rechtfertigen. Auch Appelius sagt im Grunde nichts anderes 
wenn er erklärt: „Es erscheint nicht überflüssig . . . hervorzuheben, daß die 
Vermutung . . . sich auf den Vorsatz nicht erstreckt, daß jedoch durchaus 
nicht in jedem Fall ein besonderer Nachweis des Vorsatzes erforderlich ist." 
Vgl.: a. a. 0. zu § 20 « Anm. 48 und R.G. 22 S. 79 f. 

') Die Ansicht vertritt auch das Reichsgericht. Vgl. z. B. Urteil des 
IV. Senats vom 2. Februar 1886, R.G. 18 S. 819; Urteil des I. Senats vom 
29. November 1888, R.G. 18 S. 293. 

6« 
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Diese Auffassung stützt sich auf den Wortlaut des Gesetzes- 
textes selbst. 

Wenn das Gesetz, wie unter anderen v. Liszt annimmt, die 
fahrlässige Begehung aller nur denkbaren Preßdelikte treffen wollte, 
so hätte nichts näher gelegen, als diesen mit den Grundsätzen des 
Strafrechts in schärfstem Widerspruch stehenden Gedanken un- 
zweideutig zum Ausdruck zu bringen. 

In den Worten „wegen Fahrlässigkeit* ist aber zum Aus- 
druck gebracht, daß entgegen der Z/sz/'schen Auffassung ein 
dem Preßgewerbe eigentumliches Fahrlässigkeitsdelikt geschaffen 
werden sollte, welches in der Außerachtlassung der erforderlichen 
Sorgfalt bei Herstellung und Verbreitung einer Druckschrift 
strafbaren Inhalts seinen Grund hat.^) 

Den in die Stufenfolge eingereihten, bei der Begehung des 
Preßdelikts beteiligten Personen ist in zweifacher Weise Gelegen- 
heit gegeben, die an sich verwirkte Bestrafung wegen Fahr- 
lässigkeit, die ihnen nicht bewiesen werden braucht, von sich 
abzuwenden: Sie können einmal den Nachweis erbringen, daß 
eine Fahrlässigkeit bei Begehung des Preßdelikta ihnen nicht zur 
Last fällt; sie können getrennt von diesem Nachweis, einen 
Vordermann in der Stufenfolge nachweisen, welcher der deutschen 
Strafgewalt erreichbar ist. 

Es genügt nicht, wie das Gesetz selbst in dem Worte 
„nachweist"* erkennen läßt, die Benennung eines Vordermannes. 
Die Benennung kann nur dann befreien, wenn sie sich auf eine 
bestimmte wirkliche Person bezieht und den tatsächlichen Ver- 
hältnissen entspricht, soweit eine derartige Nachprüfung von 
Amtswegen überhaupt möglich ist. 

Mit dem Erfordernis des Nachweises eines Vordermannes 
steht das deutsche Recht auch unbedingt auf dem Boden des 
belgischen Rechtes, in welchem die Haftungsbefreiung gleichfalls 
an den „l'auteur connu" nicht aber an den „Tauteur d^clarÄ-" 
geknüpft ist. 

Eine Verschlechterung der Lage dem belgischen Rechte 



') 8. Jonas: Die strafrechtliche Haftung des verantwortlichen Redakteurs ; 
besonders §§ 19—24 und die dort besprochenen Entscheidungen des Reichs- 
gerichts. 
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gegenüber ist aber insofern gegeben, als die Erreichbarkeit 
zur Zeit des Nachweises vorhanden sein muß, wie die 
Worte „welcher . . . sich befindet" unzweifelhaft beweisen, während 
der belgische Verbreiter oder Drucker schon dann die Täterschafts- 
vermutung widerlegt hat, wenn sein Gewährsmann zur Zeit des 
Geschäftsabschlusses der belgischen Strafgewalt erreichbar war. 
Die Benennung eines den gesetzlichen Anforderungen ent- 
sprechenden Gewährsmannes befreit den Benennenden lediglich 
von der Fahrlässigkeitsstrafe; eine Bestrafung nach § 20 des 
Gesetzes wird durch die Benennung nicht ausgeschlossen. 



§ 6. 

Ergebnisse. 

Faßt man das Ergebnis zusammen, so sind die Grundlagen 
des französischen, des belgischen und des deutschen Rechts folgende: 

I. Unter Preßdelikten oder Publikationsdelikten versteht 
das französische Recht solche öffentlichen vorsätzlichen Ge- 
dankenkundgebungen, welche das Preßgesetz unter Strafe ge- 
stellt hat. 

Es handelt sich einmal nicht nur um Gedankenkundgebungen 
mittels der Presse. Der Franzose erblickt die Besonderheit dieser 
Delikte in der VeröfTentlichung eines strafbaren Gedankeninhalts 
und stellt deshalb den mittels Verbreitung von Druckschriften 
erfolgten Publikationen die durch Worte und Gebärden öffentlich 
kundgetanen Gedanken gleich. 

Will man also von eigentlichen Preßdelikten sprechen, dann 
bedarf es stets eines einschränkenden Zusatzes, etwa in der 
Weise, daß man hinzufügt, „Preß'^-delikte sind solche öffentlichen 
vorsätzlichen durch Verbreitung von Druckschriften erfolgten 
Gedankenpublikationen, welche nach dem Preßgesetze unter 
Strafe gestellt sind. 

In dem letzten Relativsatz kommt die zweite Besonderheit 
des französischen Preßdeliktsbegrififs zum Ausdruck. 

Der Gesetzgeber hat es weder unternommen, einen Begriff 
des Preßdelikts zu geben, noch auf die allgemeinen Strafgesetze 
zu verweisen. In kasuistischer Weise sind vielmehr einzelne 
Deliktstatbestände normiert, in welchen die beiden einzigen ge- 
meinsamen begrififswesentlichen Merkmale nur publicite und 
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Intention sind, die zu einer begrifflichen Abgrenzung gegenüber 
den Deliktstatbeständen des allgemeinen Strafrechts nicht aus- 
reichen. 

In der Formulierung besonderer Preßdeliktstatbestände 
stimmtauch das belgische Recht mit dem französischen Uberein. 

Da eine einheitliche Kodifikation des gesamten Preßrechts 
fehlt, finden sich solche Tatbestände in einer Reibe von Spezial- 
gesetzen. 

Nach belgischer Rechtsauffassung ist das charakteristische 
Merkmal des Preßdelikts der Mißbrauch des Rechts der freien 
Meinungsäußerung. Aus der Erwägung, daß Gedankenkund- 
gebungen am wirksamsten durch die Presse erfolgen können, 
treten die Verkörperung eines strafbaren Gedankens in einer 
Druckschrift und die Veröffentlichung dieser Druckschrift als 
weitere Begriffsmerkmale hinzu. 

Im Gegensatz zu der Preßgesetzgebung dieser Länder hat 
das deutsche Recht von einer Formulierung besonderer Preß- 
deliktstatbestände abgesehen. Es finden die allgemeinen Straf- 
gesetze Anwendung. Jedoch fehlt im Gesetze eine Begriffs- 
bestimmung, welche Anhaltspunkte dafUr geben würde, welche 
von den allgemeinen Deliktstatbeständen auch Preßdeliktstat- 
bestände bilden können. Die Begriffsbestimmung des Preßdelikts 
gehört deshalb auch zu den bestrittensten Punkten des geltenden 
Preßrechts. 

Nach der hier vertretenen Auffassung sind Preßdelikte die- 
jenigen Delikte des allgemeinen Strafrechts, bei denen die Aus- 
führungshandlung durch vorsätzliche und öffentliche Kundgebung 
eines den Inhalt einer Druckschrift bildenden Gedankens erfolgen 
kann und im Einzelfalle auf diesem Wege erfolgt ist. 

Die Preßdelikte sind also durch ihre Begehungsform aus- 
gezeichnete Delikte des allgemeinen Strafrechts. Die Gegner 
dieser Auffassung suchen aus dem Erfolge der durch Verbreitung 
von Druckschriften erfolgten Gedankenkundgebung ein begriffs- 
abgrenzendes Merkmal zu entnehmen. Die Ansichten gehen da- 
bei freilich weit auseinander. 

Die engste Deliktsbegrenzung trifft wohl Klöppel Er stellt 
das Wort „begründen" des Gesetzestextes in § 20 dem Vollenden 
gleich und verlangt nur ein Zugänglichmachen durch Verbreitung 
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mit dem Erfolge, daß die Kenntnisnahme durch Dritte nur er- 
möglicht wird. 

Diese Auffassung gewährt den Preßdelikten einen ganz be- 
sonderen Charakter, für den das Gesetz keine Anhaltspunkte 
bietet. Es gibt keine Preßbeleidigung, die zum Unterschiede 
von der gewöhnlichen Beleidigung bereits mit der Möglichkeit 
der Kenntnisnahme vollendet wäre. Würde man aber konsequenter- 
weise alle Deliktstatbestände ausscheiden, welche ein über die 
Möglichkeit der Kenntnisnahme hinausgehendes Tatbestands- 
merkmal aufweisen, so blieben so wenig Delikte übrig, deren 
Begehung auch als Preßdelikte denkbar wäre, daß die Auffassung 
Klöppels als eine die Existenz von Preßdelikten nahezu aus- 
schließende Begrenzung anzusehen wäre. 

Die herrschende Lehre fordert deshalb noch Kenntnis- 
nahme des Gedankeninhalts durch dritte Personen. Auch hier 
lassen sich Inkonsequenzen nachweisen. In den Aufzählungen 
der nach der herrschenden Lehre möglichen Preßdelikte findet 
sich auch der § 166 R.St.G.B. 

Der Tatbestand der Gotteslästerung fordert aber zur Delikts- 
vollendung eine über die bloße Kenntnisnahme hinausgehende 
Aergerniserregung, also einen Erfolg, der nach der gewählten 
Begriffsabgrenzung notwendigerweise sein Ausscheiden aus dem 
Kreise der möglichen Preßdelikte zur Folge haben müßte. 

Andere wollen wieder den preßrechtlich erheblichen Erfolg 
nur in der auf das Innenleben eines Menschen hervorgerufenen 
Wirkung erblicken. 

Es fehlt allen diesen Begrenzungsversuchen die notwendige 
Bestimmtheit der Folgerungen. Diese Unbestimmtheit beruht auf 
dem zur Lösung des Problems eingeschlagenen falschen Wege. 

Es ist falsch; die Strafbarkeit der Handlung, bald streng bald 
weniger streng, in dem Inhalt der Druckschrift zu objektivieren 
und zu sagen, das Delikt müsse mit der Veröffentlichung der 
Druckschrift vollendet sein, oder es dürfe nur noch Kenntnis- 
nahme oder darüber hinaus eine Einwirkung auf das Innenleben 
des Gedankenempfängers als Tatbestandsmerkmal hinzutreten. 

Diese Begrenzungen lassen sich weder aus der Natur des 
Preßdelikts auf Grund allgemeiner Erwägungen noch aus der 
Fassung des Gesetzestextes selbst rechtfertigen. 
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Druckschriften wirken durch ihren Inhalt auf Vorstellungen 
der Leser ein. Von der Art und der inneren Stärke des mit- 
geteilten Gedankens ist der Grad der Wirksamkeit abhängig. Er 
hat bald teilnahmlose Kenntnisnahme, bald innere Stellungnahme 
bald eine durch die Gedankenkundgebung verursachte Handlungs- 
weise des Empfängers zur Folge. Ein und dieselbe Handlung 
kann jede der drei Wirkungen hervorrufen, weil noch ein weiterer 
Paktor zu berücksichtigen ist: Die Empfänglichkeit des Lesers. 
Dann aber zu sagen, in dem einen Falle liege ein Preßdelikt vor, 
in dem andern nicht, scheint ungerechtfertigt. Denn in jedem 
Falle bleibt die Natur der Handlung: Die Gedankenkundgebung 
durch Verbreitung von Druckschriften dieselbe. 

Es liegt vielmehr beim Preßdeliktsbegriff das allein ent- 
scheidende und von anderen DeliktsbegrifFen unterscheidende 
Merkmal in der Begehungsform. Die Gedankenkundgebung er- 
folgt durch Verbreitung von Druckschriften; sie ist die 
Deliktshandlung des Täters. Bildet daher in dem Tatbestande 
eines Delikts eine Gedankenilbermittlung die AusfQhrungshandlung 
— ganz gleichgültig, ob mit dieser Gedankenübermittlung der 
Tatbestand vollendet ist, oder noch weitere Erfolge hinzutreten 
müssen — so ist das Delikt Preßdelikt, wenn die Gedanken- 
Übermittlung durch Verbreitung von Druckschriften erfolgen kann 
und im Einzelfalle auf diesem Wege erfolgt ist. 

Die Prüfung des Gesetzestextes selbst führt zu dem gleichen 
Ergebnis. 

Die Begründung der Strafbarkeit der Handlung durch den 
Inhalt einer Druckschrift ist nicht gleichbedeutend mit der Voll- 
endung der strafbaren Handlung durch Verbreitung von Druck- 
schriften. Die Fassung des § 22 des Preßgesetzes weist auf das 
entscheidende Merkmal, auf die Verbreitung als Ausführungs- 
handlung hin. Dem gegenüber wird auf die Deliktsvollendung 
kein Gewicht gelegt. Das Gesetz spricht diesen Gedanken freilich 
nicht besonders aus. Er läßt sich aber aus dem § 23 entnehmen. 
Wie schon das französische und das belgische Recht in freilich 
kasuistischer Formulierung Preßdeliktstatbestände aufweisen, 
welche teils mit Kenntnisnahme teils erst mit dem Hinzutreten 
weiterer Tatbestandsmerkmale vollendet sind, so zeigt auch die 
im § 23 des deutschen Preßgesetzes anlässig der Beschlagnahme- 
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Voraussetzungen gegebene Aufzählung, welche auch den erst mit 
der Begehung einer strafbaren Handlung vollendeten 
Deliktstatbestand des § 111 St.G.B. aufweist, daß dem Gesichts- 
punkte der Deliktsvollendung begriffswesentliche Bedeutung nicht 
beizulegen ist. 

Allgemeine Erwägungen wie die Auslegung des Gesetzes selbst 
führen also zu dem gleichen Ergebnis und rechtfertigen den hier 
vertretenen Preßdeliktsbegriff. 

II. Mit der Annahme dieses Begriffes ergibt sich dann freilich 
für das geltende Recht auch die unerwünschte Folgerung, daß 
die kurze sechsmonatige Verjährung auf alle Preßdelikte, auch 
auf solche anzuwenden ist, die wie z. B. Betrug, Nötigung und 
Erpressung eine Abkürzung der Verjährung nicht angemessen er- 
scheinen lassen. 

Aus diesem Grunde aber de lege lata nach dem Vorbilde 
des Reichsgerichts eine einschränkende Begriffsbestimmung zu 
geben, ist m, E. nicht zu billigen ; vgl. das oben S. 34 besprochene 
Urteil des IL Senats vom 3. April 1900 R.G. 33 S. 230. — 

Die kurze Verjährungsfrist rechtfertigt sich allerdings für 
diejenige Preßdelikte, welche mit der durch die Veröffentlichung 
eines strafbaren Gedankeninhalts bewirkten Kenntnisnahme voll- 
endet sind. Die Anwendbarkeit der kurzen Verjährung ist daher 
de lege ferenda auf diese Gruppe von Preßdelikten zu beschränken. 
Für sie gilt das in dem angezogenen Urteile Ausgeführte, daß 
die kurze Verjährungsvorschrift nur bei solchen Deliktstatbeständen 
Anwendung zu finden habe, die auf der Stelle verfolgt und um 
ihres ephemeren Charakters willen nur aus der Zeit ihrer Be- 
gehung heraus richtig beurteilt werden könnten. 

III. Bei den Haftungsbestimmungen ist im französischen 
Rechte und unter Nachahmung des französischen Vorbildes auch 
im deutschen Rechte eine besondere dem Preßstrafrecht eigen- 
tümliche verantwortliche Persönlichkeit geschaffen im g6rant oder 
verantwortlichen Redakteur. Der Umstand, daß bei der Her- 
stellung und Verbreitung der strafbaren Druckschrift regelmäßig 
eine Mehrzahl von Personen mitwirkt, machte in Verbindung 
mit der Anonymität der Presse eine solche preßrechtliche Be- 
sonderheit notwendig. 

Nach dem auch für die Preßgesetzgebung der deutschen 
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Einzelstaaten vorbildlichen Gesetze von 1828 waren g6rants 
(responsables) solche Personen, die geschäftlich interessiert aus 
der Zahl der Gesellschafter als geschäftsführende Gesellschafts- 
vertreter ausgewählt, oder die als AlleineigentUmer des Zeitungs- 
unternehmens berufen waren, auch in strafrechtlicher Beziehung 
den Inhalt der Druckschriften zu Überwachen, und die neben 
einer entsprechenden geistigen Fähigkeit auch die in art. 5 des 
Gesetzes geforderten Eigenschaften besaßen. 

Diese Verknüpfung der besonderen strafrechtlichen Ueber- 
wachungspiiicht mit der geschäftlichen Leitung, auf welche schon 
die Benennung g^rant hinweist, ist den deutschen einzelstaat- 
lichen (jesetzen und auch dem Reichspreßgesetze fremd geblieben, 
weil zu der Zeit der Entstehung deutscher Preßgesetze, die Technik 
des Preßwesens und das damit im Zusammenhange stehende Be- 
dürfnis nach Arbeitsteilung solche -Fortschritte gemacht hatte, 
daß eine aus Sicherungsrticksichten angeordnete Häufung der 
Geschäfte in der Person eines Einzigen als unzulässige Beengung 
des Preßgewerbes aufgefaßt und daher als unzeitgemäß verworfen 
werden mußte. In Frankreich konnte sich der einmal bestehende 
Zustand um deswillen länger behaupten, weil man hier von der 
regelmäßig auch wohl zutreffenden Annahme einer Gesellschafts- 
form des Zeitungsunternehmens ausgehend eine Auswahl der- 
jenigen aus der Zahl der gerants gestattete, welche die Ueber- 
wachungspfiicht ausüben sollten. Es war also die Loslösung der 
Geschäftsführung von der AufsichtsfUhrung oder besser die Be- 
freiung von der Notwendigkeit der Verknüpfung beider Aemter 
in einer Person eine in der Entwickelung des Preßwesens be- 
gründete Tatsache, welche die Ueberwachungsverpflichtung des 
Trägers der Verantwortlichkeit nicht aufhob. Die Entwickelung 
ist in dem geltenden Rechte Deutschlands und Frankreichs zum 
Abschluß gebracht. Das Reichspreßgesetz von 1874 wie das 
französische Preßgesetz von 1881 fordern das Vorhandensein 
eines verantwortlichen Redakteurs oder g6rant, ohne die Ueber- 
wachungspflicht besonders zum Ausdruck zu bringen. Die ver- 
antwortliche Persönlichkeit muß in Deutschland auf dem Blatte, 
in Prankreich außerdem noch in der bei Eröffnung des Zeitungs- 
untemehmens abzugebenden Erklärung genannt sein. Die zur 
Durchfuhrung dieser Bestimmungen erlassenen Ordnungsvor- 
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Schriften beider Gesetze lassen aber erkennen, daß diese Person 
bereits vorher ernannt sein muß. 

Es ist deshalb der Schluß gerechtfertigt, daß die Benennung 
auf dem Blatte ein Erkennungsmerkmal ohne jede be- 
griffswesentliche Bedeutung ist. 

Wie bei anderen gewerblichen Unternehmungen stellt auch 
im Preßgewerbe der Unternehmer mehrere Personen an, denen 
bestimmte Geschäftskreise zugeteilt werden. Fordert das Gesetz 
einen verantwortlichen Redakteur, ohne dessen Tätigkeit gesetz- 
lich zu bestimmen, wird auch dieser Posten besetzt unter Zu- 
weisung eines Wirkungskreises, der den auf Grund älterer Gresetze 
eingebürgerten Anforderungen entspricht. 

Nachdem beim Schweigen des Gesetzes der BegritF in Literatur 
und Rechtsprechung streitig geworden ist, empfiehlt sich die 
Aufnahme etwa folgender Begriffsbestimmung in das Reichspreß- 
gesetz, die in entsprechender Aenderung auch fUr das gegen- 
wärtige französische Recht gültig ist: Verantwortlicher Redakteur 
ist derjenige, welcher von dem Eigentümer (Geschäftsherrn) des 
Zeitungsunternehmens mit der Oberaufsicht über das Blatt nach 
der Richtung betraut ist, daß er den Inhalt auf seine etwaige 
kriminelle Bedeutung zu prüfen und Artikel strafbaren Inhalts 
zurückzuweisen hat. 

Diese •verantwortliche Persönlichkeit des französischen und 
des deutschen Rechts haftet für Preßdelikte nicht weil sie die 
Verantwortlichkeit übernommen, sondern weil sie zur Ueber- 
wachung verpflichtet, die strafbare Gedankenpublikation verursacht 
oder doch pflichtwidrig nicht gehindert und diese auch ver- 
schuldet hat. 

Die Voraussetzungen der Haftung entsprechen den allgemeinen 
strafrechtlichen Grundsätzen. Die preßrechtliche Besonderheit 
liegt in der Täterpräsumtion des Angeklagten; Verursachung und 
Verschuldung brauchen ihm nicht bewiesen zu werden. Ursprüng- 
lich war die Präsumtion unwiderleglich. Die Geschichte des 
französischen Preßrechts weist aber eine Entwickelung von der 
unwiderleglichen zur widerleglichen Täterpräsumtion auf, die in 
dem geltenden Gesetz von 1881 ihren Abschluß gefunden hat. 
Auch nach dem Reichspreßgesetze ist die Täterpräsumtion des 
verantwortlichen Redakteurs unbeschränkt widerleglich. 
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In dem geltenden französischen Rechte findet sich neben der 
widerleglichen Täterpräsumtion des gerant noch eine solche an- 
derer Personen. Das Gesetz hat das belgische System der soge- 
nannten Kaskadenverantwortlichkeit nachgebildet und in dieses 
die Gerantenhaftung eingereiht. 

In Belgien ist nach Beseitigung der kumulativen Haftungs- 
grundsätze, welche zur Zeit der Vereinigten Niederlande geherrscht 
hatten, auf Grund des Artikels 18 der Verfassungsurkunde von 
1831 und des Artikels 11 des Dekrets vom 20. Juli 1831 in Wissen- 
Schaft und Praxis ein successives und exklusives Haftungs- 
system ausgebildet worden. Das Bestreben geht dahin, den 
eigentlichen Deliktstäter, d. h. denjenigen, welcher den straf- 
baren Gedankeninhalt vorsätzlich veröffentlicht und damit das 
Recht der freien Meinungsäußerung mißbraucht hat, als auteur 
du delit verantwortlich zu machen. Dieser auteur des belgischen 
Rechte kann der Verfasser sein, aber auch jeder andere, an der 
Herstellung und Verbreitung der Druckschrift vielleicht ganz 
Unbeteiligte, welcher einen strafbaren Gedankeninhalt zu dem 
Seinigen macht und vorsätzlich dessen VeröfTentlichung veranlaßt. 

Um zu diesem meist unbekannten Haupttäter zu gelangen, 
schlägt das belgische Recht unter Ablehnung der besonderen 
französisch-deutschen strafrechtlichen Persönlichkeit der periodi- 
schen Presse den Weg ein, weitere an der Herstellung und Ver- 
breitung der Druckschrift Beteiligte in der Reihenfolge: 

Verbreiter 
Drucker 
Verleger 
nacheinander als auteurs du delit verantwortlich zu machen. 

Bis auf den Verbreiter sind die Genannten auch mit der 
Täterschaftsvermutung belastet. 

Es gibt zwei Wege, diese Vermutung zu beseitigen. Der 
eine besteht in dem Nachweis eines Vordermannes in der Stufen- 
folge, welcher zur Zeit der geschäftlichen Beziehungen der bel- 
gischen Strafgewalt erreichbar gewesen sein mußte, der andere 
dagegen in dem Nachweis mangelnden Verschuldens oder man- 
gelnder Verursachung. 

Während der letztere Nachweis über die Vermutung hinaus 
jede Täterhaftung in einem ausschließenden Sinne beseitigt, be- 
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seitigt der Nachweis eines Vordermannes allein die Vermutung 
und stellt die normale strafrechtliche Verteilung der Beweislast 
wieder her, so daß der Nachweis der Mittäterschaft des Benen- 
nenden nicht ausgeschlossen ist. 

Diesem successiven Prinzip tritt ein exklusives zur Seite. 

Jede Gehilfentätigkeit bei der Begehung eines Preßdelikts 
ist straflos. 

Die Haftungsgrundsätze des belgischen Rechts sind sowohl 
für Prankreich wie für Deutschland vorbildlich gewesen. 

Das französische Preßgesetz von 1881 hat die successive 
Seite des belgischen Haftungssystems Übernommen und, wie be- 
reits erwähnt, die Gerantenhaftung in dessen Stufenfolge eingereiht. 

üeber die belgische Praxis hinaus werden auch Verbreiter 
präsumtiv für schuldig erklärt und in der Reihenfolge: 

Geranten oder Verleger 

Verfasser 

Drucker 

Verbreiter 
die Beteiligten als Täter in Anspruch genommen. Der Vertreter 
einer späteren Klasse kommt erst in Ermangelung eines voran- 
gehenden Haftungsverpflichteten in Frage. 

Im Gegensatz zum belgischen Rechte, welches als auteur 
du d61it im Prinzip den veröffentlichenden Verfasser an die 
Spitze stellt, sieht das französche Recht im publicateur, dem 
gerant der periodischen, dem 6diteur der nichtperiodischen Schriften, 
den Hauptschuldigen und nimmt diesen in erster Linie in An- 
spruch. Im Verhältnis zu ihm stellt sich die Tätigkeit des Ver- 
fassers nur als Komplizen tätigkeit nach ausdrücklicher Gesetzes- 
vorschrift dar. 

Das exklusive Moment im belgischen Haftungssystem ist im 
Prinzip abgelehnt worden. Nur zu Gunsten der Drucker wird 
eine Ausnahme gemacht und deren GehUlfentätigkeit, soweit 
Druckhandlungen in Frage kommen, für straffrei erklärt. 

Das deutsche Preßgesetz von 1874 hat sich nicht in dem- 
selben Umfange den belgischen Haftungsginindsätzen angeschlossen. 
Der § 20 des Gesetzes erklärt die allgemeinen strafrechtlichen 
Haftungsgrundsätze für anwendbar und stellt nur für den ver- 
antwortlichen Redakteur eine widerlegliche Täterschaftsvermutung 
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auf. Dagegen ist im § 21 das successive belgische Haftungs- 
prinzip bei Normierung eines besonderen Pahrlässigkeitsdelikts, 
welches als ein delictum sui generis anzusehen ist, zur An- 
wendung gekommen. Hier werden der verantwortliche Redakteur, 
der Verleger, der Drucker und Verbreiter in der aufgeführten 
Reihenfolge nacheinander wegen Fahrlässigkeit verantwortlich 
gemacht. Sie können sich durch den Nachweis der Anwendung 
gehöriger Sorgfalt oder auch durch den Nachweis eines aller- 
dings nur zur Zeit der Benennung der deutschen Strafgewalt 
erreichbaren Vordermannes von jeder Haftung befreien. 

Vergleicht man die Haftungsgrundsätze im französischen, 
belgischen und deutschen Preßrechte miteinander, so läßt sich 
sagen, daß Abweichungen von den allgemeinen strafrechtlichen 
Haftungsprinzipien, soweit solche im Interesse der Verbrechens- 
verfolgung für erforderlich erachtet sind, ihren Ausgangspunkt 
von den allgemeinen Strafrechtsgrundsätzen nehmen. In den 
Sonderbestimmungen tritt das Bestreben hervor, den tatsächlichen 
Verhältnissen gerecht zu werden und die wirklich Schuldigen 
unter den bei der Begehung des Preßdelikts beteiligten Personen 
zur Verantwortung zu ziehen. 

Die Verantwortlichkeit wird daher niemals auf Fiktionen 
gegründet. Es sind lediglich Täterpräsumtionen geschaffen, so- 
weit eine von Amtswegen durchgeführte Ermittelung materieller 
Wahrheit wegen der Anonymität der Presse ergebnislos ver- 
laufen und die Führung des Schuldbeweises bei den als Delikts- 
tätern in Anspruch Genommenen zu unüberwindlichen Schwierig- 
keiten führen könnte. Diese Präsumtionen erstrecken sich bald 
nur auf einen im Preßgewerbe besonders in die Erscheinung 
Tretenden, den verantwortlichen Redakteur, bald auf mehrere 
bei der Herstellung und Zugänglichmachung beteiligte Personen. 
Im letzten Falle kommt aber bei der Inanspruchnahme des einen 
von ihnen die die übrigen belastende Vermutung in Wegfall 
und es tritt die normale Verteilung der Beweislast wieder ein. 

Die mit der Täterschaftsvermutung zusammenhängende Um- 
kehrung der Beweislast darf im Preßstrafrecht in ihrer praktischen 
Bedeutung nicht überschätzt werden, Sie kann der im Civil- 
prozeß sich gleichfalls findenden Umkehrung der Beweislast jeden- 
falls nicht vorbehaltlos an die Seite gestellt werden, weil der 
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Vermutung zur Seite stets die der Anklagebehörde obliegende 
Wahrheitsermittelung in Geltung bleibt und die Vermutung nur 
insoweit aufrecht hält, als ihre Ermittelungen sich mit dem durch 
die Vermutung gegebenen Sachverhalte decken. 

Es ist also soweit als irgend angängig Vorsorge getroffen, 
daß die Vermutungen immer nur dann Platz greifen, wenn die 
amtlichen Ermittlungen nicht ausreichen. Die Vermutungen 
sind also nur HUlfsmittel der Verbrechensermittlung; 
sie ersetzen die Ermittlungen nicht. 

Dieser Grundzug ist allen den besprochenen, von den all- 
gemeinen Strafrechtsgrundsätzen abweichenden Haftungssystemen 
gemeinsam. Das Unterscheidende ist bei ihnen mehr in äußer- 
lichen Momenten zu erblicken, in der Art, wie die Ermittlung 
des wahren Deliktstäters am erfolgreichsten zu verwirklichen ist. 

Es sind deshalb lediglich Zweckmäßigkeitserwägungen, welche 
dem einen oder dem andern Systeme den Vorzug geben lassen. 
Und man kann nicht sagen, daß dieses oder jenes System den 
Haftungsgrundsätzen der Rechtsordnung eines Landes nicht ent- 
sprechen würde, weil der Ausgangspunkt aller die überall gleiche 
allgemeine kriminelle Haftung ist. 

Aus diesem Grunde kann auch die Frage zur Erörterung 
gestellt werden, welches Haftungssystem für eine zukünftige 
Neugestaltung der deutschen Preßgesetzgebung am empfehlens- 
wertesten i^t. 

M. E. ist es gerechtfertigt auch den deutschen Haftungs- 
bestimmungen nach dem Vorbilde der französischen Kodifikation 
von 1881 die belgischen Haftungsprinzipien zu Grunde zu legen. 

Auf Seite 71 und folgende der Abhandlung ist der Beweis 
zu erbringen versucht, daß der dem belgischen Rechte sehr häufig 
gemachte Vorwurf, es suche nur immer eine Person haftbar zu 
machen und baue seine Haftung auf Fiktionen auf, nicht gerecht- 
fertigt ist. 

Im belgischen Rechte kann nicht von Fiktionen, die doch 
ein nicht vorhandenes Merkmal als vorhanden anzunehmen zwingen, 
sondern nur von widerleglichen Täterpräsumtionen gesprochen 
werden. Diese haben aber ihren Ausgangspunkt von einer richtigen 
Würdigung der Tätigkeit der bei der Herstellung und Verbreitung 
der Druckschrift Mitwirkenden zu nehmen. 



— 97 — 

Zunächst ist zu prüfen, wer kann überhaupt als Deliktstäter 
in Betracht kommen. Erst nach Beantwortung dieser Frage ist 
die weitere Frage gerechtfertigt, bei welchen von den möglichen 
Tätern rechtfertigt sich auch eine Täterschaftsvermutung. 

Das Bestreben muß dahin gehen, unter den vielen Beteiligten 
bei der Herstellung und Verbreitung des Preßerzeugnisses den 
wirklichen Haupttäter zu fassen. Dieser ist für den Regelfall 
der veröffentlichende Verfasser des Artikels. Ihm folgt unter 
Beibehaltung des verantwortlichen Redakteurs für die strafreclitlich 
vorwiegend bedeutungsvolle periodische Presse dieser und mit 
dem verantwortlichen Redakteur auf gleicher Stufe der Heraus- 
geber nichtperiodischer Sammelwerke. Dann ist der Verleger 
zu nennen, welcher die Druckschrift erscheinen läßt. An vierter 
Stelle folgt der Druckereiinhaber und zuletzt der Verbreiter. 

Sie alle wirken an der Publikation des strafbaren Gedanken- 
inhalts mit und kommen möglicherweise als Deliktstäter in Be- 
tracht, ohne doch für den Regelfall alle gleich strafwürdig zu sein. 

Auch die Täterschaftsvermutung ist bei den Genannten bis 
auf den Verbreiter gerechtfertigt. Der verantwortliche Redakteur 
ist ausdrücklich mit dem Amte betraut, die zahlreichen Einzel- 
beiträge einer periodischen Druckschrift auf ihren strafrechtlichen 
Inhalt zu prüfen. Seine Täterschaftsvermutung scheint am un- 
bedenklichsten zu sein. Es rechtfertigt sich aber auch eine solche 
bei dem Verleger und dem Drucker. Unter dem Drucker wird 
der Inhaber eines Druckereibetriebes verstanden. Beide sind auf 
dem Blatte genannt, und es ist ihnen schon aus wirtschaftlichen 
Gründen nicht gleichgiltig, welche Erzeugnisse aus ihrem ge- 
schäftlichen Unternehmen hervorgehen. Sie werden daher eine 
gewisse Oberaufsicht ausüben. Knüpft nun das Recht an diese 
wirtschaftliche Tätigkeit strafrechtliche Polgen, so werden sie 
auch ihr Augenmerk mit auf den strafrechtlichen Inhalt der Er- 
scheinungen richten, zumal diese Art von Aufsichtstätigkeit aufs 
engste mit der allgemeinen Aufsich tstätigkeit verknüpft ist. 

Es darf niemals unberücksichtigt bleiben, daß die Täterschafts- 
vermutung nicht mit einer Täterhaftung gleichzustellen ist, son- 
dern ohne Einschränkung widerleglich sein muß. 

In doppelter Weise muß der Gegenbeweis erbracht werden 
können. Einmal mit dem Nachweis mangelnden Verschuldens 
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oder mangelnder Verursachang, der jede weitere Haftung aus- 
schließt. Zweitens mit dem Nachweis eines erreichbaren Vor- 
mannes, der nur die Vermutung beseitigt, damit die normale Ver- 
teilung der Beweislast wiederherstellt und den Benennenden 
nicht schlechter stellt, als jeden anderen von der Verfolgungs- 
behörde in Anspruch Genommenen. 

Der bereits dem belgischen Rechte gemachte Vorwurf die 
Nichtbenennung sei kein so maßgebendes Belastungsmoment, um 
die Annahme des Dolus zu rechtfertigen, scheint ungerechtfertigt, 
wenn man erwägt, daß der Dolus nicht auf die Nichtbenennung, 
sondern auf die wirtschaftliche Tätiglceit deslnanspruchgenommenen 
gestutzt wird, daß also die Nichtbenennung höchstens als 
Vermutungsbestärkendes nicht vermutungsbegrUnden- 
des Moment in Betracht kommen kann. 

Nicht rechtfertigt sich eine Täterschaftsvermutung für den 
Verbreiter, obwohl auch er als Deliktstäter denkbar ist. 

Der Verbreiter steht normalerweise vor vollendeten Tat- 
sachen; er verbreitet die bereits fertige Druckschrift. 

Dennoch ist er der Verfolgungsbehörde nicht gleichgiltig, 
weil er gewöhnlich auf frischer Tat ergriffen wird und beim 
Fehlen jeglicher Bezeichnung auf dem Blatte allein eine Angabe 
über seine Gewährsmänner machen kann. 

Es läßt sich deshalb rechtfertigen, wenn im § 19 des Gesetzes 
für das Fehlen jeglicher Benennung der verantwortlichen Per- 
sönlichkeiten auf der Druckschrift, neben dem verantwortlichen 
Redakteur, dem Verleger und dem Drucker auch der Verbreiter 
haftbar gemacht wird, dem letzteren aber Straffreiheit zuge- 
sichert wird, wenn er seine Gewährsmänner benennt. 

Darüber hinaus bleiben aber alle Grundsätze des allgemeinen 
Straftrechts insbesondere auch die Teilnahmevorschriften in Geltung. 

Es würden die belgischen Bestimmungen, soweit sie der suc- 
cessiven Seite angehören, nicht die der exklusiven Seite über- 
nommen. Allein für den Druckergehilfen empfiehlt es sich, eine 
Ausnahme zu machen, weil dessen Haftbarmachung schon häufig 
zu unliebsamen Ergebnissen geführt hat. 

Mit Anwendung dieser Grundsätze läßt sich eine m. E. wirk- 
samere und konsequentere Haftung durchführen, als auf dem nach 
dem geltenden Rechte eingeschlagenen Wege. 
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Noch ein weiterer Gesichtspunkt spricht für die Aenderung 
in dem vorgeschlagenen Sinne. Das oberste Prinzip jeder Ge- 
setzgebung wie überhaupt aller wirtschaftlichen Tätigkeit muß 
doch das sein, mit möglichst wenig Mitteln einen möglichst großen 
Erfolg zu erzielen. 

Macht sich bei dem eigenartigen Zusammenwirken vieler 
Personen im Preßbetriebe eine besondere preßrechtliche Haftung 
erforderlich, so ist es eine geringere Abweichung von den all- 
gemeinen Strafgrundsätzen, die doch einmal vorhandene und auch 
zu billigende Täterschaftsvermutung des verantwortlichen Redak- 
teurs auf einige andere Beteiligte auszudehnen und diese Täter- 
schaftsvermutung als einzige Besonderheit aufrecht zu erhalten, 
als neben der Täterschaftsvermutung des verantwortlichen 
Redakteurs ein dem Strafrecht sonst fremdes, zu Mißverständ- 
nissen Anlaß gebendes Fahrlässigkeitsdelikt mit einer stufenweisen 
Verantwortlichkeit zu schaffen, bei w^elchem noch dazu die Be- 
ziehungen zur Täterhaftung streitig sind. 

IV. Im Endergebnis läßt sich danach etwa folgende For- 
mulierung aufstellen: 

IL Ordnung der Presse. 

8. Verantwortlicher Redakteur ist derjenige, welcher von 
dem Eigentümer (Geschäftsherrn) des Zeitungsunternehmens mit 
der Oberaufsicht über das Blatt nach der Richtung betraut ist, 
daß er den Inhalt auf seine kriminelle Bedeutung zu prüfen und 
Artikel strafbaren Inhalts zurückzuweisen hat. Es dürfen nur 
solche Personen bestellt sein, welche verfügungsfähig etc 

19. Mit Geldstrafen .... werden der verantwortliche Redak- 
teur, der Verleger, der Drucker und Verbreiter bestraft: 

1. Für Zuwiderhandlungen gegen die §§ 6 

2 

In dem Falle der Ziffer 1 § 6 bleibt jedoch der Verbreiter 
von jeder Haftung frei, wenn er den Drucker oder Verleger der 
von ihm verbreiteten Druckschrift nachweist 

III. Verantwortlichkeit für die durch die Presse begangenen 
strafbaren Handlungen. 

20. Die Verantwortlichkeit für diejenigen Delikte des allge- 
meinen Strafrechts, bei denen die AusfUhrunghandlung durch 
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vorsätzliche und öffentliche Kundgebung eines den Inhalt einer 
Druckschrift bildenden Gedankens auf dem Wege der Verbreitung 
der Druckschrift erfolgt ist (Preßdelikte), bestimmt sich nach den 
bestehenden allgemeinen Strafgesetzen. 

Die Druckereigehulfen sind jedoch fUr diejenigen Handlungen 
straffrei, welche der Druckereibetrieb gewöhnlich mit sich bringt. 

21. Der Verfasser, 

Der verantwortliche Redakteur oder Herausgeber, 

Der Verleger und 

Der Druckereiinhaber 
sind in vorstehender Reihenfolge nacheinander als Täter zu be- 
strafen. 

Die Genannten können neben dem Nachweis ihrer Nicht- 
täterschaft, die sie belastende Täterschaftsvermutung dadurch 
beseitigen, daß sie einen in der Reihenfolge Vorangehenden nach- 
weisen, welcher der deutschen Strafgewalt erreichbar ist. 
rV. Verjährung. 

22. Die Strafverfolgung derjenigen Preßdelikte, deren Tat- 
bestand bereits mit Kenntnisnahme des Druckschriftsinhalts 
seitens dritter Personen vollendet ist, sowie derjenigen sonstigen 
Vergehen wider die Ordnung der Presse verjährt in sechs Monaten. 
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Heft 60. Eulau. Dr. jur. et rer. pol., Rechtsanwalt, Geteilter, bedingter, unter 

Vorbehalt gestellter Strafantrag. Preis M. 1.— 

Heft 61. Kitzinger, Dr. jur. Bechtsanwalt, Das Vergehen des Nachwuchers 

gemäss g 302e RStGB. Preis M. 1.30 

(FortttUung uwf tltig ) 



Heft 63. Thiely Dr. jar. Rechtsanwalt, Inluria ODd Belelditfuntf. Eine Vorarbeit 
zor BestimmuDtf des Begriffes der Belelditfnni^. Preis M. 6.— 

Heft 68. Theodor Fabian, Iir. jar., Abtfrenzang v^n nntatttfliehem Versaeh 
und Putativdelikt, und Erorterontf ihrer Strafbarkelt. Preis M. 1.50 
Heft 59—63 bilden die XI. Serie und kosten zusammen bezogen M. 8.— 

Heft 64. Kaysel. Dr. jor., Die Gesetztfebantf der Kaltorstaaten zur UnterdrOeknag 
des airikairiseheii Sklavenhandels. Preis M. 3.00 

Heft 65. Well, Dr. jnr. et rer. pol., Die Aufrelzuntf zom Klassenkampf. Preis M. 1.90 

Heft 66. von Gemmingen-Fapfeld, Dr. jnr., Znr Lehre der BeleldlCöng 
Verstorbener. Preis M. 2.60 

Heft 67. August Heglepy Dr. jur., Privatdozent, Prinzipien des Internationalen 
Strafreehts. Preis M. 6.50 

Heft 64 — 67 bilden die XII. Serie und kosten zusammen bezogen M. 8.~ 

Heft 68. Kponachepy Doktor der Rechte, ist Zeehprellerei Betrntf? Preis M. 1.40 

Heft 69. Urysohn, Dr. jur. Das Verbreehen des Hoehverrats im rossisehen 
Strafrecht. Preis M. 2.80 

Heft 70. Redsloby Dr. iur., Referendar. Die kriminelle Unterlassnntf. Pr. M. 1.80 

Heft 71. B. E. Fuohsy Dr. jur. Das Problem der Strafmflndigkelt ond die 
Dentsehe Straftfesetzgebontf. Ein Beitrag zur Reform der §g 55, 56 
and 57 des Reiehsstrafgesetzbaches. Preis M. 6.— 

Heft 68—71 bilden die XIII. Serie und kosten zusammen bezogen M. 8. — 

Heft 72. Mioellif Dr. jur. et rer. pol. Der BetfritT des Gewahrsams Im Straf- 
rechte. Preis M. 2.20 

Heft 73. Blume. Dr. jur., Oerichtsassessor. Tatbestandskomplemente. Pr. M 1.70 

Heft 74. Göpliohy Die vorlluflge Entlassung. Preis M. 3.— 

Heft 75. Seufffei*t f y Dr., weiland G-eh. Justizrat und ord. Professor und 
Fi*iedebei«gy Dr. jur., Amtsrichter. Untersnchuntfen fiber die Ert- 
liche Verteilung der Verbrechen im Deutschen Reiche. Preis M. 6.00 
Heft 72 — 75 bilden die XIV. Serie Und kosten zusammen bezogen M. 8. — 

Heft 76. Besohatz. Dr. jur. Referendar. Die Fahrlässigkeit innerhalb der 
geschichtlichen Entwickelung der Schuldlehre. Teil I. Vom pH- 
mitiyen Straf recht bis zur CCC. Preis M. 3.60 

Heft 77. Sally Maasy Dr. jur., Referendar. Der Grundsatz der Unmittelbarkeit 
in der Reichsstrafprozessordnung. Preis M. 2.20 

Heft 78. Oasip Bernsteiny Doktor der Rechte. Die Bestrafting des Selbst- 
mords und ihr Ende. Preis K. 1.90 

Heft 79. HofiieinZf Qroßh. Bad. Amtmann. Verletzung und Getihrdung als 
Kriterien der Zweiteilung im Systeme der strafbaren Handlungen. 

Preis M. 2.20 

Heft 80. N« Herpmann KHegsmanny Dr. jur., Privatdozent, Nittitersehaft 
und Raufhandel seit Feuerbach. Preis M. 6.— 

Heft 76 — 80 bilden die XV. Serie und kosten zusammen bezogen M. 8.~ 

Heft 81. Friedpich Zimmermanny Dr. jur., Referendar, Die Grundbegriffe 
des franzosisch -belgischen Pressstrafrechts und ihre Verwertung 
fBr die Beurteilung des deutschen Reichspressgesetzes. Preis M. 2.60 



i>riick ton Jl. J»«ob in WQitcftmrtdmrf. 
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